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159. Sitzung 

Bonn, Mittwoch, den 26. Februar 1997 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Fragestunde 

- Drucksache 13/7013 - 

Ich eröffne die Fragestunde mit dem Aufruf des 
Geschäftsbereiches des Bundesministeriums für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau. Zur Be-
antwortung ist der Parlamentarische Staatssekretär 
Joachim Günther anwesend. 

Ich rufe zunächst die Frage 1 des Abgeordneten 
Otto Reschke auf: 

Welche Auswirkungen sieht die Bundesregierung durch das 
Urteil des Bundesarbeitsgerichts in Kassel vom 19. Februar 1997 
(5 AZR 982/94) in Sachen Asbestbelastung im Funkhaus der 
Deutschen Welle in Köln im Hinblick auf die Funktionsfähigkeit 
des Senders in seinem jetzigen Funkhaus und den Beschluß des 
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages, daß die 
Deutsche Welle in den fertigzustellenden Bonner Schürmann-
Bau einziehen soll, und wie ist die im Bonner „General-Anzei-
ger" vom 20. Februar 1997 zitierte Aussage der Spreche rin des 
Bundesministeriums für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau, daß das Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau die Arbeiten für den Weiterbau im Sommer 1997 
ausschreiben werde, vor dem Hintergrund der Antwort des Bun-
desministers für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, Dr. 
Klaus Töpfer, auf die Fragen 88 und 89 in Drucksache 13/6446 zu 
verstehen, die Weiterbauplanung werde voraussichtlich Ende 
1997 soweit fortgeschritten sein, daß auf dieser Grundlage die 
Bauleistungen FU-weit ausgeschrieben werden können? 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Herr Kollege Reschke, die Auswirkungen des 
BAG-Urteils vom 19. Februar 1997, das im Falle eines 
bei dem Sender beschäftigten Betriebstechnikers ein 
Leistungsverweigerungsrecht anerkannt hat, werden 
gegenwärtig in Zusammenarbeit der beteiligten Res-
sorts und der Deutschen Welle geprüft. Ein abschlie-
ßendes Ergebnis dieser Prüfung liegt zum jetzigen 
Zeitpunkt noch nicht vor. 

Die Sprecherin des Bundesbauministeriums hat 
dem Bonner „General-Anzeiger" am 19. Februar 
1997 auf Nachfrage mitgeteilt, daß sich die Vergabe 
der Weiterbauleistungen entsprechend dem Fo rt

-gang der Planungen an die Aufnahme der Sanie

-

rungsarbeiten anschließen wird. Diese Aussage hat 
der „General-Anzeiger" offensichtlich dahin gehend 
mißverstanden, daß mit der Ausschreibung der Wei-
terbauleistungen schon im Sommer 1997 begonnen 
werden sollte. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Ein 
Mißverständnis nach dem anderen!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage? - 
Bitte. 

Otto Reschke (SPD): Herr Staatssekretär, da die 
Sprecherin diese Äußerung bezogen auf die Sanie-
rungsarbeiten getan hat - sie sollen am 1. April oder 
Anfang April beginnen; hoffentlich ist das kein April-
scherz -, möchte ich fragen: Was wurde getan, um 
die notwendige bauordnungsrechtliche Genehmi-
gung im Rahmen des bauordnungsrechtlichen Ver-
fahrens bei der Oberen Baubehörde zu erlangen? 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Herr Kollege Reschke, das Genehmigungsver-
fahren läuft bereits. Es ist gegenwärtig damit zu 
rechnen, daß der Baubeginn der Sanierung im vorge-
sehenen Zeitraum eingehalten werden kann. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zweite Zusatz-
frage? - Bitte. 

Otto Reschke (SPD): Herr Staatssekretär, trifft es 
zu, daß bislang keine Unterlagen für das Zustim-
mungsverfahren an die Bezirksregierung Köln einge-
schickt wurden und daß erst vor wenigen Tagen eine 
telefonische Anfrage an die Bezirksregierung im Hin-
blick auf die einzureichenden Unterlagen gerichtet 
wurde? Welche Auswirkungen hat dies jetzt auf den 
Sanierungsbeginn, da ja Genehmigungsverfahren 
bis zur Zustimmung zwischen vier Wochen und vier 
Jahren dauern können? 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Nach meinem Kenntnisstand trifft Ihre Vermu- 
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Parl. Staatssekretär Joachim Günther 

tung nicht zu. Das heißt, die Unterlagen sind einge-
reicht. 

(Otto Reschke [SPD]: Sie können also bestä-
tigen, daß ein bauordnungsrechtlicher 
Antrag nicht nur mündlich und telefonisch, 
sondern schriftlich zur Genehmigung des 
Bauverfahrens für die Sanierung beim 
Regierungspräsidenten eingereicht wurde?) 

- Herr Kollege Reschke, ich werde das noch einmal 
nachprüfen. Nach meinem Kenntnisstand trifft es 
nicht zu, daß noch nichts eingereicht wurde. 

(Otto Reschke [SPD]: Kann ich davon aus

-

gehen, daß Sie von dieser Angelegenheit 
keine Kenntnis haben?) 

- Über das Datum der Einreichung habe ich keine 
Kenntnis. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine Zusatz-
frage des Kollegen Schultz. 

Volkmar Schultz (Köln) (SPD): Herr Staatssekretär, 
sieht sich die Bundesregierung durch die entstan-
dene neue Situation veranlaßt, in eine ernsthafte 
Überprüfung der Standortfrage einzutreten? Sehen 
Sie sich veranlaßt, die vorliegenden, wiederholt vor-
gebrachten Angebote aus Köln für eine schnelle, 
zeitnahe und kostengünstige Unterbringung der 
Deutschen Welle erneut zu prüfen oder überhaupt zu 
prüfen? 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Herr Kollege, ich habe bereits die Antwort ge-
geben, daß gegenwärtig eine Beratung des BMI, des 
BMBau und der Deutschen Welle stattfindet, deren 
Ergebnisse ich nicht kenne. Ich gehe davon aus, daß 
über diesen Themenkomplex insgesamt gesprochen 
wird. 

(Abg. Otto Reschke [SPD] meldet sich zu 
Wort ) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Es ist jetzt erst 
eine andere Zusatzfrage an der Reihe. 

(Otto Reschke [SPD]: Zur Geschäftsord

-

nung!) 

Günter Oesinghaus (SPD): Herr Staatssekretär, 
stimmen Sie mir nicht zu, daß es auf Grund der ver-
schiedenen Angebote, die seit 1991 seitens der Stadt 
oder seitens verschiedener Bauträger gemacht wor-
den sind - ich erinnere an das letzte Angebot vom 
Februar 1995, das durch die Firma Hochtief gemacht 
worden ist und den Charme hatte, 250 Millionen DM 
billiger zu sein als die Umsiedlung der Deutschen 
Welle in den Schürmann-Bau, wobei die Fertigstel-
lung für Juni 1997 prognostizie rt  wurde -, nicht Ihre 
Aufgabe beziehungsweise die der daran beteiligten 
Ministerien gewesen wäre, auch eine solche Alterna-
tivplanung voranzutreiben, um Schaden vom Steuer-
zahler abzuwenden? Das ist doch keine vollkommen 
neue Situation, die wir jetzt haben. 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Herr Kollege, Ihre Frage steht meines Erach-
tens nicht im Zusammenhang mit dem Gerichtsurteil, 
welches in der Frage auftaucht. Deshalb ist es ein an-
derer Themenbereich. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Reschke, 
Sie wollten zur Geschäftsordnung sprechen? 

Otto Reschke (SPD): Frau Präsidentin, ich halte es 
schon für ein bißchen peinlich, daß die Regierung bei 
einem Urteil, das jetzt über eine Woche auf dem 
Tisch liegt und Menschen in Gesundheitsfragen be-
lastet und bewegt, über eine Woche benötigt, um 
eine Antwort geben zu können, die schon seit einer 
Woche im Geschäftsgang der Ministerien vorliegt. 
Ebensowenig ist es dem Staatssekretär möglich, zu 
sagen, ob überhaupt ein Bauantrag nach § 81 der 
Landesbauordnung gestellt worden ist, also ein Ge-
nehmigungsverfahren eingeleitet worden ist, um die 
Sanierung zu beginnen, obwohl sich immer wieder, 
entweder bei der Sanierung oder bei anderen Fra-
gen, Mißverständnisse seitens der Sprecherin erge-
ben. Deswegen habe ich die herzliche Bitte, daß der 
Minister zitiert wird, um klare Aussagen zu machen, 
weil die Menschen im Bereich der Deutschen Welle 
ein Recht haben, zu erfahren: Was geschieht eigent-
lich in der Politik? 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Abgeord-
neter Reschke, Sie haben jetzt den Geschäftsord-
nungsantrag gestellt, den Minister herbeizuzitieren. 
Ich habe mich schon erkundigt. Es ist so, daß der Mi-
nister im Moment im Flugzeug sitzt, also jetzt nicht 
physisch herbeigerufen werden kann. Ich muß Sie 
auf Grund dieser Information fragen, ob Sie diesen 
Geschäftsordnungsantrag aufrechterhalten wollen. 

Otto Reschke (SPD): Frau Präsidentin, ich habe 
mich schon gewundert, daß für die Beantwortung 
dieser Frage der Bauminister zuständig ist. Wenn er 
physisch im Flugzeug sitzt, kann er ja keinen Scha-
den anrichten. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Er kann vor al-
len Dingen nicht antworten, wollten Sie sagen. 

Otto Reschke (SPD): Ja. Insofern akzeptiere ich 
das, was dort  stattfindet. 

Es gibt aber zwei Bereiche. Das ist zum einen die 
Frage zum Beschluß des Haushaltsausschusses und 
zum Ersatzneubau und zum anderen die Frage Ar-
beitsrecht, Arbeitsschutz und Gesundheitsschutz. 
Dabei hat der Innenminister eine spezielle Aufgabe 
hinsichtlich des Arbeitsrechtes im Zusammenhang 
mit der Unterbringung der Deutschen Welle. Insofern 
könnte der Innenminister Auskunft über diese Frage 
geben. 

Hier müßte die Regierung also schon antworten. Es 
ist nicht nur eine bautechnische Sache oder eine 
Frage der Genehmigung und der Statik, sondern 
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Otto Reschke 
auch eine Frage des Arbeitsschutzrechtes. Warum ist 
hier die Regierung bei der Antwort nicht bereit, dem 
Parlament offen Auskunft zu geben? 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Problem ist, 
daß ich erst einmal versuchen muß, zu klären, ob die 
Frage, welche Teile der Regierung eine Frage beant-
worten, wirklich in unserer Zuständigkeit liegt. Des-
wegen muß ich mich hier einen Moment beraten. 
Meines Erachtens liegt die Aufteilung, welches Mi-
nisterium antwortet, nicht in unserer Zuständigkeit. 

Sie wollen aber den Antrag stellen, daß als Ersatz 
für den als zuständig erachteten Minister jetzt der In-
nenminister herbeigerufen wird. Das muß ich erst 
einmal versuchen zu klären. Ich bitte also um einen 
Moment Beratungszeit, vielleicht auch mit den Ge-
schäftsführern. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es hat eine Eini-
gung stattgefunden. Im Moment wird niemand her-
beigerufen, sondern die sozialdemokratische Frak-
tion erwartet baldmöglichst eine schriftliche Antwort 
des zuständigen Ministers auf diese Frage. 

(Abg. Otto Reschke [SPD] meldet sich zu 
Wort) 

- Wollen Sie einen zweiten Geschäftsordnungsantrag 
stellen? 

Otto Reschke (SPD): Ich möchte gar nicht zur Ge-
schäftsordnung sprechen. Sie haben bezogen auf 
meinen Antrag eine Entscheidung getroffen. Ich 
sehe das natürlich ein und ziehe damit offiziell mei-
nen Antrag zurück. 

Allerdings bitte ich um zwei Minuten Unterbre-
chung. Ich muß mit meinen Kolleginnen und Kolle-
gen aus Köln über die weiteren Fragen, die sich aus 
dieser Sache ergeben, reden. Diese Auszeit sei mir 
gewährt! 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Im Interesse des 
friedlichen Fortganges der Debatte unterbreche ich 
die Sitzung für zwei Minuten. Das ist sonst nicht üb-
lich, aber ich glaube, so kommen wir am besten 
voran. 

(Unterbrechung von 13.11 bis 13.12 Uhr) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Die Sitzung ist 
wieder eröffnet. 

Ich rufe die Frage 2 des Abgeordneten Otto 
Reschke auf: 

Wurde die als Schädiger angesehene Baufirma HBW im Rah-
men der laufenden Ausschreibung für die Sanierung des Schür-
mann-Baus vom Bundesministerium für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau aufgefordert, ein Angebot einzureichen ge-
mäß dem von der Sprecherin des Bundesministeriums für Raum-
ordnung, Bauwesen und Städtebau gegenüber dem Bonner 
„General-Anzeiger" genannten Verfahren, wonach die Firmen, 
die für die Sanierung des Schürmann-Baus zur Abgabe eines 
Angebotes aufgefordert worden waren, bis zum 27. Februar 
1997 ein Angebot abgegeben haben müssen? 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Herr Kollege Reschke, auch diese Frage kann 
nicht beantwortet werden, da die Namen der Bewer-
ber gemäß § 17 Nr. 6 der Verdingungsordnung für 
Bauleistungen - Teil A - geheimzuhalten sind. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Sie haben eine 
Nachfrage, bitte. 

Otto Reschke (SPD): Ich verstehe die Antwort wie-
derum nicht. Es handelte sich doch um eine öffentli-
che, wenn auch beschränkte Ausschreibung. Mit Ge-
nehmigung der Präsidentin möchte ich einen Brief 
von Dr. Neusüß, einem Mitarbeiter des Bauministeri-
ums, zitieren und daraus meine Fragen entwickeln. 

Dr. Neusüß hat an die HBW Beton- und Wasserbau 
GmbH Meerbusch einen Brief geschickt, nachdem 
sie sich um die Instandsetzungsarbeiten beworben 
hatten. Da schreibt er, 

daß eine Beauftragung Ihres Unternehmens nur 
in Betracht gezogen werden kann, wenn vor Er-
teilung des Zuschlages eine außergerichtliche Ei-
nigung über die Regulierung des Schadens aus 
dem Hochwasserereignis vom Dezember 1993 er-
zielt wird. Dementsprechend kann ich Sie 

- so schreibt Dr. Neusüß aus dem Bauministerium, - 

nur dann zur Abgabe eines Angebots auffordern, 
wenn Sie mir bis zum 2. Januar 1997 schriftlich 
bestätigen, daß Sie aus der Einreichung eines An-
gebotes keinerlei Ansprüche gegen den Bund 
herleiten .. . 

Im letzten Satz bittet er darum, mit Dritten über sei-
nen Brief nicht zu reden und dies schon gar nicht der 
Presse mitzuteilen. 

Meine Frage lautet, Herr Staatssekretär: Steht der 
Bund weiterhin öffentlich und inte rn  in jedem Fall 
auf dem Standpunkt, daß ihn an dem auf Grund des 
Hochwassers eingetretenen Schaden keine Schuld 
treffe? Wenn ja, wie ist dann das Schreiben des Lei-
ters der Unterabteilung B II im Bauministerium, Herr 
Dr. Neusüß, vom 23. Dezember 1996 an die als Schä-
diger angesehene Baufirma HBW bezüglich der Be-
werbung dieses Unternehmens um Teilnahme an der 
Ausschreibung für die Instandsetzungsarbeiten der 
Untergeschosse des Schürmann-Baus sowohl im Hin-
blick auf die Schuldfrage als auch auf die wettbe-
werbliche Frage einzuordnen? Ich kann dieses 
Schreiben überhaupt nicht einordnen. Mich hat es 
irritiert. 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Herr Kollege Reschke, ich kenne dieses 
Schreiben nicht. 

(Otto Reschke [SPD]: Sie sind genauso irri-
tiert wie ich!) 

Ich werde mich über den Inhalt dieses Schreibens in-
formieren. Vielleicht können Sie es mir zur Verfü- 
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gung stellen. Ich werde Ihnen später darauf eine Ant-
wort geben. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zweite Zusatz-
frage. 

Otto Reschke (SPD): Meine zweite Zusatzfrage be-
zieht sich natürlich auch auf den Bauminister und auf 
den Finanzminister und auf die Tatsache, daß eine 
Mitschuld der Bundesregierung immer wieder öf-
fentlich bestritten worden ist. Mit einem solchen 
Schreiben wird ja quasi versucht, eine Schuldabsi-
cherung aus Unsicherheit herbeizuführen. 

Es hat aber keinen Zweck, daß ich jetzt diese 
Frage formuliere, wenn sie dann nur schriftlich be-
antwortet wird. Frau Präsidentin, ich werde zur näch-
sten Sitzungswoche wiederum mündliche Fragen 
stellen. Ich habe die herzliche Bitte, daß der Baumi-
nister dann anwesend ist. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich denke, das 
sollten wir so weiterleiten. Das finde ich angemessen. 

Eine Zusatzfrage des Kollegen Gilges. 

Konrad Gilges (SPD): Ich habe nicht die Hoffnung, 
daß wir in der nächsten Fragestunde durch den Bun-
desminister etwas mehr Informationen bekommen 
als jetzt; denn es scheint ja - das ist meine Frage - 
Methode  zu sein, daß die Bundesregierung sehr un-
genau und sehr unpräzise antwortet. 

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Na! Na! 
Na!)  

- Frau Baumeister, hören Sie mal! 

Ich wiederhole die Frage. Ob Sie jemanden aufge-
fordert haben, an einer Ausschreibung teilzuneh-
men, hat überhaupt nichts mit der Geheimhaltung zu 
tun. Das ist schlicht und einfach eine Frage, die man 
mit Ja oder Nein beantworten kann. Man kann dann 
sagen: Ja, ich habe den Betroffenen aufgefordert. 
Woraus leiten Sie ab, daß das irgendwelcher Vertrau-
lichkeit unterworfen sei? Das ist weder aus der Aus-
schreibungsordnung noch aus der Verdingungsord-
nung abzuleiten. Im Bauausschuß, Frau Baumeister, 
verhandeln wir öffentlich darüber, welche Firmen 
aufgefordert werden, an einer Ausschreibung teilzu-
nehmen, und welche nicht. 

Ich halte Ihre Antwort wirklich für unangemessen. 
Was Sie da mit uns veranstalten, entspricht nicht ei-
ner ausreichenden Achtung der Ernsthaftigkeit des 
Parlaments. 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Herr Kollege, ich kann Ihnen darauf trotzdem 
keine andere Antwort geben. Es gab ja in dieser 
Richtung schon einmal schriftliche Fragen, die eben-
falls dahin gehend beantwortet wurden, daß dies im 
jetzigen Zustand nach der Verdingungsordnung für 

Bauleistungen unter Geheimhaltung fällt. Deshalb 
kann ich hier keine weitere Antwort geben. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine Zusatz-
frage des Kollegen Oesinghaus. 

Günter Oesinghaus (SPD): Ich möchte nun eine 
ganz konkrete Frage stellen: Wann ist mit dem Wei-
terbau des Schürmann-Baus zu rechnen, und wie 
viele Monate Bauzeit werden veranschlagt bzw. 
wann wird er fertiggestellt sein? 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Herr Kollege, wir gehen davon aus, daß Ende 
1997/Anfang 1998 die Dinge so weit gediehen sind, 
daß die Ausschreibungen stattfinden. Entsprechend 
der Ausschreibung und den Angeboten wird dann 
der Weiterbau vonstatten gehen. Sie wissen, daß das 
auch von konkreten Angeboten abhängig ist. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine Zusatz-
frage des Kollegen Weng. 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) (F.D.P.): Herr 
Staatssekretär, hält es die Bundesregierung trotz ih-
rer eindeutigen Rechtsposition für sinnvoll, den Ver-
such einer außergerichtlichen Beilegung des Rechts-
streits vorzunehmen, womit sich eine Reihe von Fra-
gen der Kollegen von der SPD erledigen würde? 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Herr Kollege Weng, dieser Versuch ist immer 
als günstig anzusehen. Wir hoffen, daß in dieser 
Richtung eine Einigung erzielt werden kann. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine Zusatz-
frage des Kollegen Schultz. 

Volkmar Schultz (Köln) (SPD): Herr Staatssekretär, 
treffen meine Informationen zu, wonach Herr Profes-
sor Schürmann immer noch keinen Vertrag für die 
Weiterbauplanung haben soll? 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Herr Kollege, auch hier kann ich keinen Zu-
sammenhang zu den gestellten Fragen feststellen. 
Das ist eine allgemeine Debatte über den Schür-
mann-Bau, und nach dem wurde mit Sicherheit nicht 
gefragt. 

(Otto Reschke [SPD]: Jetzt platzt mir aber 
der Kragen! - Weitere Zurufe von der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Lassen Sie mich 
das erst einmal kommentieren. 
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Herr Staatssekretär, ich glaube schon, daß diese 
Frage im Zusammenhang mit der schriftlich formu-
lierten Frage zu stellen ist. 

(Zustimmung bei der SPD - Dr. Dagmar 
Enkelmann [PDS]: Völlig richtig!) 

Herr Reschke, wollen Sie noch etwas zur Ge-
schäftsordnung sagen? - Bitte. 

Otto Reschke (SPD): Frau Präsidentin, dies ist eine 
öffentliche Sitzung. Die Öffentlichkeit muß doch er-
kennen, daß zwischen den Bereichen der Fertigstel-
lung des Schürmannbaus, der Asbestbelastung und 
der Arbeit von Menschen in einem baurechtlich nicht 
genehmigten Gebäude ein Zusammenhang besteht. 
Die Regierung muß doch für diejenigen Menschen, 
die dort arbeiten, darüber Auskunft geben können. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Genau genom-
men war das jetzt ein Kommentar und kein Ge-
schäftsordnungsantrag, 

(Otto Reschke [SPD]: Entschuldigung!) 

so daß wir so verfahren, wie ich gesagt habe, nämlich 
daß ich den Herrn Staatssekretär bitte, die Frage zu 
beantworten. 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Herr Schürmann hat nach meiner Kenntnis ei-
nen Auftrag, die weiteren Planungsmaßnahmen 
durchzuführen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine Zusatz-
frage des Kollegen Schmidt. 

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, könnten Sie sich vorstellen, daß Sie einen Teil 
der Fragen besser beantworten könnten, wenn Sie 
wüßten, was heute morgen aus dem Gespräch des 
Intendanten Weirich beim Innenminister herausge-
kommen ist? Wissen Sie zu diesem Zeitpunkt schon 
etwas darüber? 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Nein. Ich habe gesagt, daß ich davon nichts 
weiß. Wir hatten heute morgen eine Ausschußsit-
zung. Parallel dazu hat dieses Gespräch im BMI statt-
gefunden. Ich werde mich über die Ergebnisse infor-
mieren. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine Zusatz-
frage des Kollegen Gilges. 

Konrad Gilges (SPD): Ich möchte versuchen, die 
Frage des Kollegen Oesinghaus noch einmal zu prä-
zisieren, wenn mir dies möglich ist. Ich frage die Bun-
desregierung, ob es einen Zeitplan bezüglich der 
Fortführung der Baustelle Schürmannbau - neben 
diesem Haus hier - gibt. Können Sie uns mitteilen, 
wie der Zeitplan aussieht, das heißt, wann die Güte-
verhandlungen, die Herr Weng angesprochen hat, 

abgeschlossen sein sollen, wann die Eröffnung der 
Ausschreibung erfolgen soll, wann die Vergabe des 
Auftrages stattfindet, für wann der Beginn der Fo rt

-führung des Baus geplant und wann eine mögliche 
Fertigstellung des Baus vorgesehen ist? 

Joachim Günther, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau: Herr Kollege, ich habe bereits einige Eckda-
ten genannt. Die Ausschreibung wird Ende dieses 
Jahres, Anfang nächsten Jahres beginnen. In der Re-
gel dauert es dann zirka drei bis vier Monate, bis 
eine Vergabe geschehen kann. Den Zeitablaufplan 
bis zur Fertigstellung und die weiteren Details würde 
ich Ihnen gerne schriftlich zur Verfügung stellen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Weitere Zusatz-
fragen liegen jetzt nicht vor. Ich gehe aber davon 
aus, daß wir in der nächsten Sitzungswoche zu die-
sem Thema noch einmal eine Fragerunde haben wer-
den. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Und in vielen anderen Wochen auch!) 

Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung. Die Fragen wird der Parlamentari-
sche Staatssekretär Klaus-Jürgen Hedrich beantwor-
ten. 

Ich rufe die Frage 3 des Abgeordneten Steffen 
Tippach auf: 

Wie erklärt die Bundesregierung ihre Behauptung (s. Antwort 
zu Frage 50 in Drucksache 13/6910), daß keine aus Bundesmit-
teln finanzierte Stiftung eine Konferenz für Technologietransfer 
im Oktober 1997 in Myanmar durchführen würde, obwohl dies 
durch die APT- und die ATP-Meldung vom 9. Januar 1997 bestä-
tigt wird? 

Klaus-Jürgen Hedrich, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung: Frau Präsidentin! Verehrter Kol-
lege Tippach, zu Ihrer Frage kann ich nur ausführen, 
daß es seitens der Bundesregierung keine Informa-
tionen gibt, daß irgendeine der betroffenen politi-
schen Stiftungen ein Seminar über Technologiefra-
gen in Myanmar, früher Burma, finanziert. Für ent-
sprechende Pressemeldungen - da werden Sie mir si-
cherlich recht geben - kann die Bundesregierung 
nicht haftbar gemacht werden. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine Zusatz-
frage, bitte. 

Steffen Tippach (PDS): Herr Staatssekretär, gestat-
ten Sie mir, in diesem Zusammenhang die Merkwür-
digkeit festzustellen, daß dies hier nicht irgendwel-
che Pressemeldungen sind, sondern zum einen Pres-
semeldungen großer Nachrichtenagenturen, zum 
Beispiel der „ATP", die zum zweiten ausdrücklich 
die Aussagen der Hanns-Seidel-Stiftung zu diesem 
Vorgang zitieren. Insofern kann ich Ihre Aussage, 
daß Sie davon keine Kenntnis haben, das jetzt nicht 
kommentieren wollen und daß das so im Raume ste-
henbleiben soll, jetzt nicht ganz nachvollziehen. 
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Könnten Sie das noch etwas präzisieren? Haben Sie 
bei der Hanns-Seidel-Stiftung nachgefragt? 

Klaus-Jürgen Hedrich, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung: Was glauben Sie denn? Natürlich 
fragen wir bei einem solchen Thema bei der Hanns-
Seidel-Stiftung nach. Ich kann nur wiederholen, was 
ich soeben gesagt habe: Nach unserer Information 
gibt es keine politische Stiftung, die ein Seminar oder 
Symposium in Myanmar finanzieren wird. Auch die 
Hanns-Seidel-Stiftung wird keinen Workshop und 
kein Technologiesymposium finanzieren. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Wollen Sie noch  
einmal nachfragen? - Bitte. 

Steffen Tippach (PDS): Hat die Hanns-Seidel-Stif-
tung Ihnen gegenüber gesagt, daß sie dort keine 
Konferenz zum Thema Technologietransfer anläßlich 
der Messe in Burma finanziert und ausrichtet? 

Klaus-Jürgen Hedrich, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für wi rtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung: Wenn Sie die Formulierung wäh-
len würden, ob sie uns schriftlich mitgeteilt hat, daß 
sie keine Technologiemesse finanzieren wird, dann 
kann ich Ihnen die Frage mit ja beantworten. Sie 
wird sie also nicht finanzieren. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich rufe die  
Frage 4 des Abgeordneten Tippach auf: 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß eine deutsche Un-
terstützung der Technologiemesse in Myanmar dem erklärten 
Ziel der Bundesregierung zum weltweiten Schutz der Men-
schenrechte dient? 

Sie steht im Zusammenhang mit der letzten Frage. 

Klaus-Jürgen Hedrich, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung: Ich kann eigentlich nur wiederho-
len, was ich eben gesagt habe: Es wird nicht finan-
ziert. Ich hoffe, daß damit präzise beantwortet ist, 
was der Fragesteller gefragt hat. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Wollen Sie doch  
noch nachfragen? - Bitte. 

Steffen Tippach (PDS): Herr Staatssekretär, Ihre 
Antwort ist insofern nicht ganz präzise, als die Spre-
cherin des Wirtschaftsministe riums in München, Ka-
rin Haucke, gesagt hat - ich zitiere -: „Wir orientie-
ren uns an den Wünschen der Wirtschaft." Würde bei 
jedem Projekt die Menschenrechtssituation in den 
Vordergrund gestellt, „müßten wir die Hälfte aller 
Messen absagen". Das bezieht sich darauf, daß der 
Freistaat Bayern diese Messe finanziert. Insofern ist 
die Frage damit nicht erledigt. Es geht um eine deut-
sche Beteiligung im Zusammenhang mit der Men-
schenrechtssituation in Burma. Wie kommentieren 
Sie das? 

Klaus -Jürgen Hedrich, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung: Ich mache darauf aufmerksam: Sie 
haben die Bundesregierung gefragt. Es steht Ihnen 
natürlich jederzeit frei, sich mit der Regierung des 
Freistaates Bayern ins Benehmen zu setzen, um dort 
anzufragen, was sie vorhaben. Seitens der Bundesre-
gierung wird das Vorhaben nicht unterstützt; das ist 
klar und eindeutig. 

Steffen Tippach (PDS): Ich muß auf meine Frage 
zurückkommen, weil sie sie nicht korrekt beantwor

-

ten. Es geht darum, ob Sie der Meinung sind - die 
Frage war nicht, ob Sie das unterstützen oder nicht -, 
daß eine solche Unterstützung der Menschenrechts-
situation in Burma dient. Die Friedensnobelpreisträ-
gerin, Aung San Sou Kyi, sagt, diese Wirtschaftskon-
takte dienten ausschließlich dem Militär und einer 
weiteren Verfestigung der Diktatur in Burma. 

Klaus -Jürgen Hedrich, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung: Die bayerische Staatsregierung ist 
dafür bekannt, daß sie sich sehr häufig zu bundesre-
publikanischen Fragen äußert. Ich habe nicht die Ab-
sicht, mich zu einer Auffassung der Landesregierung 
zu äußern. 

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Sehr gut! 
- Steffen Tippach [PDS]: Sie sollen Ihre 

Meinung sagen!)  

- Sie können mich nicht zwingen, den Vorgang zu 
bewerten. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das ist richtig 
so. Deswegen müssen wir diese Frage erst einmal 
weitergeben. - Bitte. 

Peter Dreßen (SPD): Herr Staatssekretär, würde 
denn die Bundesregierung eine solche Initiative wie 
die Bayerns unterstützen? 

Klaus -Jürgen Hedrich, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung: Ich weiß nicht, ob die bayerische 
Staatsregierung das unterstützen wird. Ich habe nur 
sehr deutlich gesagt: Dort, wo wir die politische Ver-
antwortung tragen, wird keine Unterstützung dieser 
Technologiemesse stattfinden. Da zum Beispiel die 
politischen Stiftungen Zuwendungsempfänger des 
Bundes sind, wie Ihnen bekannt ist, wird das Bun-
desministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung auch dort keine Mittel zur Verfü-
gung stellen. Die Hanns-Seidel-Stiftung hat expres-
sis verbis erklärt, daß sie nicht die Absicht habe, die 
Technologiemesse in irgendeiner Form zu finanzie-
ren. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Vielen Dank, 
Herr Staatssekretär. Wir verlassen damit Ihren Ge-
schäftsbereich. 

Zum Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
des Innern liegt eine Frage des Abgeordneten Benno 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 159. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 26. Februar 1997 	14283 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer 

Zierer vor. Hier wird um schriftliche Beantwortung 
gebeten. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Auch bei den Fragen 6 und 7 zum Geschäftsbe-
reich des Bundesministeriums für Wirtschaft wird um 
schriftliche Beantwortung gebeten. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums der Verteidigung. Der Parlamentarische 
Staatssekretär Dr. Klaus Rose ist da. 

Ich rufe die Frage 8 des Abgeordneten Winfried 
Nachtwei auf: 

Wie ist der aktuelle Stand der Verhandlungen zwischen dem 
Bundesministerium der Finanzen, dem Bundesministerium der 
Verteidigung und Vertretern der Rüstungsindustrie über die Ko-
stenschiene für die Überbrückungs- und Beschaffungskosten 
für den Eurofighter? 

Dr. Klaus Rose, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Verteidigung: Frau Präsi-
dentin! Lieber Herr Kollege Nachtwei, die nationalen 
Verhandlungen mit der deutschen Industrie über de-
ren Anteil an dem quadrolateralen Programm konn-
ten inzwischen abgeschlossen werden. Damit ist eine 
der wesentlichen Voraussetzungen geschaffen, um 
über den Eintritt in die Beschaffung des Flugzeugs zu 
entscheiden. In Anbetracht des finanziellen Gesamt-
umfangs des Programms ist es jedoch auch zwingend 
erforderlich, daß die Finanzierung abschließend ge-
klärt wird. Hierzu bedarf es noch ergänzender Ge-
spräche innerhalb der Bundesregierung. 

Winfried Nachtwei (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Staatssekretär, lieber Kollege Rose, zu den Ge-
sprächen innerhalb der Bundesregierung: Welche 
Fragen sind noch konkret zu klären? Ist in die Über-
legungen des Verteidigungsministeriums und der 
Bundesregierung der Vorschlag des Kollegen Auster-
mann eingegangen, der daran erinnert hat, daß ab 
dem Jahr 2000 Subventionszahlungen für den Airbus 
an die Bundesrepublik Deutschland zurückgezahlt 
werden sollen und daß diese Rückzahlungsbeträge 
dann für die Finanzierung des Eurofighters genutzt 
werden könnten? 

Dr. Klaus Rose, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Die Abstimmung innerhalb 
der Bundesregierung findet noch statt; das bezieht 
sich auch ein bißchen auf Ihre zweite Frage. Inhaltlich 
müssen alle Daten abgeklopft werden; das ist ein Rie-
senprogramm, das sich über mehrere Jahre erstreckt. 

Die Anregung des Kollegen Austermann, eine Ge-
genrechnung mit einem anderen Bereich vorzuneh-
men, ist zwar prüfenswert, aber ob sie realisiert wird, 
wage ich zu bezweifeln. 

Winfried Nachtwei (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Eine weitere Zusatzfrage - sie betrifft die längerfri-
stige Finanzierung oder die sogenannte Kosten-
dämpfung beim Eurofighter -: Gibt es inzwischen, 
gemeinsam mit den Vertragspartnern, irgendwelche 
Regelungen für einen späteren Expo rt  des Euro-
fighters? 

Dr. Klaus Rose, Pari. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Wir sind noch nicht ein-
mal im eigenen Land zu einem endgültigen Beschluß 
gekommen. Dies erfolgt zunächst innerhalb der Ko-
alition, der Bundesregierung, in den entsprechenden 
Ausschüssen, dann im Gesamtparlament. Sie müssen 
davon ausgehen, daß es deshalb noch keine Rege-
lungen geben kann, wie man bezüglich des Exports 
mit anderen Nationen zusammenarbeitet. 

(Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Könnten wir Ihnen dann also 

noch Anregungen geben?) 

- Wenn von seiten der Grünen Anregungen gegeben 
werden, wo man mit diesem nach meiner Überzeu-
gung sehr guten neuen Flugzeug Erfolg haben kann, 
dann gerne. 

(Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie haben mich völlig falsch ver-

standen!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage des 
Kollegen Weng. 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) (F.D.P.): Herr 
Staatssekretär, ist für Sie vorstellbar, daß die Bundes-
regierung bei einem möglichen Export - für den Fall, 
daß es zur Produktion dieses Flugzeugs kommt - ent-
gegen ihrer sonst restriktiven Haltung gegenüber 
Waffenexporten handeln könnte? 

Dr. Klaus Rose, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Herr Kollege Weng, vor-
stellbar ist es. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Hört! 
Hört!) 

Heute vormittag hat eine Anhörung des Verteidi-
gungsausschusses mit der wehrtechnischen Industrie 
stattgefunden, bei der von verschiedenster Seite die 
Anregung gegeben wurde, im europäischen Zusam-
menhang - bei dem Eurofighter handelt es sich um 
ein quadrolaterales Programm - die Rüstungsexport-
politik aufeinander abzustimmen. Es kann also sein, 
daß die deutsche Haltung bei der endgültigen Ab-
stimmung nicht die alleinige Priorität hat, sondern 
daß, wenn man aufeinander zugeht, eine etwas an-
dere Form zustande kommt. Wie sie aussehen wird, 
ist eine andere Frage. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das ist 
aber sehr interessant, Herr Staatssekretär! 
Dann sollten wir bei Gelegenheit noch ein-

mal nachfragen!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich rufe die 
Frage 9 des Abgeordneten Nachtwei auf: 

Wie hoch ist nach gegenwärtigem Planungsstand im Beschaf-
fungszeitraum bis 2015 der Anteil der Kosten für die Beschaf-
fung, Bewaffnung und den Unterhalt des Eurofighters am ge-
samten Beschaffungshaushalt des Bundesministeriums der Ver-
teidigung bzw. dem der Luftstreitkräfte? 
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Dr. Klaus Rose, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Herr Kollege Nachtwei, 
um den Anteil der Kosten für die Beschaffung und 
den Unterhalt des Eurofighters am gesamten Haus-
halt des Bundesministeriums der Verteidigung ange-
ben zu können, ist es erforderlich, daß Klarheit über 
den zukünftig zur Verfügung gestellten Plafond be-
steht. Sobald die hierzu noch erforderlichen Gesprä-
che innerhalb der Bundesregierung abgeschlossen 
sind, werden der Deutsche Bundestag und die parla-
mentarischen Ausschüsse im Zuge der Beratungen 
der Beschaffungsvorlage auch zu diesen Fragen un-
terrichtet. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Wollen Sie 
nachfragen? 

Winfried Nachtwei (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Bitte. 

Winfried Nachtwei (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielleicht läßt sich die folgende Frage schon etwas 
konkreter beantworten. 

Presseberichten konnten wir entnehmen, daß die 
Bundesregierung beim Eurofighter von einem Sy-
stemzuschlag von 25 Prozent ausgeht. In früheren 
Jahren wurde von einem Systemzuschlag von 40 bis 
50 Prozent ausgegangen. Wie erklärt sich diese wun-
dersame Reduzierung des Systemzuschlages? 

Dr. Klaus Rose, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Da, wie ich eben sagte, 
Herr Kollege Nachtwei, die endgültigen Beratungen 
innerhalb der Bundesregierung nicht abgeschlossen 
sind, kann ich nicht bestätigen, worüber irgendwel-
che Presseorgane spekulieren. 

Winfried Nachtwei (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielleicht läßt sich meine letzte Zusatzfrage konkre-
ter beantworten. 

Mit welcher Preissteigerungsrate rechnet die Bun-
desregierung im Laufe der Beschaffungsphase, und 
wie würde sich dieses einzelne Element auf die Ko-
stenentwicklung auswirken? 

Dr. Klaus Rose, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Erstens steht nicht fest, 
welche Preissteigerungsraten man einplanen muß; 
zweitens ist Grundlage der jetzigen Beratungen der 
Preisstand vom Dezember 1996, und drittens müssen 
wir uns darüber verständigen, welchen Preis man zu-
grunde legt, ob man vom „Fly away"-Preis, dem Ge-
rätestückpreis, dem Systempreis oder dem Gesamt-
systempreis spricht. Wenn man den Gesamtsystem -
preis meint, in dem alles enthalten ist - worunter 
auch noch Infrastrukturmaßnahmen zu rechnen wä-
ren -, kommt eine andere Zahl heraus. Darum ist es 
ein wenig schwierig, diese Frage zu beantworten. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Keine weiteren 
Zusatzfragen? - Dann bedanke ich mich bei Ihnen, 
Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Gesundheit auf. Es ist gebeten worden, die 
Fragen 10, 11 und 12 schriftlich zu beantworten. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Damit kommen wir zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Verkehr. Es ist gebeten worden, 
die Fragen 13, 14, 17 und 18 schriftlich zu beantwor-
ten. Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 
Die Fragen 15 und 16 sind zurückgezogen worden. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie auf. Es ist gebeten worden, die Fragen 19 
und 20 schriftlich zu beantworten. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 21 des Abgeordneten Horst 
Schmidbauer auf: 

Aus welchem Grund hat der Bundesminister für Bildung, Wis-
senschaft, Forschung und Technologie, Dr. Jürgen Rüttgers, in 
seinem Hause ein Studiendesign für eine prospektive klinische 
Studie zur Untersuchung der Wirksamkeit von Johanniskraut 
bei HIV 1 infizierten Patienten anfertigen lassen, obwohl laut 
„Focus" 52/96 bereits 1992 eine vom Bundesministerium für Ge-
sundheit geförderte Studie von Hans Dieter Brede, Georg-Spey-
er-Haus, die Unwirksamkeit von Hypericin gegen HIV/AIDS be-
legt hat und eine im AIDS-Zentrum des Robe rt -Koch-Institutes 
1994 durchgeführte Untersuchung zu demselben Ergebnis 
kommt? 

Zur Beantwortung steht uns die Parlamentarische 
Staatssekretärin Elke Wülfing zur Verfügung. Bitte, 
Frau Staatssekretärin. 

Elke Wülfing, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie: Frau Präsidentin! Herr Kollege Schmid-
bauer! Zur Klarstellung des Sachverhalts möchte ich 
zunächst mitteilen, daß das Bundesministerium für 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 
bzw. Bundesminister Rüttgers weder die im „Focus" 
genannte noch eine ähnliche Studie zur Untersu-
chung der Wirksamkeit von Johanniskraut bei HIV-
infizierten Patienten haben anfertigen lassen noch 
deren Anfertigung angeregt haben. 

Tatsache ist, daß eine Ärztin in Zusammenarbeit 
mit einigen Wissenschaftlern dabei ist, eine entspre-
chende Studie zu konzipieren, um dafür eine Förde-
rung durch das BMBF zu beantragen. Zu diesem 
Zweck wurden die prospektiven Antragsteller - wie 
jeder andere Antragsteller auch - über die Antrags-
voraussetzungen, die notwendigen Unterlagen sowie 
über das Verfahren durch das BMBF informiert. Bis-
her liegen dem BMBF nur Antragsteile vor, so daß 
über die Qualität und Sinnhaftigkeit eines eventuell 
zu stellenden Gesamtantrags und damit über seine 
Förderung noch keine Aussage gemacht werden 
kann. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
nachfragen? - Bitte. 
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Horst Schmidbauer (Nürnberg) (SPD): Frau Staats-
sekretärin, ich frage auch deswegen, weil Ihr eigenes 
Haus und Ihr Minister dazu eine fachliche Auffas-
sung haben. Ich darf zitieren, daß das BMBF für den 
Wirkstoff Hypericin in bezug auf dessen Wirksamkeit 
feststellt, daß die 

antivirale Wirkung von Hypericin in vitro ... 
lichtabhängig zu sein scheint, weshalb einige Au-
toren die Anwendung von Hypericin als In-vitro-
Therapeutikum kritisch diskutieren. 

Vor dem Hintergrund dieser Feststellung, die der 
Minister getroffen hat, möchte ich fragen, ob die vor-
gelegten Unterlagen zur Wirksamkeit und Sicherheit 
ausreichen, um ein Experiment am Patienten zu be-
gründen? 

Elke Wülfing, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie: Ich denke, daß erst einmal ein prüffähi-
ger Gesamtantrag vorliegen muß. Dann wird der Pro-
jektträger die Antragsunterlagen prüfen; das Gut-
achtergremium wird zu dem Antrag sein Votum ab-
geben, und auch eine Ethikkommission wird ihr Vo-
tum abgeben müssen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Die zweite Zu-
satzfrage, bitte. 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) (SPD): Dazu hat 
sich jemand aus dem Bereich der Regierung, nämlich 
Professor Dr. Ku rth - er ist zur Zeit der kommissari-
sche Leiter des Robert-Koch-Instituts in Berlin, also 
einer Bundesoberbehörde -, im Berliner „Tages-
spiegel" vom 21. Februar 1997 geäußert. Er hat die 
ethischen Bedenken formuliert, die er in bezug auf 
eine solche Therapie-Alternative hat. Wie steht das 
Ministerium zu dieser Auffassung des kommissari-
schen Leiters dieser Bundesoberbehörde? 

Elke Wülfing, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie: Darüber wird die Ethikkommission be-
finden. Ich glaube, daß die Kommission zu einem 
vernünftigen Votum gelangen wird. 

(Peter Dreßen [SPD]: Was ist „vernünftig"?) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich rufe die 
Frage 22 des Abgeordneten Horst Schmidbauer auf: 

Welche Studie wird nach Auffassung von Bundesminister 
Dr. Jürgen Rüttgers durchgeführt werden - die o. g. Studie, die 
ein Volumen von 1,4 Mio. DM hat oder eine noch zu konzipieren-
de Studie, die laut „Focus" 52/96 einen Umfang von 5 Mio. DM 
haben wird, und in welcher Relation steht die letztere Summe zu 
den Ausgaben im Gesamtforschungsetat für AIDS sowie den 
Ausgaben für „Unkonventionelle medizinische Richtungen"? 

Elke Wülfing, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie: Bei der Begutachtung von Forschungs-
anträgen wird grundsätzlich auch auf die Kosten ge-
achtet. Liegen Anträge mit gleicher Zielsetzung vor, 
wird dem Antrag der Vorzug gegeben, der die beste 
Kosten/Nutzen-Relation aufweist. Da weder ein An

-

trag auf 1,4 Millionen DM noch ein Antrag auf 5 Mil-
lionen DM vorliegt, kann seitens des BMBF über die 
Kosten der Studie noch nichts gesagt werden. 

Für die Aidsforschung sind zur Zeit wie im vergan-
genen Jahr zirka 17 Millionen DM vorgesehen. Für 
die Förderung der unkonventionellen medizinischen 
Richtungen sind 3 Millionen DM pro Jahr vorgese-
hen. Aus diesen Mitteln könnte ein solcher Antrag 
gefördert werden. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Schmidbauer, bitte. 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) (SPD): Meine erste 
Zusatzfrage. Wenn für ein solches Projekt Mittel aus 
dem Etat für alternative medizinische Richtungen ge-
nommen werden, bedeutet das eine A rt  Umschich-
tung; denn der Aidssektor soll dadurch vergrößert 
werden. Ist damit die generelle Entscheidung getrof-
fen, daß die Bundesregierung die Mittel für die Aids-
forschung insgesamt aufstockt? Oder wird es - vor-
ausgesetzt, der Antrag wird positiv entschieden - bei 
einem einmaligen Vorgang bleiben? 

Elke Wülfing, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie: Erstens liegt, wie gesagt, kein Gesamt-
antrag vor. Zweitens wissen wir nichts über die Ko-
sten. Drittens haben wir - das habe ich eben schon 
ausgeführt - Mittel für die Aidsforschung und Mittel 
für die Förderung der unkonventionellen medizini-
schen Richtungen. Erst wenn der Antrag vorliegt, 
wird in dem Bereich „unkonventionelle Medizin" ge-
prüft, ob genug Geld dafür vorhanden ist. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zweite Zusatz-
frage. 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) (SPD): Meine 
zweite Zusatzfrage. Wenn Sie sagen, es liege kein 
Antrag vor: Hat das Ministe rium selbst Berechnun-
gen oder Überlegungen angestellt, welche finan-
zielle Dimension ein solcher Antrag haben könnte? 

Wenn dem so ist: Durch welche Vorgänge ist im 
Ministerium eine Art  Dringlichkeit gegeben? 

Elke Wülfing, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie: Auf die erste Frage antworte ich: Nein. 
Damit erübrigt sich die Antwort auf die zweite Frage. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Da keine weite-
ren Zusatzfragen vorliegen, verlassen wir diesen Ge-
schäftsbereich. Danke, Frau Staatssekretärin. 

Ich könnte jetzt die Fragen 23 und 24 des Kollegen 
Jüttner aufrufen. Er ist aber nicht im Saal. Es wird 
verfahren wie in der Geschäftsordnung vorgesehen. 

Für die Fragen 25, 26, 27 und 28 ist jeweils um 
schriftliche Beantwortung gebeten worden. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer 

Deswegen rufe ich jetzt Frage 29 des Abgeordne-
ten Gernot Erler auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, über ein 
unkonventionelles Verfahren zu erreichen, daß die angekündig-
ten Hilfsmaßnahmen des Internationalen Währungsfonds, der 
Weltbank, der EU und anderer Geber für das in Not geratene 
europäische Assoziationsland Bulgarien nicht erst greifen, wenn 
nach Neuwahlen am 19. April 1997 eine neue Regierung gebil-
det, ein „Currency Board" eingerichtet ist und die dafür nötigen 
Begleitgesetze wirksam sind, mit der Folge, daß die bulgarische 
Bevölkerung sich beim Überleben des gegenwärtigen „Hun-
gerwinters" allein auf vereinzelte humanitäre Hilfe, nicht aber 
auf eine verzugslose effektive Unterstützung der internationa-
len Finanzinstitution stutzen kann? 

Herr Staatsminister Schäfer ist anwesend, um die 
Fragen zu beantworten. Bitte. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege Erler, die Bundesregierung sieht 
die Versorgungssituation in Bulgarien als ernst an. 
Seit dem Frühherbst des vergangenen Jahres drängt 
sie im Rahmen der Europäischen Union wie auch ge-
genüber den internationalen Finanzorganisationen 
mit Nachdruck auf Hilfsmaßnahmen, die der betrof-
fenen Bevölkerung in der akuten Versorgungskrise 
zugute kommen. 

Folgende konkrete Maßnahmen sind inzwischen 
eingeleitet worden und werden auch umgesetzt: die 
im Oktober 1996 bereitgestellte Brennstoffhilfe der 
EU-Kommission in Höhe von 12,5 Millionen ECU; die 
im Herbst 1996 freigegebene Zahlungsbilanzhilfe 
der Europäischen Gemeinschaft in Höhe von 
40 Millionen ECU und die im Dezember 1996 auf In-
itiative der Bundesregierung beschlossene Einkom-
menshilfe der Europäischen Kommission in Höhe von 
20 Millionen ECU, die den bedürftigsten Gruppen 
der bulgarischen Bevölkerung den Einkauf von Ver-
sorgungsgütern ermöglichen soll. 

Der Bundesminister des Auswärtigen hat in der 
Ratssitzung der Europäischen Union am 24. Februar, 
also vorgestern, gefordert, die 20 Millionen ECU Ein-
kommenshilfe unverzüglich umzusetzen, damit diese 
rechtzeitig zur Versorgung der notleidenden Bevöl-
kerung beitragen kann. Nach Aussage der Kommis-
sion kann die Auszahlung in der ersten Märzwoche 
beginnen. 

Einem Hilfsappell der bulgarischen Regierung fol-
gend hat der Bundesminister des Auswärtigen in der 
gleichen Sitzung der Europäischen Kommission drin-
gend gebeten, die Möglichkeit einer Nahrungsmit-
telhilfe der EU für Bulgarien zu prüfen. Diese hält zu-
nächst eine weitere Aufklärung über die tatsächliche 
Nahrungsmittellage für erforderlich, hat jedoch zu-
gesagt, nach Vorliegen entsprechender Informatio-
nen gegebenenfalls sofort zu reagieren. 

Der bulgarische Außenminister Staley, der frühere 
bulgarische Botschafter in Bonn, wies am 25. Februar 
auf der Sitzung des Assoziationsrates Bulgarien - 
Europäische Union in Brüssel darauf hin, daß ab 
Mitte März 1997 Nahrungsmittelhilfe benötigt 
werde. Er ließ es zunächst offen, ob Bulgarien tat-
sächlich eine solche Nahrungsmittelhilfe bei der EU 
beantragen wird. 

Auf Anfrage der deutschen Botschaft in Sofia hat 
der Vertreter des Internationalen Währungsfonds vor 
Ort die grundsätzliche Bereitschaft des Fonds auch 
zur kurzfristigen Bereitstellung eines Kredits erklärt, 
sofern auf bulgarischer Seite umgehend Maßnahmen 
zur Einführung eines Währungsrates und zur Durch-
führung von Wirtschaftsreformen ergriffen werden. 

Die Bundesregierung prüft auch, ob zusätzlich zu 
den bisher vorwiegend auf europäischer und multila-
teraler Ebene getroffenen bzw. ins Auge gefaßten 
Maßnahmen bilaterale humanitäre Hilfe zur Versor-
gung besonders hart  betroffener Bevölkerungskreise 
geleistet werden kann. Die Weltbank hat ebenfalls 
Hilfe mit umfangreichen Mitteln in Aussicht gestellt, 
sobald Strukturreformen anstehen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
nachfragen? - Bitte. 

Gernot Erler (SPD): Herr Staatsminister, ich habe 
diese Frage gestellt, weil ich in großer Sorge darüber 
bin, wie sich die Versorgungslage in Bulgarien ent-
wickelt. Uns erreichen in diesen Tagen die ersten 
Meldungen der Presse, daß Kinder in Waisenhäusern 
verhungert sein sollen. Ich glaube, zu diesem Zeit-
punkt kann es nicht mehr um mittelfristige Hilfen ge-
hen. Vielmehr muß es um Soforthilfe gehen. 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Sie haben in Ihrer Antwort hauptsächlich auf die 
multilaterale Hilfe abgestellt, das heißt, darauf, was 
von der EU umgesetzt wird. Dabei besteht das Pro-
blem - Sie haben selber die Daten genannt -, daß 
etwa bei der Einkommenshilfe Maßnahmen, die im 
Dezember letzten Jahres beschlossen worden sind, 
erst im März - wie der EU-Kommissar van den Broek 
gestern erklärt hat - umgesetzt werden. In Bulgarien 
gab es aber einen Hungerwinter, mit den Folgen, die 
ich eben genannt habe. 

Wie lange wird denn die Bundesregierung brau-
chen, um sich darüber klarzuwerden, ob - wie zum 
Beispiel Griechenland und die Schweiz das schon ge-
tan haben - unmittelbare bilaterale Hilfe geleistet 
werden kann, beispielsweise durch Weizenlieferun-
gen? Sie wissen, daß da der größte Engpaß besteht. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, Sie wissen, daß solche Hilfsmaß-
nahmen im wesentlichen von Nichtregierungsorga-
nisationen, von Hilfsorganisationen, umgesetzt wer-
den. Wir stehen in Kontakt mit solchen Organisatio-
nen. Die Bundesregierung ist natürlich auch bereit 
zu helfen, sobald solche Lieferungen direkt vorge-
nommen werden können. Dies muß allerdings aus 
den, wie Sie wissen, nicht gerade umfangreichen 
Mitteln der humanitären Hilfe geschehen. 

Im übrigen geht es darum, langfristig zu helfen 
und die Situation in Bulgarien mittelfristig zu stabili-
sieren. Aber Sie haben recht: Momentan sind wir be-
müht, in Zusammenarbeit mit den Organisationen, 
die Hilfe schnell umsetzen können, Notwendiges zu 
veranlassen. 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte. 

Gernot Erler (SPD): Herr Staatsminister, ich darf 
noch einmal nach den Möglichkeiten der bilateralen 
Hilfe fragen. Da es wirklich um Tage, nicht mehr um 
Wochen oder Monate geht: Was liegt denn für die 
Bundesregierung im Bereich des Möglichen, zum 
Beispiel bei Weizenlieferungen, und ist sie dazu be-
reit? Der Weltmarktpreis für Getreide ist im Augen-
blick so hoch, daß die bulgarische Regierung außer-
stande ist, 500 000 Tonnen - diese Menge, so hat sie 
gesagt, braucht sie; mindestens aber 450 000 Ton-
nen - zu beschaffen. Dazu reichen nicht einmal die 
Devisenreserven. Griechenland, nicht gerade das 
reichste Land der Europäischen Union, hat für 6 Mil-
lionen ECU Getreide geliefert. Die Schweiz hat 3 000 
Tonnen geliefert. Was könnte die Bundesregierung 
kurzfristig auf die Beine stellen? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, zunächst einmal bedarf es einer 
Bitte der bulgarischen Regierung, einer konkreten 
Nachfrage nach dem, was sie am dringendsten brau-
chen, bevor wir aktiv werden können. Wir können 
nicht einfach Weizen nach Bulgarien liefern. Viel-
mehr brauchen wir Hinweise seitens der Bulgaren, 
was ganz dringend erforderlich ist. 

Wir müssen natürlich sehen, was wir in Zusam-
menarbeit mit den Nachbarstaaten - Griechenland 
grenzt an Bulgarien, und kann deshalb auch trans-
portmäßig viel schneller helfen - tun können, um 
eine solche Hilfe da, wo sie dringend notwendig ist, 
zu leisten. Es geht jetzt darum, daß uns Bulgarien 
sagt, was nötig ist, bevor die Hilfe der EU greift. 

(Gernot Erler [SPD]: Ich habe gefragt, was 
Sie haben!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich rufe die 
Frage 30 des Abgeordneten Gernot Erler auf: 

Welche mittelfristigen Strategien hält die Bundesregierung 
für geeignet und notwendig, um der bedrohlichen ökonomi-
schen und sozialen Ungleichentwicklung innerhalb der Gruppe 
der mittel-, ost- und südosteuropäischen Transformationsstaaten 
entgegenzuwirken, die sich schon jetzt in einer Serie von Ge-
walt- und Protestmanifestationen in dem Bogen der am negativ-
sten betroffenen südosteuropäischen Transformationsstaaten 
niederschlägt? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Auch hier darf ich mir, mit Ihrer Zustimmung, 
Herr Präsident, eine etwas längere Antwort erlau-
ben, weil es um die mittelfristigen Strategien geht, 
die die Bundesregierung für geeignet hält, um in den 
Transformationsstaaten zur Stabilität beizutragen. 

Die Bundesregierung setzt sich für makroökonomi-
sche Stabilisierung und marktwirtschaftliche Refor-
men insbesondere der wirtschaftlich und sozial weni-
ger entwickelten Volkswirtschaften Südost- und Ost-
europas ein. Ziel ist es, die dortigen Lebensverhält-
nisse zunächst an die der fortgeschrittenen Reform

-

länder des zentraleuropäischen Freihandelsabkom-
mens - das sind die sogenannten CEFTA-Staaten - 
anzunähern. 

Fortschritte bei der gesamtwirtschaftlichen Stabili-
sierung und beim Reformprozeß hängen maßgeblich 
von der Durchsetzungsfähigkeit und dem Reformwil-
len der Regierungen der Transformationsländer ab. 
Je rascher und konsequenter die Reformen angegan-
gen werden, desto früher wird ein nachhaltiger wirt-
schaftlicher Aufschwung erreicht. 

Makroökonomische Stabilisierung und wirtschaft-
liche Transformationen sind in erster Linie Aufgabe 
dieser Länder. Sie sind insbesondere zur Verbesse-
rung ihrer nichtökonomischen Standortfaktoren auf-
gerufen. Rechtssicherheit, durchsetzbare Rechtsnor-
men, eine effiziente öffentliche Verwaltung und ein 
verläßliches Banken- und Börsenwesen sind wesent-
liche Voraussetzungen für in- und ausländische Inve-
stitionen. 

Handel und Investitionen haben für die wirtschaft-
liche Entwicklung einen hohen Stellenwert. Die in-
ternationalen Finanzinstitutionen - ich will nicht alle 
aufzählen - und die Europäische Investitionsbank so-
wie die Europäische Union unterstützen die Reform-
maßnahmen durch umfangreiche technische und fi-
nanzielle Hilfe. Diese multilaterale Unterstützung 
trägt durch geeignete Auflagen zu einer stabilitäts-
orientierten Wirtschaftspolitik und zu marktwirt-
schaftlichen Reformen bei. 

Daneben kommen dem deutschen außenwirt-
schaftlichen Förderinstrumentarium - Hermes-Aus-
fuhrgewährleistungen, Kapitalanlagegarantien, Re-
präsentanzen der deutschen Wirtschaft usw. -, dem 
Transform-Programm und dem Beratungsprogramm 
des BMZ große Bedeutung zu. Die Haushaltskür-
zung für das Transform-Programm hat unsere Mög-
lichkeiten zur Unterstützung des Reformprozesses al-
lerdings eingeschränkt. 

Gerade die wirtschaftlich besonders schwachen 
Staaten wie Bosnien und Herzegowina, Albanien 
und Mazedonien erhalten durch die bilaterale Wie-
deraufbau- bzw. Entwicklungshilfe erhebliche Flan-
kierung auf ihrem Weg zu einer positiven wirtschaft-
lichen Entwicklung. 

Die Staaten der Region sind aufgefordert, durch 
Abbau von tarifären und nichttarifären Handels-
hemmnissen wie durch verbesserte Kooperation 
beim Ausbau der Infrastruktur zu einer vertieften 
und erweiterten regionalen wirtschaftlichen Zusam-
menarbeit beizutragen. 

Ich bitte um Entschuldigung, daß meine Antwort 
etwas länger ausgefallen ist. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Gernot Erler (SPD): Herr Staatsminister, ich habe 
mit Interesse Ihren Ausführungen zu der allgemei-
nen Strategie zur Konsolidierung der mittel- und ost-
europäischen Staaten zugehört. Meine Frage richtete 
sich aber auf die spezifische Situation, die sich in den 
letzten Monaten und besonders in den letzten Wo-
chen in Südosteuropa dramatisiert hat. 

Sie sind auf dieses spezifische Problem nicht einge-
gangen. Kann ich dem entnehmen, daß die Bundes- 
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regierung nicht über die Tendenzen der Polarisie-
rung in den Transformationsstaaten, der Auseinan-
derentwicklung von Wohlstand und Stabilität in Süd-
osteuropa auf der einen Seite und der Stabilisierung 
in Zentralosteuropa auf der anderen Seite besorgt ist 
und dort  angesichts dieser Polarisierung keinen 
Handlungsbedarf sieht? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, ich habe nicht ausgeführt, daß die 
Bundesregierung keinen Handlungsbedarf sieht. Ich 
glaube aber, es wäre falsch, wenn wir uns ständig 
den Schuh anziehen würden, als sei Deutschland al-
lein für die Lösung der Probleme in Südosteuropa zu-
ständig. Dazu bedarf es natürlich einer sehr viel um-
fangreicheren Strategie der verschiedensten Institu-
tionen. 

Auch wir sind darüber besorgt - über Bulgarien 
haben wir gerade gesprochen -, daß es dort zu sol-
chen Entwicklungen gekommen ist. Für Albanien 
gilt ähnliches, allerdings verschuldet durch ganz of-
fensichtliche Fehlleistungen und Fehler innenpoliti-
scher Art . Die Fehler wurden vom Land selber und 
nicht von außen gemacht, so daß die Unruhen, die 
Folgen einer solchen Entwicklung, auch auf den 
Mangel an Reformbereitschaft, an Rechtsnormen zu-
rückzuführen sind. Ich habe das schon einmal ge-
sagt. Das können wir nicht von außen regeln. 

Von daher sollten wir zusammen mit unseren euro-
päischen Partnern alles tun, um gerade den süd-
osteuropäischen Staaten in dieser schwierigen Über-
gangsphase durch Beratung, unmittelbare Hilfelei-
stungen und großangelegte europäische Bemühun-
gen zu helfen. Aber wir dürfen nicht glauben, wir 
könnten allein als Deutsche diese Prozesse ganz er-
heblich beeinflussen oder verändern. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage. 

Gernot Erler (SPD): Herr Staatsminister, Sie erken-
nen offenbar das Problem an, und auch die Bundes-
regierung sieht es. Sie werden mir zustimmen, daß 
die Bundesregierung eine erhebliche Rolle in der 
Europäischen Union spielt. Kann man aus Ihrer Sicht 
nicht auf dieser Basis etwas tun, um den drohenden 
Verlust des Anschlusses der südosteuropäischen Ar-
mutsstaaten - so muß man sie beinahe nennen - an 
die anderen Staaten zu vermeiden? 

Sie haben CEFTA genannt. Gibt es nicht Möglich-
keiten, über den Beitrittsprozeß zur Europäischen 
Union sogenannte Incentives bzw. Anreize zu geben, 
damit nicht schon in diesem Beitrittsprozeß Aus-
grenzungsmechanismen zu Lasten der südosteuro-
päischen armen Staaten greifen? Sieht die Bundesre-
gierung eine Möglichkeit, in dieser Hinsicht zu han-
deln? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Natürlich geht es darum, in den Gesprächen 
und den vielfältigen Kontakten mit diesen Regierun-
gen alles zu tun, damit Ansätze zu einer wirtschaftli

-

chen Reform konsequent betrieben werden. Denken 
Sie bitte an die Folgen der Demonstrationen in Bul-
garien, den Umbau der Region und die anstehenden 
Neuwahlen mit Parteien, die offensichtlich reform-
williger sind. Denken Sie an die nach demokrati-
schen Wahlen zustande gekommene neue rumäni-
sche Regierung, die einen anderen Weg beschreiten 
kann als ihre Vorgängerregierung. 

Albanien ist ein innenpolitisch schwieriges Pro-
blem. Denken Sie aber auch daran, daß die Probleme 
im ehemaligen Jugoslawien - also in Bosnien und 
Herzegowina - so groß sind, daß sie von uns alleine 
nicht gelöst werden können. 

Aber es ist ganz klar: Es kann nicht angehen - 
Herr  Kollege, hierin stimmen wir vollkommen über-
ein -, daß die mitteleuropäischen Länder eine relativ 
ruhige Entwicklung nehmen und wir die anderen, 
die hinterherhinken, in einer kritischen Situation be-
lassen. Vielmehr müssen wir gemeinsam mit unseren 
Partnern außen- und wi rtschaftspolitisch alles tun, 
damit sich die Situation do rt  ähnlich wie die in Mit-
teleuropa gestaltet. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine weiteren 
Zusatzfragen. 

Die Frage 31 wird schriftlich beantwortet. Die Ant-
wort  wird als Anlage abgedruckt. 

Dann rufe ich jetzt die Frage 32 der Kollegin Anne-
lie Buntenbach auf: 

Welchen Zusammenhang sieht die Bundesregierung zwi-
schen der Festnahme des Ehepaares Mauss und der Tätigkeit 
des Werner Mauss für die Firma S. in Kolumbien und deren 
Wettbewerb mit der Firma U. um staatliche Aufträge in Kolum-
bien? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Frau Kollegin, die Bundesregierung sieht zwi-
schen der Festnahme des Ehepaars Mauss und der 
behaupteten Tätigkeit von Herrn Mauss für eine 
deutsche Firma in Kolumbien keinen Zusammen-
hang. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wenn die Bundesregierung darüber bis jetzt 
noch keine Erkenntnisse hat, so möchte ich doch 
gerne wissen, was die Bundesregierung denn zu un-
ternehmen gedenkt, um den unbef riedigenden Zu-
stand, darüber keine Erkenntnisse zu haben, zu än-
dern. Es ist schließlich nicht ganz ohne politische Re-
levanz, ob Herr Mauss als eine A rt  „guter Mann von 
Herrn Schmidbauer" in Kolumbien agiert hat oder ob 
die Bundesregierung ihn für Schmiergeldzahlungen 
deutscher Firmen mit falschen Papieren ausgestattet 
hat. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Frau Kollegin, zu dieser Angelegenheit ist von 
Herrn Schmidbauer wiederholt sehr ausführlich Stel-
lung genommen worden. Mir liegen keine zusätzli-
chen Informationen vor. Die Bundesregierung hat mit 
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Sicherheit niemanden mit Schmiergeldern ausgestat-
tet, um wirtschaftliche Erfolge in Kolumbien herbei-
zuführen. 

(Annelie Buntenbach [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das habe ich nicht gesagt!) 

Es gab bei der Befreiung deutscher Geiseln lediglich 
Bemühungen, die Geiseln in die Lage zu versetzen, 
wieder freizukommen, oder - wie im Fall des Herrn 
Mauss - dafür zu sorgen, daß den Menschen nach 
Möglichkeit gehollen wird. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage. 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich hätte gerne gewußt, ob die Bundesregie-
rung einen Zusammenhang zwischen der Tätigkeit 
der Firma Control Risks, die laut „Welt am Sonntag" 
- dort  ist das am 8. Dezember 1996 genannt worden  - 
von  ehemaligen MI-5- und CIA-Agenten gegründet 
wurde, für US-amerikanische Firmen in Kolumbien 
und der Festnahme des Ehepaars Mauss sieht. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Frau Kollegin, Ihre Frage - Herr Präsident, es 
tut mir leid, daß ich darauf hinweisen muß - geht 
weit über das hinaus, was mir vorgelegt worden ist. 
Darin ist nicht von dieser Firma die Rede, auch nicht 
von Zusammenhängen mit der CIA. Vielmehr haben 
Sie lediglich gefragt, ob es einen Zusammenhang 
zwischen der Festnahme des Ehepaares Mauss und 
deren Wettbewerb mit einer Firma in Kolumbien 
gibt. Ich kann Ihnen beim besten Willen jetzt nichts 
sagen; ich weiß es auch gar nicht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Darf ich einmal 
fragen, Frau Buntenbach: Ist denn die Firma, die Sie 
gerade erwähnt haben, mit der in der Frage genann-
ten Firma U. identisch? 

(Staatsminister Helmut Schäfer: Nein, 
natürlich nicht identisch!) 

Wenn nein, dann ist der Sachzusammenhang ein biß-
chen überdehnt. Das muß ich zugeben. 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Control Risks arbeitet für die Firma, die in der 
Frage mit U. bezeichnet ist. Es besteht also ein direk-
ter Zusammenhang. Ich war davon ausgegangen, 
daß er der Bundesregierung präsent ist. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die Frage ist be-
antwortet worden: Er war nicht präsent. 

Gibt es dazu weitere Zusatzfragen? - Herr Kollege 
Such. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Hat 
die Bundesregierung in diesem Zusammenhang Hin-
weise darauf, daß konkurrierende Sicherheitsunter-
nehmen bei der Verfolgung und der Inhaftierung des 
Werner Mauss in irgendeiner Weise beteiligt waren? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, ich kann Ihnen beim besten Wil-
len keine Auskünfte über eine höchst fragwürdige, 
in sich noch nicht abgeschlossene, für viele Außen-
stehende rätselhafte Entwicklung und deren Zusam-
menhänge geben. Da wird noch manches aufgeklärt 
werden müssen. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das 
stimmt!) 

Aber ich kann Ihnen im Augenblick nicht mehr sa-
gen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Dann rufe ich die Frage 33 der Kollegin Anne lie 
Buntenbach auf: 

Inwieweit trifft es zu, daß sich der im vergangenen Jahr plötz-
lich abberufene deutsche Botschafter in Kolumbien, Freiherr 
von Mentzingen, (mehrfach?) der Bitte des BND um Ausstellung 
diplomatischer Schutzbriefe für Herrn Mauss widersetzt hatte 
und daß diese von Herrn von Mentzingen abschlägig beschie-
dene Bitte des BND später von Staatssekretär Dr. Peter Ha rt

-mann erneut an die Botschaft in Bogota herangetragen wurde? 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Frau Kollegin, die deutsche Botschaft Bogotá 
hat in den bereits mehrfach gegenüber dem Deut-
schen Bundestag genannten Fällen auf Weisung des 
Auswärtigen Amtes Schutzpapiere für Herrn Mauss 
ausgestellt, um Maßnahmen zur Befreiung deutscher 
Geiseln in Kolumbien positiv zu begleiten. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): In meiner Frage hatte ich auch danach ge-
fragt, ob die Abberufung des früheren deutschen 
Botschafters in Kolumbien, nämlich des Freiherrn 
von Mentzingen, damit zusammenhängt, daß er der 
Bitte des BND, solche Papiere auszustellen, nicht 
nachgekommen ist. Ich möchte präzise nachfragen, 
ob die Abberufung des Botschafters unabhängig von 
seiner Weigerung, die vom BND geforderten Papiere 
für Herrn Mauss auszustellen bzw. zu unterschrei-
ben, erfolgt ist. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Es ist zunächst einmal darauf hinzuweisen, daß 
der BND einer Botschaft keine Weisungen erteilen 
kann. Das ist völlig ausgeschlossen, das geht gar 
nicht. Er ist einer Botschaft gegenüber nicht wei-
sungsbefugt. Das ist allein Sache des Auswärtigen 
Amtes. 

Im Zusammenhang mit Herrn von Mentzingen 
wäre die Frage wohl anders zu stellen, Frau Kollegin. 
Der Abgeordnete, der diesen Fall näher kennt, ist im 
Moment nicht im Raum. Aber das hat überhaupt 
nichts mit internen Zusammenhängen im Auswärti-
gen Amt zu tun gehabt. Der Fall von Mentzingen 
hing mit einer ganz anderen Angelegenheit zusam-
men. Ich möchte das aber nicht vertiefen. 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage? - Herr Kollege Such. 

Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Wenn Sie schon sagen, daß der Bundesnachrichten-
dienst einer Botschaft keine Weisungen erteilen darf, 
dann stellt sich die Frage, ob es zutrifft, daß Herr von 
Mentzingen ein Begehren des Bundesnachrichten-
dienstes bezüglich der Pässe zunächst ablehnte und 
später das gleiche Ansinnen von Staatssekretär Hart-
mann - ich glaube, er ist im Auswärtigen Amt - oder 
auf dessen Veranlassung erneut an die Botschaft ge-
richtet wurde. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, ich bitte Sie um Verständnis da-
für, daß ich über interne Angelegenheiten des Aus-
wärtigen Amtes im Deutschen Bundestag nicht in al-
ler Öffentlichkeit diskutieren möchte. Ich kann nur 
darauf hinweisen: Es gibt keinerlei Entscheidungen 
des damaligen deutschen Botschafters - der aus ei-
nem ganz anderen Grunde abberufen worden ist -, 
die in irgendeinem Widerspruch zu unseren Bemü-
hungen, Geiseln freizubekommen, stehen. Dazu hat 
Herr Schmidbauer im Deutschen Bundestag endlos 
lange - ich war dabei, deshalb kann ich sagen: 
„endlos" - auf zig Fragen Antworten gegeben. 

Ich bitte um Verständnis dafür, daß im Zusammen-
hang mit der ganzen Kolumbien-Frage an anderer 
Stelle, wo es hingehö rt , über Einzelheiten gespro-
chen werden muß. Aber ich kann Ihnen sagen: Ein 
Zusammenhang zwischen der Abberufung von 
Herrn von Mentzingen und irgendwelchen Wün-
schen des BND und einer späteren Angelegenheit, 
nämlich der Ausstellung von Reisepässen, zum Bei-
spiel für die gekidnappten Deutschen, besteht nicht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine weitere 
Zusatzfrage? - Dann haben wir die Fragen aus dem 
Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes erledigt. 
Ich danke Ihnen, Herr Staatsminister. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums der Justiz auf. Alle Fragen werden schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. 

Dann rufe ich den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums der Finanzen auf. Auch da wird bei allen 
Fragen um schriftliche Beantwortung gebeten. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Arbeit und Sozialordnung auf. Zur Beant-
wortung steht der Parlamentarische Staatssekretär 
Rudolf Kraus zur Verfügung. 

Die Frage 42 des Abgeordneten Klaus Hagemann 
wird schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 43 der Kollegin Erika Lotz auf: 

Für welche Arten der Behinderung sollen jetzt die Punktwerte 
im Schwerbehindertengesetz gesenkt bzw. erhöht werden und 
mit welcher Begründung? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsident, 
Frau Kollegin, mit Ihrem Einverständnis darf ich die 
beiden Fragen 43 und 44 gemeinsam beantworten. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Einverstanden? 

Erika Lotz (SPD): Ja. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Dann rufe ich 
auch die  Frage 44 der Kollegin Erika Lotz auf: 

Wie viele Schwerbehinderte wären von dieser Änderung be-
troffen, und wie würde sich diese Neufestlegung in den näch-
sten Jahren auswirken? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Gleichzeitig 
möchte ich allerdings bemerken, daß diese Fragen 
nicht in der gewünschten Weise, sondern nur gene-
rell zu beantworten sind. 

Grundlage für alle gutachterlichen Beurteilungen 
nach dem Schwerbehindertengesetz bilden die seit 
Jahrzehnten vom Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung als Richtlinien herausgegebenen 
„Anhaltspunkte für die ärztliche Gutachtertätigkeit 
im sozialen Entschädigungsrecht und nach dem 
Schwerbehindertengesetz". Sie sollen für alle Ärzte, 
die in den genannten Rechtsbereichen gutachtliche 
Beurteilungen abzugeben haben, eine klare Grund-
lage für einheitliche und sachgerechte Begutachtun-
gen sein und die Qualität der Begutachtung sichern 
und verbessern. 

Um diesen Zielen gerecht zu werden, ist es erfor-
derlich, diese Begutachtungsrichtlinien immer wie-
der neuen Erkenntnissen und Fortschritten in der 
medizinischen Wissenschaft über die Ursachen und 
die Auswirkungen von Gesundheitsstörungen, den 
Erfahrungen im Umgang mit den bisher gültigen Be-
urteilungskriterien sowie an neue gesetzliche Grund-
lagen und die Rechtsprechung anzupassen. Die 
letzte diesbezügliche Neufassung wurde Ende des 
Jahres 1996 abgeschlossen. Sie hat sich allein am 
geltenden Recht und an medizinischen Erkenntnis-
sen orientiert. Andere - vor allem politische oder fi-
nanzielle - Überlegungen haben dabei keine Rolle 
gespielt; sie können und dürfen die unabhängige 
ärztliche Sachverständigentätigkeit auch nicht be-
einflussen. 

Im Rahmen der Überarbeitung hat sich auch ge-
zeigt, daß in manchen Fällen die bisherige Bewer-
tung der Auswirkungen von Funktionsbeeinträchti-
gungen - insbesondere im Vergleich zu anderen Ge-
sundheitsstörungen - nicht mehr sachgerecht war 
und deshalb geändert werden mußte. Dabei sind 
aber nicht einfach die bisher maßgebenden Werte 
nach oben oder unten korrigiert worden; vielmehr 
wurden in fast allen diesen Fällen auch die Beschrei-
bungen der Funktionsausfälle neu formuliert. Aus 
diesem Grunde kann nicht gesagt werden, ob und in 
welchen Fällen es tatsächlich zu einer niedrigeren 
oder höheren Bewertung von Auswirkungen funktio-
neller Einschränkungen gekommen ist. 
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Darüber hinaus ist zu beachten, daß nach dem 
Schwerbehindertengesetz nur in ganz seltenen Fäl-
len Gesundheitsstörungen isoliert zu beurteilen sind. 
Vielmehr sind als Behinderungen stets die Auswir-
kungen aller im Einzelfall vorliegenden Funktionsbe-
einträchtigungen zu bewe rten. Es ist somit nicht ab-
zuschätzen, ob und inwieweit sich die Änderungen 
einzelner GdB-Werte im Rahmen der im Schwerbe-
hindertenrecht maßgebenden Gesamtbeurteilung 
auswirken. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Sie haben nun 
insgesamt vier Zusatzfragen. 

Erika Lotz (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
zwar schon auf die Möglichkeiten der Ärzte hinge-
wiesen. Trotz allem will ich Ihnen die Frage stellen, 
ob denn die Bundesregierung gegenüber den Gut-
achtern nicht darauf gedrungen hat, daß die Chan-
cen der Behinderten am Arbeitsplatz realistisch ein-
geschätzt werden. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Ganz selbstver-
ständlich; es ist eine permanente Aufgabe, immer 
wieder darauf hinzuweisen, daß dera rtige Gesichts-
punkte Berücksichtigung finden. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage. 

Erika Lotz (SPD): Ich darf noch einmal nachfragen, 
ob die Bundesregierung insbesondere auf die sich ra-
pide verschlechternden Arbeitsplatzchancen Behin-
derter hingewiesen und auch darauf gedrungen hat, 
daß dies bei der Beurteilung der Rahmenbedingun-
gen berücksichtigt wird. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Es ist permanen-
tes Bemühen der Bundesregierung, die Chancen von 
Behinderten zu vergrößern, einen Arbeitsplatz zu be-
kommen bzw. den Platz, den sie haben, zu behalten. 

Die Schaffung spezieller Erleichterungen - wenn 
ich das richtig verstehe - etwa bei der Erlangung von 
EU- oder BU-Renten angesichts der Arbeitsmarkt-
situation kann nicht Aufgabe der Bundesregierung 
sein. Es kann nicht so sein, daß wir arbeitsmarktpo-
litische Probleme mit Hilfe von EU- oder BU-Renten 
zu lösen versuchen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage? 

Erika Lotz (SPD): Ja. - Herr Staatssekretär, sind 
denn nach Auffassung der Bundesregierung die ärzt-
lichen Gutachter hinsichtlich der Beurteilung der Fol-
gen arbeitsmarktlicher Benachteiligung nicht völlig 
überfordert? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Es kann nicht 

Aufgabe der Ärzte sein, derartige Dinge abschlie-
ßend zu beurteilen. Aufgabe der Ärzte ist es, wie ich 
hier schon ausgeführt habe, unabhängig von finan-
ziellen oder polititschen Entwicklungen zu den rich-
tigen Begutachtungen hinsichtlich des Gesundheits-
zustandes und der Leistungsfähigkeit der Betroffe-
nen zu kommen. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Weitere Zusatz-
frage? 

Erika Lotz (SPD): Ja. - Beurteilt die Bundesregie-
rung die jetzt festgelegte neue Fassung, die unter 
Ausschluß des Gesetzgebers erstellt worden ist, als 
einen Beitrag zum Abbau sozialer Kosten? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Keineswegs. 
Das ist kein Beitrag zum Abbau sozialer Kosten. Ich 
sage es noch einmal: Es geht vielmehr ausschließlich 
darum, unter Sachgesichtspunkten dera rtige Beurtei-
lungen vorzunehmen. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Zusatzfrage? - 
Herr  Kollege Dreßen. 

Peter Dreßen (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß die Aktivitäten der Hauptfürsorge-
stelle, die früher einmal die Interessen der Behinder-
ten am Arbeitsplatz sehr intensiv wahrgenommen 
hat, sehr stark rückläufig sind? Das heißt, diese Ver-
treter nehmen überhaupt nicht mehr die Interessen 
der Behinderten wahr, sondern stimmen fast allen 
Vorstellungen, wie sie in den Unternehmen zu finden 
sind, ohne daß diese vorher begründet worden sind, 
einfach zu. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Mir - ich kann 
nur von meiner Person reden - sind dera rtige Ent-
wicklungen nicht bekannt. Ich würde darum bitten, 
wenn Ihnen dera rtiges konkret bekannt ist, uns das 
mitzuteilen. Wir sind gerne bereit, der Sache nachzu-
gehen. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Wright. 

Heidi Wright (SPD): Herr Staatssekretär, wie erklä-
ren Sie sich die Ablehnung der Forderung des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes durch das Ministe rium, 
an den Beratungen der Gutachter teilnehmen zu wol-
len? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Das war bisher 
nicht so; es gibt auch keinen Grund, von der bisheri-
gen Praxis abzuweichen. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Es gibt keine 
weiteren Zusatzfragen. 
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Die Fragen 45 und 46 werden schriftlich beantwor-
tet. Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen jetzt zur Frage 47 des Kollegen Peter 
Dreßen: 

Auf welchen Umfang belaufen sich durch rückdatierte Kündi-
gungen die Schadenssummen bei der Bundesanstalt für Arbeit, 
und wie viele Firmen sind nach gegenwärtigem Kenntnisstand 
insgesamt betroffen? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsident, 
ich darf mit Ihrem Einverständnis und auch mit dein 
des Herrn Kollegen Dreßen die Fragen 47 und 48, die 
unmittelbar zusammengehören, gemeinsam beant-
worten. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Sind Sie einver-
standen, Herr Kollege Dreßen? - Dann rufe ich eben-
falls die Frage 48 auf: 

Bei wie vielen öffentlichen Arbeitgebern sind Rückdatierun-
gen nach gegenwärtigem Kenntnisstand vorgekommen? 

Bitte. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Dem Präsiden-
ten der Bundesanstalt für Arbeit sind auf Grund einer 
Anfrage bei den Landesarbeitsämtern vom August 
1996 zirka 6 271 Verdachtsfälle in 34 Unternehmen 
bekannt, wonach Verantwortliche dieser Betriebe be-
trügerische Manipulationen in Bescheinigungen, die 
für Ansprüche auf Arbeitslosengeld erforderlich sind, 
durch falsche Angaben über die Einhaltung von 
Kündigungsfristen vorgenommen haben sollen. Ma-
nipulationen wurden in 497 Fällen festgestellt. Der 
ermittelte Vermögensschaden beträgt annähernd 
4 Millionen DM. Nach diesem Zeitpunkt wurde von 
mehreren Landesarbeitsämtern über weitere 
429 Verdachtsfälle in einem Betrieb berichtet. Der 
entstandene Schaden wurde noch nicht ermittelt. 

Zu Ihrer zweiten Frage: Nach gegenwärtigem 
Kenntnisstand der Bundesanstalt für Arbeit sind bei 
einem öffentlichen Arbeitgeber in 23 Fällen Manipu-
lationen mit einer Schadenssumme von 152 954 DM 
vorgenommen worden. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Zusatzfrage. 

Peter Dreßen (SPD): Herr Präsident, zuerst eine 
Klarstellung: Ich hoffe, daß in der Zukunft die Ver-
wechslung der Parteien nicht mehr so stattfindet, wie 
es in meinem Fall geschehen ist. Ich bin nach wie vor 
Mitglied der SPD. In dem Fragenkatalog ist als Frak-
tion die CDU/CSU aufgeführt. Ich hatte nicht vor zu 
wechseln. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: In meinem Fra-
genkatalog steht SPD. 

Peter Dreßen (SPD): In der Drucksache steht es an-
ders, aber gut. 

Herr Staatssekretär, können Sie sich vorstellen, 
daß die Zahlen, die Sie vorgetragen haben, nur die 
Spitze eines Eisberges sind und daß sich dahinter 
eine unheimlich große Grauzone verbirgt? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Sie werden ver-
stehen, Herr Kollege, daß ich mich nicht in Spekula-
tionen ergehen kann. Persönlich könnte ich mir vor-
stellen, daß bei allen derartigen Dingen eine Grau-
zone besteht und daß daher selbstverständlich nicht 
alle Fälle bekannt werden. 

Peter Dreßen (SPD): Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung bereit, die Zahl der entsprechen-
den Ste llen bei den Arbeitsämtern auszuweiten, um 
die Mißstände, die es hier gibt, effektiver als in der 
Vergangenheit zu bekämpfen? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege, 
Sie wissen, wir haben heute im Ausschuß genau die-
ses Thema besprochen. Die Antwort der Bundesre-
gierung war, daß man natürlich auf die Zusammenar-
beit mit den Selbstverwaltungsorganen der Bundes-
anstalt für Arbeit angewiesen ist. Die Auffassung der 
Bundesregierung ist, daß entsprechende Schritte in 
der Vergangenheit bereits unternommen wurden 
und daß für die Bundesanstalt für Arbeit noch Spiel-
räume bestehen, in dieser Frage weiter tätig zu sein. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Weitere Frage? 

Peter Dreßen (SPD): Herr Staatssekretär, zu meiner 
zweiten Frage habe ich noch eine Zusatzfrage: Ist die 
Bundesregierung bereit, dienstrechtliche Schritte ge-
gen Personen zu unternehmen, die im öffentlichen 
Dienst solche Rückdatierungen zugelassen haben? 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Soweit es sich 
um Bedienstete handelt, die beim Bund beschäftigt 
sind, wird man sicher derartige Schritte überlegen 
und auch einleiten. Bei dem Fall, den Sie angespro-
chen haben - das wissen Sie auch -, handelt es sich 
keineswegs um eine Behörde, die unmittelbar dem 
Bund unterstellt ist. Wenn überhaupt, dann sind hier 
die Länder aufgerufen, etwas zu tun. 

Peter Dreßen (SPD): Herr Staatssekretär, auch die 
Bundesregierung ist, glaube ich, in der Lage, ent-
sprechende Dienstaufsichtsbeschwerden bei den 
entsprechenden Behörden einzuleiten. Ist sie dazu 
bereit? Wenn schon Bürgermeister solche Rückdatie-
rungen vornehmen, wie es bei der Stadt Coswig der 
Fall war, dann halte ich das für einen unerträglichen 
Zustand. Es ist unerträglich, daß selbst im öffentli-
chen Dienst solche Dinge passieren. 

Rudolf Kraus, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Wir haben eine 
föderalistische Grundordnung. Für die Gemeinden 
sind die Länder zuständig. Soweit es sich um Maß- 
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nahmen, die in den Bereich der Bundesanstalt für Ar-
beit fallen, handelt, ist die Bundesanstalt für Arbeit 
gefordert - und bei kriminellen Vorgängen auch die 
zuständige Staatsanwaltschaft. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Keine weiteren 
Zusatzfragen. - Alle weiteren Fragen aus diesem Ge-
schäftsbereich, die Fragen 49 bis 54, werden schrift-
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. Wir sind damit am Ende der Frage-
stunde. 

Ich rufe jetzt den Zusatzpunkt 1 auf: 

Aktuelle Stunde 
auf Verlangen der Gruppe der PDS 

Haltung der Bundesregierung zu den Plänen 
der Deutschen Bahn AG, rund 10 000 Kilome

-

ter Schiene „an andere Betreiber" abzugeben 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kol-
lege Dr. Winfried Wolf. 

Dr. Winfried Wolf (PDS): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Verehrte Damen und Herren! In einer Rede 
zum aktuell gegebenen Thema Bahn in diesem Haus 
am 28. September 1995 zitierte ich den Hamburger 
Ersten Bürgermeister Voscherau, der bereits anläß-
lich der Verabschiedung der Bahnreformgesetze 
1992 sagte: „Das ist das Ende der schönen Eisen-
bahn. " 

Just dieses Voscherau-Zitat war mir gewärtig, als 
ich vorgestern die Meldung las, die Grundlage für 
diese Aktuelle Stunde ist. Laut „Spiegel" wurde im 
Januar im Vorstand der DB AG über ein internes Pa-
pier diskutiert, wonach „rund 10 000 Kilometer 
Schiene" oder „ein Viertel des gesamten Netzes" als 
„unrentabel" gelte. Das Hamburger Magazin über-
schrieb den Artikel nicht mit „Neue Betreiber für 
Bahnnebenstrecken gesucht", sondern mit „Scharfe 
Schnitte ins Netz". 

Im Grunde wird mit den „ 10 000" nur eine Zwi-
schensumme der Zerstörung genannt. Nach den Ant-
worten auf unsere Kleine Anfrage wurden allein im 
Zeitraum Anfang 1994 bis Mitte 1996 137 Bahn-
strecken mit einer Länge von 1 397 Kilometern abge-
baut. Darüber hinaus - das hat der Aufsichtsratsvor-
sitzende der DB AG, Günther Saßmannshausen, ge-
genüber der FAZ im März 1996 offen geäußert - ist 
die Halbierung des Netzes von derzeit 40 000 Kilo-
metern auf ein „Kernnetz" von 17 500 Kilometern ge-
plant, was zusammen mit dem S-Bahn-Netz von 
3 000 Kilometern und einem getrennten Güterbahn-
netz 20 000 Kilometer Gesamtlänge ergeben würde. 
Es geht also nicht um 10 000, sondern um 20 000 Kilo-
meter Schienenabbau. 

Lassen Sie mich an drei Beispielen das aktuelle 
Bahn-Ableben demonstrieren. Fall 1: Bei der Strecke 
Wrist - Hohenlockstedt votiert die Schleswig-Holstei-
ner Verkehrsservicegesellschaft für die Reaktivie-
rung. Doch im November 1996 begann die DB AG 
mit dem Abbau der gesamten Strecke. Kommentar: 
So demonstriert  die DB AG, daß sie keine anderen 

Betreiber will, sondern - in Anlehnung an die Spra-
che der Ruhrkumpel - den „Absturz ins Gleisfreie". 

Beispiel 2: Gestern nacht gegen 22 Uhr konnte ich 
in Köln Hauptbahnhof ein halbes Dutzend Kollegin-
nen und Kollegen in einem Postzug bei der Arbeit 
besuchen. Sie wußten von den jüngsten Beschlüssen 
der Deutschen Post AG, bereits in acht Wochen jegli-
chen Briefpost-Verkehr auf Schienen einzustellen 
und diesen komplett auf Lkw und Flugzeuge zu ver-
lagern. Behauptet wird, daß das, was im Dampfeisen-
bahnzeitalter und im weit größeren Deutschen Reich 
funktionierte, nämlich „E + 1" zu gewährleisten, im 
Telematikzeitalter nicht mehr klappen könnte. Kom-
mentar: Das ist die Unwahrheit, Herr Bötsch und 
Herr Wissmann. Dafür läßt sich als Zeugin sogar die 
DB AG anführen, die von einer „schienenfeindlichen 
Logistik der Post" spricht. 

Beispiel 3: Mir liegen B riefe mit Absender „Ge-
schäftsbereich Netz der DB AG", datiert auf Ende Ja-
nuar 1997, vor, die Tausenden Bahnbeschäftigten, 
vor allem in den neuen Bundesländern, zugingen. 
Darin werden die Angeschriebenen aufgefordert, bis 
zum 31. März 1997 zu kündigen, und ihnen für die-
sen Fall Abfindungen angeboten. Dies findet statt: 
nach der Halbierung der Bahnbelegschaft seit 1990, 
trotz hohen Überstundenbergs und obwohl ausge-
dünntes Personal und verschlechterte Ausbildungs-
standards mitverantwortlich für die auch heute im 
Verkehrsausschuß diskutierte gesunkene Sicherheit 
im Schienenverkehr sind. Kommentar der Gewerk-
schaft der Eisenbahner Deutschlands: 

Die GdED verurteilt das Vorgehen der DB AG 
und sieht hierin eine Mißachtung der getroffenen 
Vereinbarungen. 

Nun wurde nach meinen Informationen der Be-
schluß zu diesem unsittlichen Angebot auf der Vor-
standssitzung der DB AG vom 21. Januar gefaßt, just 
zur selben Zeit, als laut „Spiegel" über das Abstoßen 
der 10 000 Kilometer Schienennebenstrecken debat-
tiert wurde - also: zuerst Abstoßen, dann Abfinden. 

Im übrigen macht die DB AG mit ihrer Nebenstrek-
kenpolitik gleich doppelt Kasse: mit den überhöhten 
Trassenpreisen gerade auf Nebenstrecken und über 
Bundesmittel. Nach Bundesschienenwegeausbauge-
setz sind 20 Prozent der Bundesmittel für Schienen-
wegeinvestitionen in den Schienenpersonennahver-
kehr vorgesehen. 

Gerade hat die SPD von der Bundesregierung in 
einer Antwort bestätigt bekommen, daß ein Großteil 
der Investitionen in das Bestandsnetz fließen müsse. 
Doch, wie wir hier erneut demonst riert  bekommen: 
Bestand hat nicht das Bestandsnetz. Bestand hat le-
diglich die schienenfeindliche Verkehrspolitik der 
Bundesregierung. Ziel ist eine Spielzeugbahn für die 
Herren der S-Klasse. Und es ist die Bundesregierung 
- nicht der Vorstand der DB AG -, die letzten Endes 
für die Schieneninfrastruktur Verantwortung trägt. 
Sie, Herr Wissmann, sind aufgefordert: Gewähren 
Sie Bestand! Da Sie dazu offensichtlich nicht bereit 
sind, haben wir und die Grünen entsprechende An-
träge im Bundestag eingebracht, so denjenigen nach 
einem Schienenwegesicherungsgesetz im Februar 
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letzten Jahres, in dem wir die Übertragung des 
Schienennetzes in Bundes- und Ländereigentum for-
dern. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Dr. Jobst, CDU/CSU. 

Dr. Dionys Jobst (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen! Das 
Horrorszenario, das eben von Herrn Kollegen Wolf 
gemalt wurde, und auch die Pressemeldungen, auf 
die er sich bezogen hat, geben keinen Anlaß zur Ver-
unsicherung der Bevölkerung vor allem in den länd-
lichen Regionen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Widerspruch 
bei der PDS) 

Es gibt keinen Kahlschlag bei der Bahn, wie wir ihn 
1976 unter dem damaligen SPD-Bundesverkehrsmi-
nister Gscheidle erlebt haben. 

Die Wirklichkeit ist eine andere: Die Deutsche 
Bahn AG hat ein Streckennetz von rund 40 000 Kilo-
metern, in dem es stark belastete und schwach bela-
stete Strecken gibt. Für uns darf ich feststellen: Wir 
brauchen und wir wollen ein leistungsfähiges Schie-
nennetz für unser Land. Unser verkehrspolitisches 
Ziel ist es, mehr Verkehr auf die Schiene als umwelt-
freundlichen Verkehrsträger zu bringen und eine 
Entlastung der Straßen herbeizuführen. Die Eisen-
bahn ist für uns ein wichtiger und unverzichtbarer 
Verkehrsträger. Wir brauchen aber eine Bahn für die 
heutigen Verkehrsanforderungen und nicht eine von 
vorgestern. Nur auf diese Weise ist die Bahn eine mo-
derne Bahn. 

Wir haben die Bahnreform 1993 gemeinsam be-
schlossen. Die Zielsetzung war und ist: Stärkung des 
Verkehrsträgers Schiene, Verbesserung der Wettbe-
werbssituation der Eisenbahn, nachhaltige Entla-
stung des Bundeshaushaltes und Stärkung der Ei-
genverantwortlichkeit der Bahn. Unsere verkehrs-
politische Weichenstellung war richtig. Die Deutsche 
Bahn AG hat jetzt drei Jahre lang beachtliche Ge-
winne erwirtschaftet. 

(Widerspruch bei der PDS) 

Wir haben die Bahn in die Lage versetzt, kräftig zu 
investieren. Hier gab es einen erheblichen Nachhol-
bedarf. Im Bundesverkehrswegeplan ist vorgesehen, 
daß die Investitionen in die Schienenwege höher als 
die in den Straßenbau sind. In den neuen Bundeslän-
dern ist die Infrastruktur der Bahn erheblich moder-
nisiert worden. Es werden Hochgeschwindigkeits-
strecken gebaut und vorhandene Strecken ausge-
baut. 

Die Deutsche Bahn AG wird in den nächsten 
fünf Jahren 81 Milliarden DM investieren, wovon 
49 Milliarden DM für Infrastrukturmaßnahmen und 
32 Milliarden DM für Fahrzeuge, Anlagen, Personen-

bahnhöfe usw. verwendet werden. Durch den Ein-
satz moderner Technik, auch der Neigetechnik, wird 
die Bahn auf ihren Strecken die Leistungsfähigkeit 
steigern und die Kosten senken können. Die Investi-
tionsquote der Deutschen Bahn AG liegt deutlich 
über dem Durchschnitt der Industrie. Diese Investi-
tionen bilden die Grundlage für eine moderne Bahn 
und für eine erfolgreiche Zukunft der Bahn. 

Wir sind mit unserer Verkehrspolitik auf dem rich-
tigen Gleis. Die Verantwortung des Bundes für die 
Infrastruktur wird wahrgenommen. Wir haben mit 
der Regionalisierung des öffentlichen Personennah-
verkehrs die Länder in die Lage versetzt, gerade 
den Schienenpersonennahverkehr attraktiver zu ge-
stalten. 1997 werden den Ländern vom Bund 
12,1 Milliarden DM zur Verfügung gestellt. Die Ver-
antwortung für den Nahverkehr liegt nach dieser Re-
gelung ausdrücklich bei den Ländern. Ihrer Verant-
wortung für den Nahverkehr wird dadurch Rech-
nung getragen, daß die Bahn AG den Einsatz ihrer 
Mittel für die Schieneninfrastruktur des Nahverkehrs 
mit den Ländern abstimmt. Mit diesen Maßnahmen 
ist das Verkehrsangebot für die Bevölkerung in der 
Fläche erheblich verbessert worden. 

Die unternehmerische Aufgabe der Bahn AG ist es, 
das Verkehrsangebot nach den Bedürfnissen des 
Marktes, also nach der Nachfrage, zu gestalten. Wie 
in allen Bereichen der Wirtschaft gilt auch hier: so 
viel Schiene wie nötig, so kostengünstig wie möglich. 
In der Fläche kann die Bahn die verkehrlichen Be-
dürfnisse nicht befriedigen. In der Fläche sind der 
Pkw und der Lkw unschlagbar und deshalb auch 
unverzichtbar. Die Betriebsansiedlungen und das 
Schaffen von Arbeitsplätzen in den ländlichen Regio-
nen wären ohne die Verbesserung des Straßenver-
kehrs nicht möglich gewesen. Die Verästelung des 
Eisenbahnnetzes stößt do rt  an Grenzen, wo das Ver-
kehrsaufkommen zu gering ist. Der Verkehrsträger 
Straße leistet also eine wichtige Grundversorgung für 
die Regionen. Die Bahn kann das nicht tun. 

Die Bahn hat seit 1950 unwi rtschaftliche Strecken 
stillegen müssen. Die Entscheidung trifft jeweils der 
Kunde oder die Wirtschaft; 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Oder das Angebot!) 

die Bahn muß das nachvollziehen. Es ist auch heute 
Aufgabe der Bahn AG, solche Entscheidungen zu 
treffen, wenn sich herausstellt, daß eine Strecke total 
unwirtschaftlich ist. Die Bahn ist gehalten, den Um-
fang ihrer Produktionsanlagen rationell zu dimensio-
nieren. Die Entscheidung, eine Eisenbahnstrecke ab-
zugeben oder stillzulegen, ist in der Regel nur der 
Endpunkt eines langen und erkennbaren Verkehrs-
rückganges. 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Man hat die Strecken kaputtge-

macht!) 

Hier sind jetzt örtliche Lösungen gefragt. Wir set-
zen in diesen Fällen auf den kombinierten Verkehr 
durch marktgerechte Kooperation, das heißt Samm-
lung und Verteilung auf der Straße, Transport über 
große Entfernungen auf der Schiene. Solche Maß- 
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nahmen wird es auch in Zukunft geben. Die Bahn 
hat die Aufgabe, schwach belastete Strecken laufend 
zu kontrollieren und die entsprechenden Entschei-
dungen zu treffen. 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Busse nebenherfahren zu las

-

sen!) 

Solche Maßnahmen werden verhindern, daß es in 
unserem Land einen Verkehrsrückstand oder gar 
einen Verkehrsnotstand gibt. 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Die Zeit, Herr 
Kollege! 

Dr. Dionys Jobst (CDU/CSU): Sie, meine verehrten 
Kolleginnen und Kollegen von der Opposition, kön-
nen versichert sein: Die Verantwortung für die not-
wendige und leistungsfähige Infrastruktur der Bahn 
nehmen wir ernst. Die weitere Verbesserung der Ver-
kehrsanbindung der ländlichen Regionen ist für uns 
eine wichtige politische Aufgabe. Die Aktuelle 
Stunde wäre nicht notwendig gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Lachen bei der PDS - Zuruf von der PDS: 
Wenn ihr vernünftige Verkehrspolitik 
gemacht hättet, wäre sie nicht notwendig 

gewesen!) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Heide Mattischeck, SPD. 

Heide Mattischeck (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kollegen und Kolleginnen! Herr Jobst, Sie haben ge-
sagt, die Bahn werde mit solchen Horrorszenarien 
kaputtgeredet. Ich glaube kaum, daß der Bahn damit 
gedient ist, wenn man sie schönredet und die Dinge 
so hinstellt, wie sie nun wirklich zum großen Teil 
nicht sind. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vielleicht hat Herr Wolf bei der einen oder anderen 
Sache übertrieben; das hoffe ich, und davon gehen 
wir aus. Aber wir sollten uns auch mit dem beschäf-
tigen, was um uns herum vorgeht. Wer sich einmal 
angeguckt hat, was in Großbritannien inzwischen 
mit der Bahn passiert ist, weiß, daß es völlig richtig 
ist, wenn wir darauf hinweisen, welche Gefahren 
auch bei uns bestehen. 

Wir haben 1994 gemeinsam die Bahnreform in 
Kraft treten lassen. Das war eine große gemeinsame 
Anstrengung, und wir stehen dazu. Viele Hoffnun-
gen richten sich seitdem auf eine neue, moderne, 
umweltfreundliche Bahn: im Güterverkehr, im Regio-
nalverkehr, im Nahverkehr und auch im Fernver-
kehr. Ich denke, man sollte nicht verschweigen, daß 
unter großen Anstrengungen vieler Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen auch Erfolge zu verzeichnen sind. 

Seit 1960 wurden rund 450 Milliarden DM Steuer

-

gelder in den Fernstraßenbau gesteckt, aber nur 
56 Milliarden DM in den Schienenausbau. 

150 000 km neu gebauten Straßen stehen 700 km 
neue Eisenbahnstrecken gegenüber. 

Mit dem neuen Bundesverkehrswegeplan schaf-
fen wir hier eine Umkehr. Die 214 Milliarden DM, 

- das sind 6,5 Milliarden DM per annum - 

die  wir bis ... 2012 für die Schiene vorgesehen 
haben, investieren wir, weil wir an die Schiene als 
Verkehrsträger der Zukunft glauben. 

Das habe nicht ich gesagt, sondern der Bundesver-
kehrsminister Wissmann in einer Rede am 20. De-
zember 1993 vor dem Führungskreis der Deutschen 
Bahnen, Überschrift: „Am Beginn einer neuen Ara" . 

Im Haushalt 1997 sind Sie, Herr Verkehrsminister, 
und Sie, liebe Koalitionäre, bei Mitteln in Höhe von 
gerade einmal 3,5 Milliarden DM per annum ange-
langt. Das ist etwas mehr als die Hälfte von dem, was 
Sie uns vor zwei Jahren noch glauben machen woll-
ten. 

Die Bahn verfügt noch über Schienenwege von 
40 000 Kilometern. Ganz gewiß wird nicht jeder die-
ser Kilometer heute und in Zukunft wi rtschaftlich zu 
betreiben sein, wobei ich „wirtschaftlich" nicht nur 
betriebswirtschaftlich verstehe, 

(Elke Ferner [SPD]: So ist es!) 

sondern auch gemeinwirtschaftlich und volkswirt-
schaftlich. Darauf möchte ich ganz deutlich hinwei-
sen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Da ist die Bundesregierung im Obligo. Ich darf 
daran erinnern, was wir im Grundgesetz gemeinsam 
beschlossen haben: 

Eisenbahnen des Bundes werden als Wirtschafts-
unternehmen in privat-rechtlicher Form geführt. 
Diese stehen im Eigentum des Bundes, soweit die 
Tätigkeit des Wirtschaftsunternehmens den Bau, 
die Unterhaltung und das Betreiben von Schie-
nenwegen umfaßt. 

Wir sind hier in der Verpflichtung. 

Natürlich haben Sie darauf hingewiesen, daß ge-
setzlich genau geregelt ist, wie ein Schienenabbau 
erfolgt. Es ist klar, da gibt es große Hürden. Trotz-
dem, denke ich, muß die Bundesregierung aufpas-
sen, daß sie nicht all das, was wir gemeinsam auf den 
Weg gebracht haben, jetzt durch ihr Handeln oder 
Nichthandeln kaputtmacht. 

Eine flächendeckende Schieneninfrastruktur ist 
Teil der Daseinsvorsorge. Der Bund ist dem Gemein-
wohl verpflichtet, so das Grundgesetz. Was macht 
die Bundesregierung und die sie tragende Koalition? 
Sie plündern die Bahn aus. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Unsere Hoffnung, daß eine von Altlasten und büro-
kratischen Hemmnissen befreite Bahn unternehme-
risch tätig sein kann, wird zunehmend durch die Ver- 
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kehrspolitik des Bundesverkehrsministers und der 
Bundesregierung konterkariert. 

(Elke Ferner [SPD]: Und der CDU/CSU und 
der F.D.P.!) 

Mittel in Milliardenhöhe wird die DB AG auf 
Druck des Finanzministers in den nächsten vier Jah-
ren aus eigenen Mitteln für Schienenausbauzwecke 
aufbringen müssen, damit Finanzminister Waigel 
seine Kassenlöcher stopfen kann. Das wird der DB 
AG bei der Beschaffung modernen Wagenmaterials 
und moderner Loks fehlen. Zusätzliche Belastungen 
entstehen der DB AG dadurch, daß Anteile des Haus-
halts an der Schienenbaufinanzierung überwiegend 
als Darlehen gewährt werden, deren Rückzahlung 
das Unternehmen in den nächsten Jahren zusätzlich 
belastet. 

Damit nicht genug: Aus politischen Gründen muß 
sich die DB AG gegen den erkennbaren Willen der 
Bahn an der Transrapid-Betreibergesellschaft beteili-
gen und gleichzeitig auf eine gewinnträchtige 
schnelle Bahnverbindung zwischen Hamburg und 
Berlin verzichten. Von solchen Peanuts wie dem 
Wuermeling-Paß - der Ermäßigung für kinderreiche 
Familien, die pro Jahr 60 Millionen DM kostet - will 
ich überhaupt nicht sprechen. 

Die Gemeinwohlverpflichtung des Bundes ist nur 
eine Seite der Medaille. Die andere sind die Rahmen-
bedingungen, die der Bund der Verkehrspolitik ins-
gesamt setzt. 

(Elke Ferner [SPD]: Nicht setzt!) 

Auch wenn Herr Fried rich vorhin im Ausschuß ge-
sagt hat, daß die Rahmenbedingungen der Verkehrs-
politik eigentlich gar nichts mit dem Bund zu tun ha-
ben, meine ich, daß wir hier verpflichtet sind. Als ein 
Stichwort ist die gerechte Kostenanlastung für die 
verschiedenen Verkehrsträger wie Auto, insbeson-
dere Lkw und auch die Luftfahrt zu erwähnen. Ich 
kann aus Zeitgründen jetzt nicht darauf eingehen. 

Hinsichtlich der neuen Länder ist zu sagen: In den 
vergangenen Jahrzehnten - ich habe darauf hinge-
wiesen - sind in der alten Bundesrepublik massen-
haft Schienenstrecken nicht nur stillgelegt, sondern 
auch abgebaut worden. Ich hoffe, daß wir den 
gleichen Fehler nicht in den neuen Bundesländern 
machen. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: Wir sind 
aber feste dabei!) 

Wir fordern die Bundesregierung, insbesondere 
Herrn Wissmann, auf, ihrer Verantwortung nachzu-
kommen, einer Bahn mit Zukunft gerecht zu werden. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Albert  Schmidt, Bündnis 90/Die Grünen. 

Albert Schmidt (Hitzhofen) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Verehrter Herr Präsident! Liebe Kollegin

-

nen und Kollegen! Herr Kollege Dr. Jobst, hat nun 
Winfried Wolf ein Horrorszenario entworfen? Hat er 
sich das alles selber ausgedacht und erfunden, oder 
beruht die ganze Geschichte auf Tatsachen? 

(Horst Friedrich [F.D.P.]: Vom „Spiegel" 
abgeschrieben!) 

- Oder hat er nur beim „Spiegel" abgeschrieben? 

(Elke Ferner [SPD]: Woher haben die das 
denn her? - Uwe Lühr [F.D.P.]: Schlecht 

recherchiert!) 

- Ich komme gar nicht mehr zu Wort. Die Herrschaf-
ten unterhalten sich auch ohne mich prächtig. 

(Dr. Dionys Jobst [CDU/CSU]: Der „Spie-
gel" hat selten recht!) 

- Herr Dr. Jobst, ich komme jetzt dazu. 

Die internen Überlegungen der Deutschen Bahn 
AG, bis zu 10 000 Kilometer ihres Streckennetzes ab-
zustoßen bzw. stillzulegen, sind kein Hirngespinst 
des „Spiegel" . Ich zeige Ihnen hier, Herr Dr. Jobst, 
das Original des Papieres, auf das sich der „Spiegel" 
bezieht. Es handelt sich um die 11. Sitzung der GB-
AGM Netz am 22. Januar 1997. Ich lese Ihnen drei 
signifikante Passagen daraus vor. Das ist leider Got-
tes kein Horrorgemälde, sondern es ist tatsächlich 
ein internes Planungspapier der Bahn AG. 

(Georg Brunnhuber [CDU/CSU]: Das ist 
geheim!) 

- So geheim ist es gar nicht; ich lese es jetzt vor. Hö-
ren Sie zu, Herr Brunnhuber! 

Unter der Überschrift „Kein Geld für politische For-
derungen" schreibt die DB AG - ich zitiere -: 

Die Investitionen werden 

- gemeint ist zukünftig - 

auf wirtschaftlich tragfähige, zukunftsträchtige 
Strecken und Anlagen konzentriert und 

- jetzt kommt es - 

ausschließlich nach unternehmerischen Kriterien 
gesteuert, nicht mehr nach politischen Forderun-
gen. 

In Art . 87e des Grundgesetzes steht: Es gibt die 
politische Gemeinwohlverantwortung für einen 
Schienenverkehr auch im flachen Land. Die Bahn 
AG sagt hier im Klartext: Das interessiert uns nicht. 
Wir gehen in Zukunft nur noch nach betriebswirt-
schaftlichen Kriterien vor. - Das ist ein kaltschnäu-
ziges Unterlaufen der Bahnreform. So haben wir da-
mals nicht gewettet. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Ich will das gerne noch ergänzen, Herr Kollege 
Dr. Jobst. Sie haben, wenn ich mich nicht verhört 
habe, soeben gesagt 

(Zuruf des Abg. Dr. Dionys Jobst [CDU/ 
CSU]) 
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- hören Sie zu; bleiben Sie bei den Fakten -, die 
Bahn AG werde in den nächsten fünf Jahren 
81 Milliarden DM investieren. So ungefähr war Ihre 
Aussage. In demselben Papier, aus dem ich gerade 
zitiert habe, steht aber unter der Überschrift „Inve-
stitionsstrategie": „Für die Zeit von 1996 bis 2002" - 
also  einen Sechsjahreszeitraum - „sind folgende In-
vestitionen vorgesehen". Dann wird aufgelistet: Neu-
baustrecken, Erhaltungsinvestitionen usw. Summe: 
58,7 Milliarden DM. - 58,7 Milliarden DM, nicht 
81 Milliarden DM, das ist die Aussage der Bahn AG. 

Dann kommt die Conclusio der Deutschen Bahn 
AG - ich zitiere noch einmal -: 

„Auf Strecken, auf denen die DB AG beim besten 
Willen kein Geschäft machen kann, werden wir 
versuchen, andere Betreiber zu finden und für die 
Übernahme zu interessieren", erklärte Leuthold 
Lewin. 

- So heißt der Fachreferent do rt . - 

Nach Einschätzung des GB Netz sind davon nicht 
weniger als 10 000 km Strecken betroffen. 

Punkt für Punkt die Wahrheit, was dort ausgeführt 
worden ist! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS sowie bei Abgeordneten 

der SPD) 

In einem Punkt haben Sie, Herr Dr. Jobst, wirklich 
recht gehabt, und das möchte ich ausdrücklich unter-
streichen. Sie haben hier ausgeführt, die Stillegung 
einer Strecke sei immer nur der Endpunkt einer lan-
gen Entwicklung. Das stimmt. Wie sieht denn die Ne-
gativkarriere einer Strecke bis hin zu Stillegung, Ab-
bau und Entwidmung aus? Die Karriere schaut so 
aus: Da wird ein miserabler Fahrplan angeboten. 
Dann ist veraltetes Gerümpel unterwegs, rollende 
Schützenpanzer mit irgendwelchen Silberlingen hin-
tendran. In der Folge haben wir immer weniger Fahr-
gäste; das ist völlig klar. Am Schluß erfolgt dann die 
Stillegung, weil natürlich niemand mehr mitfahren 
will. Das sind die Negativkarrieren. Diesen Teufels-
kreis gilt es zu unterbrechen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS sowie bei Abgeordneten 

der SPD) 

Ich möchte Ihnen aber durchaus sagen: Ich bin 
nicht der Auffassung, daß allein die Deutsche Bahn 
AG es erreichen kann, daß wir Strecken besser be-
dienen, daß wir das Nahverkehrsangebot moderni-
sieren, daß wir dichtere Taktfolgen schaffen, daß wir 
moderne Leichtbautriebwagen einsetzen usw. Im 
Gegenteil: Überall dort, wo abgewirtschaftete Strek-
ken von nichtstaatlichen Eisenbahnen übernommen 
worden sind - ich erinnere hier an die Albtalbahn, 
die Württembergische Eisenbahngesellschaft, die Re-
gentalbahn, die Dürener Kreisbahn, die Verkehrsge-
sellschaft Elbe-Weser usw. -, wurde vorexerziert: 
Wenn sie das Projekt mit Phantasie und Tatkraft sel

-

ber in die Hand nehmen, wird es eine Erfolgsge-
schichte. 

(Zuruf des Abg. Michael Jung [Limburg] 
[CDU/CSU]) 

Dann, Herr Kollege Jung, bedeutet das: Die politi-
sche Verantwortung liegt beim Bund. Die politischen 
Vorgaben, was die Infrastruktur anbetrifft, müssen 
vom Bund kommen. Bei der Umsetzung und Abwick-
lung aber ist durchaus mehr Wettbewerb möglich 
und auch wünschenswert. Was die Bahn hier tut, 
nämlich die Verabredungen in der Bahnreform zu 
ignorieren und zu unterlaufen, dürfen wir von der po-
litischen Ebene her auf gar keinen Fall durchgehen 
lassen, egal, auf welcher Seite des Hauses wir sitzen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Horst Fried rich, F.D.P. 

Horst Friedrich (F.D.P.): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Lassen Sie mich in einer Aktuellen 
Stunde zunächst mit einer aktuellen Nachricht auf-
warten. Für die Fraktion der F.D.P. begrüße ich ganz 
ausdrücklich die soeben bekanntgegebene Wahl von 
Johannes Ludewig zum neuen Vorstandsvorsitzen-
den der Bahn AG. Ich spreche ihm für die F.D.P. alles 
Gute für sein schweres Amt aus. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Peter  Conradi [SPD]: Erst einmal muß er 
hereinholen, was der Dürr alles an Defiziten 

eingefahren hat!)  

Nach diesem Einstieg ist es wichtig, glaube ich, 
sich wieder auf das Wesentliche zu konzentrieren. 
Herr Kollege Schmidt, es kommt nicht nur darauf an, 
was vorgelegt wird. Es kommt bei allen Papieren 
auch darauf an, was beschlossen ist. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Richtig!) 

Deswegen sollte man sich immer mit der letzten In-
formation hierhinstellen. Ich zitiere die „FAZ" vom 
24. Februar: 

Die Deutsche Bahn AG hat keine Beschlüsse zum 
Abbau ihres Streckennetzes gefaßt. 

Das ist einmal festzuhalten. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Dann wäre es zu spät! Vor-
her auf die Finger klopfen, nicht nachher!) 

- Es ist der Bahn als Wirtschaftsunternehmen nicht 
verboten worden, auch durch die Bahnreform nicht, 
zu überprüfen, welche Maßnahmen wirtschaftlich 
sind und welche nicht. Im Gegenteil, sie ist nach dem 
Aktiengesetz sogar dazu verpflichtet. 

Wenn man nachdenken will, muß man zunächst 
einmal Vorlagen haben. Diese Vorlagen müssen sich 
an den Fakten messen lassen. 

Tatsache ist, daß in den Jahren 1995 und 1996 
durch den Bund 16,4 Milliarden DM zur Verfügung 
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gestellt worden sind, um die Schienenstrecken aus-
zubauen, und zwar je zur Hälfte für Neubaumaßnah-
men und für die Erhaltung bestehender Strecken. 
Das Ganze ist durch 1,8 Milliarden DM - das ist nicht 
überproportional viel - seitens der Bahn AG ergänzt 
worden, so daß rund 18 Milliarden DM zur Verfü-
gung standen, um das Schienennetz investiv aufzu-
päppeln, neu zu bauen, zu sanieren und für neue 
Techniken herzurichten. 

Das Ganze findet vor dem Hintergrund einer Tat-
sache statt, die von Ihnen immer negiert wird, näm-
lich daß der Verkehrsträger Bahn AG 80 Prozent sei-
nes Verkehrs auf nur einem Drittel des vorhandenen 
Netzes abwickelt. Das heißt im Endeffekt: Die ande-
ren Trassen sind aus unterschiedlichen Gründen 
nicht so notwendig, oder es gibt andere Hinter-
gründe. 

Der Verkehrsträger Schiene hat in der Fläche er-
kennbar Nachteile, nicht nur, Herr Kollege Jobst, ge-
genüber dem Lkw und dem Pkw, sondern, was für 
den Nahverkehr vielleicht noch wichtiger ist, auch 
gegenüber dem Bus. Selbst in der Bahn AG ist un-
strittig, daß der Bus in der Fläche, was die Umweltre-
levanz und -bilanz angeht, mindestens so gut ist - er 
könnte auch besser sein - wie die Schiene, vor allen 
Dingen dann, wenn auf diesen Schienen die alte Die-
sellokomotive mit zwei oder drei Silberlingen leer 
durch die Gegend fährt. Das muß man auch einmal 
sehen. Wir alle gemeinsam haben beschlossen - das 
ist auch ein Auftrag der Privatisierung, der Bahnre-
form -, daß diese Strecken überprüft werden müssen. 
Eine Stillegung kann natürlich immer nur die letzte 
Konsequenz sein. 

Ich sehe hier die Kollegin Lisa Peters sitzen, die 
praktische Erfahrungen mit dem Bereich Weser/Ems 
gemacht hat. 

(Elke Ferner [SPD]: Dann hättet ihr sie mal 
lieber reden lassen!) 

Dazu kann ich nur sagen: Es ist hervorragend, was 
dort gemacht worden ist. Dort ist genau in der richti-
gen Reihenfolge entschieden worden. 

Wir haben mit der Bahnreform die Finanzmittel 
und die Zuständigkeit nach unten weitergegeben. 
Vor Ort besteht nun die Möglichkeit, § 1 des Raum-
ordnungsgesetzes umzusetzen. Darin steht: Der Ge-
setzgeber hat die Verpflichtung, in allen Bereichen 
für gleiche Lebensbedingungen zu sorgen. Darin 
steht aber nicht: immer nur auf der Schiene. Der 
Nahverkehr kann durchaus auch auf der Straße an-
geboten werden, zum Beispiel mit hervorragend ver

-t

akteten Buslinien bis zu einem Schienenhaltepunkt, 
wo bequem umgestiegen werden kann. Daraus er-
gibt sich für einen Betreiber, für welchen auch im-
mer, ein positiver Saldo. 

Letztendlich beinhaltet die Forderung „Schienen-
erhalt ohne Rücksicht auf die Kosten" immer auch ei-
nen Beschluß, daß der Defizitausgleich, der über das 
hinausgeht, was wir bereits leisten, aus anderen 
Quellen, nämlich aus Steuermitteln, die erst einmal 
aufgebracht werden müssen, erfolgen muß. Dann 
muß auch klar gesagt werden, woher die Mittel ko-
men sollen. 

Ein Schienenpersonennahverkehr nach dem Motto 
„Augen zu und durch" ist nicht zu bezahlen. Das 
wird auf Dauer nicht gehen. Deswegen muß man mit 
Augenmaß und Ziel an die Sache herangehen, der 
Bahn AG die ihr obliegende Entscheidung überlas-
sen und dann politisch entscheiden, was man noch 
machen will. 

(Albe rt  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wir müssen die Vorgaben 

liefern!) 

Ein Horrorszenario, wie es der Kollege Wolf hier auf

-z

eigt, ist mit Sicherheit fehl am Platze und trifft er-
kennbar nicht den Kern der Wahrheit dessen, was 
beschlossen worden ist. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Da sind Sie schief gewik

-

kelt, Herr Kollege!) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Wieland Sorge, SPD. 

Wieland Sorge (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte an das anknüpfen, was 
Herr Dr. Jobst hier als eine gemeinsame Sache be-
zeichnet hat: Wir wollen die Transporte im Bereich 
Personen und Güter von der Straße auf die Schiene 
verlagern. 

(Elke Ferner [SPD]: Wir wollen das, die 
anderen nicht!) 

Herr Dr. Jobst, aus Angst davor, daß dies nicht 
funktioniert, kommen wir natürlich zu anderen Er-
gebnissen als Sie; das ist ganz logisch. Aus diesem 
Grunde debattieren wir heute hier. Wir befürchten, 
daß dieses große Ziel, das wir uns gemeinsam gesetzt 
haben, nicht realisiert wird. 

(Elke Ferner [SPD]: So ist es!) 

Mit der Aussage, daß alle Entscheidungen, die wir 
zu fällen haben, allein aus Wirtschaftlichkeitserwä-
gungen heraus getroffen werden sollen, können wir 
uns nicht einverstanden erklären. Denn wir haben 
auch das Allgemeinwohl im Auge zu behalten und 
Daseinsvorsorge für unsere Bevölkerung zu leisten. 

(Beifall bei der SPD und der PDS - Wider

-

spruch bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

- Ja, Moment; ich komme noch dazu. 

Daß die Deutsche Bahn AG wirtschaftlich arbeiten 
muß, sehen wir genauso wie Sie. Wir wollen gemein-
sam mit Ihnen daran arbeiten. 

(Horst Friedrich [F.D.P.]: Anscheinend 
nicht!) 

Das ist auch unsere Aufgabe. Das setzt voraus, daß 
wir eine Abstimmung in bezug auf den Fernverkehr, 
den Regionalverkehr und den Nahverkehr vorneh-
men. Voraussetzung dafür sind entsprechende Ver- 
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träge zwischen dem Bund, den Ländern und der 
Deutschen Bahn AG. 

(Horst Friedrich [F.D.P.]: Sie sind schon 
getroffen!) 

- Diese Verträge sind schon abgeschlossen; genau 
das ist es, Herr Fried rich, worauf ich hinauswollte. 

Wenn man jetzt einmal mit den Länderregierungen 
spricht - wir sind gerade dabei, diese Dinge in die 
Praxis umzusetzen -, dann wird man merken, daß die 
Probleme auftauchen, die wir heute in dieser Aktuel-
len Stunde erörtern wollen. In den neuen Bundeslän-
dern stellt sich die Situation ganz anders dar als in 
den alten Bundesländern. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Wenn es nun heißt, daß rund 10 000 Kilometer 
Schiene zur Disposition stehen, dann möchten wir 
gern wissen, ob sie an andere Betreiber abgegeben 
werden oder ob sie stillgelegt werden sollen. Wir 
wollen eine Lösung finden, die im Interesse der Be-
troffenen liegt. 

Der unwirtschaftliche Teil des Schienennetzes in 
den alten Bundesländern ist vorwiegend stillgelegt 
worden. Also können die zur Disposition stehenden 
Strecken in erster Linie in den neuen Bundesländern 
zu finden sein. In den neuen Bundesländern handelt 
es sich vorwiegend um Schienennetze, die auf Grund 
unterlassener Instandsetzungsarbeiten zu DDR-Zei-
ten verschlissen und in einem maroden Zustand sind. 
An diesem Zustand hat sich seit dem Jahre 1990 
nicht viel geändert; ein Großteil dieser in der Fläche 
befindlichen Netze wurde überhaupt nicht saniert. 

Ich gebe natürlich zu, Herr Dr. Jobst, daß bei den 
Fernstrecken sehr gute Arbeit geleistet worden ist. 
Ich meine insbesondere die Verkehrsprojekte Deut-
sche Einheit. Die im Rahmen dieser Projekte sanier-
ten Strecken sind in einem vorbildlichen Zustand 
und ermöglichen so große Fahrzeitverkürzungen und 
vieles andere mehr. 

Aber wie sieht es nun in der Fläche aus? Ich will 
zwei Beispiele für den Konflikt zwischen den Län-
dern und der Deutschen Bahn AG anführen, den 
Herr Friedrich nicht wahrhaben will. Die Beispiele 
stammen aus Sachsen-Anhalt und Thüringen. Do rt 

 gibt es eine Strecke, die von Dessau nach Wörlitz 
führt. Jeder weiß, daß es in Wörlitz jenen bekannten 
Park gibt. Viele Touristen - nicht nur aus Deutsch-
land, sondern auch aus dem Ausland - besuchen 
jährlich diesen Park. Die Eisenbahnstrecke wurde 
sehr gut angenommen. Das Land möchte diese 
Strecke betreiben. Man hat die Strecke untersucht 
und festgestellt, daß eine Brücke nicht mehr den ver-
kehrstechnischen Anforderungen entspricht. Dann 
wurde vom Bundeseisenbahnamt angeordnet, daß es 
keine Eisenbahnbewegungen auf dieser Brücke ge-
ben darf; ein entsprechendes Schild „0 km" wurde 
dort  aufgestellt. Das war das Aus für diese Strecke. 

(Elke Ferner [SPD]: So einfach ist das!  - 
Horst  Friedrich [F.D.P.]: Das war nicht für 

die Brückenbaulast zuständig!) 

- Ja, ja; ich weiß schon. Ich habe die Situation in den 
neuen Bundesländern beschrieben, und do rt  ist das 
schon vorher den Kommunen übertragen worden. 
Sie wissen, daß die Kommunen do rt  keine eigene Fi-
nanzhoheit hatten. 

(Horst Friedrich [F.D.P.]: In der DDR war es 
doch schon die Kommune!) 

- Herr Friedrich, Sie kennen die Dinge nicht. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Die Kommunen hatten keine Finanzhoheit und konn-
ten darum keine Arbeiten an der Brücke vornehmen. 
Das wäre einzig und allein Sache des Staates ge-
wesen. Ich will ja nur beschreiben, wie die Dinge 
sind; ich will Ihnen ja keinen Vorwurf machen. 

Mein zweites Beispiel ist die Strecke zwischen Eis-
feld und Sonneberg. Hier mußte eine Entscheidung 
getroffen werden. Was hat man gemacht? Man hat 
einen Meßwagen über diese Strecke fahren lassen. 
Das Ergebnis war furchtbar: Die Sicherheit des Ei-
senbahnverkehrs wäre in einem derartigen Ausmaß 
gefährdet, daß man in der gleichen Minute die 
Strecke stillgelegt hat. Auf die Nachfrage, was denn 
nun geschehe, wurde geantwortet: Es sind zirka 80 
Millionen DM für die Sanierung erforderlich; aber 
eine genaue Zahl kann man noch nicht nennen. 
Wenn die genaue Höhe der Kosten festliegt, wird 
man mit den Ländern darüber verhandeln, wie man 
das Problem lösen kann. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Sorge, schauen Sie bitte einmal auf die Uhr. 

Wieland Sorge (SPD): Herr Präsident, vielleicht 
darf ich das zum Schluß noch sagen. Wir haben Ent-
scheidungen für die Gegenwart und für die Zukunft 
zu treffen. Wenn wir uns dafür entscheiden, die 
Strecken stillzulegen und möglicherweise abzu-
bauen, haben wir für die Zukunft keine Chance 
mehr. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Deswegen sollten wir darüber nachdenken, ob wir 
die Strecken nicht vorübergehend ruhen lassen. 
Dann können wir sie, wenn wir mehr Geld haben, 
wieder freigeben. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat 
jetzt der Parlamentarische Staatssekretär Johannes 
Nitsch. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Der Verlauf der bisherigen Debatte erfordert, 
daß ich zunächst einiges klarstellen muß. Es gibt 
kein Stillegungs- oder Streckenabgabeprogramm, so 
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daß wir heute auch keinen politischen Handlungsbe-
darf haben. 

(Elke Ferner [SPD]: Das wissen wir schon 
seit Jahren! - Albe rt  Schmidt [Hitzhofen] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Es gibt Pla

-

nungen!) 

Dieser politische Handlungsbedarf bestand vor 
1993. Damals haben wir die Grundsatzentscheidun-
gen getroffen und am Ende in diesem Haus die 
Bahnreformgesetze beschlossen. Jetzt befinden wir 
uns in der Umsetzungsphase dieser Gesetze. 

Erinnern wir uns doch einmal an die Ausgangssi-
tuation, die zu diesen Bahnreformgesetzen geführt 
hat. Wir hatten damals die Möglichkeit, entweder 
den Status quo der Bundesbahn zu erhalten oder uns 
ihrer Reform zu stellen. Bei einer Erhaltung des Sta-
tus quo wäre es entweder zu einer Kapitulation der 
Schiene vor der Straße gekommen, oder der Bund 
hätte unve rtretbar hohe Mittel in die Infrastruktur 
und in die Bahn überhaupt stecken müssen. Der Ge-
setzgeber hat sich zu der Bahnreform entschlossen. 
Dazu brauche ich nichts weiter auszuführen. 

Ziel dieser Bahnreform war, die Attraktivität des 
Schienenverkehrs gegenüber der Straße zu erhöhen. 
Dazu gehört natürlich auch die unternehmerische 
Verantwortung der Deutschen Bahn AG für die Nut-
zung des ihr übertragenen Netzes; es wurde bereits 
gesagt: 40 000 Kilometer. Ich glaube, wir sind uns ei-
nig, daß dieses Netz, dieser Fahrweg, dieser Schie-
nenweg die attraktivste, die wichtigste Ressource der 
Bahn überhaupt ist. 

Eine Aufgabe, die die Bahn im Zuge dieser Reform 
wahrzunehmen hat, ist jetzt eine Netzbetrachtung, 
eine Netzuntersuchung hinsichtlich der Attraktivität 
bzw. der Rentabilität der einzelnen Strecken und des 
Streckennetzes überhaupt - nicht mehr. 

Das Ergebnis dieser Betrachtung des Verkehrs auf 
den einzelnen Strecken wird hier von einer Fraktion 

(Dr. Winfried Wolf [PDS]: Fraktion? - Dr. 
Dagmar Enkelmann [PDS]: Wir sehen das 
auch so, daß der Fraktionsstatus gerechtfer

-

tigt wäre!) 

- einer Gruppe, Verzeihung - in dem Sinne hochstili-
siert, man plane ein Stillegungs- oder Abgabepro-
gramm. Das ist völlig falsch. Sie haben die Noten 
nicht gelesen. 

Die Bahn hat jetzt die Verantwortung, aus dieser 
Netzbetrachtung heraus die entsprechenden unter-
nehmerischen Entscheidungen zu treffen, sich zum 
Beispiel um mehr Marktpotentiale für die einzelnen 
Strecken zu kümmern. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wir haben die politische 

Verantwortung!) 

- Natürlich. Wir müssen zwischen der betriebswirt

-

schaftlichen Aufgabe, die die Bahn wahrzunehmen 

hat, und der politischen Aufgabe, die wir wahrzu-
nehmen haben, trennen. 

(Elke Ferner [SPD]: Die Bundesrepublik ist 
Eigentümer!) 

Jetzt rede ich über die bet riebswirtschaftliche Auf-
gabe, die die Bahn wahrzunehmen hat, um eine Ren-
tabilität dieser Strecken zu gewährleisten. Dafür sind 
Marktpotentiale zu erschließen und auch neue Ver-
kehrsleistungen für die Bahn zu suchen, zu finden, 
anzureizen - wie Sie wollen -, Kooperation mit Drit-
ten in die Wege zu leiten und auch die Nutzung des 
Fahrweges durch Dritte zu ermöglichen oder sogar 
zu organisieren. Wir haben den diskriminierungs-
freien Zugang zum Fahrweg beschlossen. 

Irgendwann, wenn die Rentabilität der Strecken, 
wie sie für die Bahn erforderlich ist, nicht erreicht 
wird, stellt sich die Frage, ob eine Abgabe von ein-
zelnen Strecken notwendig ist. 

Wir haben bereits Strecken abgegeben - das wis-
sen Sie sicherlich -, zum Beispiel die „Molli". Diese 
Strecke von Bad Doberan nach Kühlungsborn ist 
doch wunderbar für den Bet rieb durch Dritte geeig-
net. Warum soll sie nicht ein Dritter betreiben? 

Lieber Wieland, wenn du nicht gerade die Strecke 
Dessau-Wörlitz genannt hättest, hättest du mich viel-
leicht vorführen können. Aber du weißt ja, daß diese 
Strecke zu Zeiten der DDR stillgelegt war. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der F.D.P.: 
Aha! - Elke Ferner [SPD]: Was heißt hier 

„Aha"?) 

Auch unter der DB AG wird sie im Sommer wieder 
für zwei Tage in der Woche in Bet rieb gehalten. - 
Dieses Beispiel eignet sich nun überhaupt nicht da-
für, uns, die Regierung, den Bundesverkehrsminister 
oder die Koalition, vorzuführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf von der CDU/CSU: Der Mann kennt 

sich aus!) 

Die Instrumente, die für das Abgeben an Dritte 
oder eventuell auch für Stillegungen anzuwenden 
sind, haben wir als Gesetzgeber 1993 beschlossen. 
Das Reglement ist in den Gesetzen verankert. Das ist 
ja so gewollt: Wenn es gar nicht funktioniert - dies 
hast du schon gesagt -, müssen auch diese Maßnah-
men irgendwann einmal ins Auge gefaßt werden. 

Jetzt noch etwas zu den finanziellen Leistungen, 
den Investitionen. 1995/96 haben wir jährlich 9 Mil-
liarden DM in die Schieneninfrastruktur hineinge-
steckt - nicht 3,5 Milliarden DM, Frau Mattischeck. 
Das ist völlig falsch. 

(Elke Ferner [SPD]: Natürlich, gucken Sie 
sich Ihren Haushalt an!) 

- Seit wann gehören Ersatzinvestitionen nicht zum 
Bereich der Investitionen? Ersatzinvestitionen sind 
genauso Investitionen wie solche bei Neubaumaß-
nahmen. 

(Elke Ferner [SPD]: Ausbau! Wir reden von 
Neu- und Ausbau!) 
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Damit kommt man auf Investitionen in Höhe von 
9 Milliarden DM. Andere Zahlen können wir nicht 
akzeptieren. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Die 
Regierung hat ihre Zahlen nicht mehr bei

-

sammen!) 

Daraus ergibt sich - wenn Sie zuhören wollen, 
Frau Ferner, damit Sie es das nächste Mal nicht wie-
der falsch sagen - 

(Elke Ferner [SPD]: Ja, ich höre zu!) 

ein schöner Vergleich: Vor der Bahnreform haben wir 
durchschnittlich 5,8 Milliarden DM in die Schienen-
infrastruktur gesteckt. Das heißt, wir sind nach der 
Bahnreform mindestens 50 Prozent besser als vor der 
Bahnreform. Dieser Tatbestand spricht doch für sich. 
Der Vorwurf von „Schienenfeindlichkeit" - und was 
sonst noch alles in dieser Richtung gesagt wurde - 
führt sich selbst ad absurdum. 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Michaela Geiger) 

Ein weiteres Beispiel: In die Verkehrsstruktur der 
neuen Bundesländer haben wir nun weiß Gott viel 
Geld gesteckt, von 1991 bis heute 70 Mil liarden DM, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gut angelegtes 
Geld! - Elke Ferner [SPD]: Wieviel davon in 

die Schiene?) 

davon mehr als 50 Prozent in die Schienenwege. 

(Elke Ferner [SPD]: Das glaube ich nicht!) 

Wie kann man angesichts dieser Zahlen dem Bun-
desverkehrsminister vorwerfen, er betreibe eine 
schienenfeindliche Politik? Das möchte ich wirklich 
einmal wissen. 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Weil es Fakt ist!) 

Da muß man schon alles ignorieren, was es an Zah-
lenmaterial gibt. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Gibt es eigentlich 
einen Staat in Europa, der gleiches tut wie 

wir in Sachen Investitionen?) 

Am Ende möchte ich noch eines sagen: Ich habe in 
diesem Hohen Haus noch keinen Antrag von Kolle-
gen der Koalition zur Umschichtung von Mitteln des 
Schienenwegebaus in den Straßenbau gehört. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das ist ja noch schöner, ihr 

macht es einfach ohne Antrag!) 

Auch noch kein Ministerpräsident eines CDU-regier-
ten Landes hat uns dazu aufgefordert. Lediglich ein 
Kollege aus Ihrer Fraktion, Frau Faße, hat dies vorige 
Woche getan, ebenso wie der Verkehrsminister eines 
SPD-regierten Landes. Sie haben uns aufgefordert, 
doch endlich Mittel für Schienenwege aus dem VDE- 
Projekt 8.3 in Mittel für den Straßenbau überzuleiten. 

(Lisa Peters [F.D.P.]: Das hören wir gerne!) 

So etwas spricht doch für sich und beweist, daß un

-

sere Position in der Schienenpolitik im Vergleich zu 

der Ihren die für die Schienenpolitik freundlichere 
Variante ist. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: „Freundlich" stimmt, aber 
ziemlich ahnungslos! - Horst Friedrich 
[F.D.P.]: Die Opposition ist sich halt auch 

darin nicht einig!) 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt die Kollegin Annette Faße. 

Annette Faße (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Zunächst einmal eine kleine 
Nachhilfestunde für unseren lieben Kollegen F ried-
rich. Daß Lisa von der Weser bis zur Ems zuständig 
ist, kann nicht richtig sein. Schließlich liegt Stade 
noch immer ein wenig näher an der Elbe. Herr F ried-
rich: Wenn Sie schon zitieren, dann aber auch richtig. 
So, denke ich, sollte es sein. 

Kolleginnen und Kollegen, „unser größtes Kapital 
sind die 40 000 km Schiene", so das Zitat des Vor-
standsvorsitzenden der DB AG, Heinz Dürr. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Des ehemaligen Vorstands-

vorsitzenden!) 

Recht hat der Mann. 40 000 Kilometer Schiene sind 
ein Kapital, das es zu erhalten und gewinnbringend 
einzusetzen gilt. 

(Beifall bei der SPD, beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

40 000 Kilometer Schiene bedeuten auch die Ver-
pflichtung, dieses Kapital zu nutzen, um das Gesamt-
system Güter- und Personenverkehr, Nah- und Fern-
verkehr optimal und zukunftsweisend zu gestalten. 

Die von der Bahn AG offensichtlich vorgesehene 
Übertragung von 10 000 Kilometer Schiene - man 
stelle sich einmal vor, das ist ein Viertel des Bestan-
des - auf Dritte wäre leichtfertiger und kurzsichtiger 
Aktionismus zum Schaden eines umweltfreundlichen 
Verkehrsträgers, 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

auch zum Schaden eines möglichen Gestaltungs-  
und Entwicklungspotentials der DB AG. Schienen-
stillegungen würden diese Schäden zudem drama-
tisch erhöhen. 

Die Bundesregierung macht schon genügend gra-
vierende Fehler in der Verkehrspolitik. Das wird uns 
Tag für Tag vor Augen geführt. Herr Nitsch hat ge-
rade gesagt: kein Handlungsbedarf. Wir haben den 
Eindruck, „kein Handlungsbedarf" steht als Über-
schrift über das Nichthandeln in der Verkehrspolitik. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 
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Es fällt den Beamten heute von Tag zu Tag schwe-
rer, überhaupt noch positive Pressemitteilungen nach 
außen zu bringen. Sie verkaufen Luftschlösser, große 
Burgen, die ganz schnell zusammenbrechen. Ich 
bitte doch die Damen und Herren der DB AG: Sie 
sind wirklich nicht verpflichtet, diese Fehlplanungen 
und dieses Nichthandeln auch noch zu übertreffen. 

Wer kann jetzt schon mit Gewißheit sagen, ob 
Schienenstrecken, die für den Personenverkehr nicht 
mehr eingesetzt werden, nicht für den Güterverkehr 
als erstes oder zusätzliches, zweites Gleis genutzt 
werden können? Mir klingen jetzt noch die Ausfüh

-

rungen eines Herrn aus dem Vorstand in den Ohren, 
Güterverkehr nach Möglichkeit auf einem separaten 
Gleis fahren zu lassen. 

Wer kann heute schon mit Bestimmtheit sagen, 
welche Leistungen die Bundesländer bzw. die Ver-
kehrsverbünde bestellen werden? Wer auf die 
Schiene als sein größtes Kapital setzt, darf sich nicht 
von der Schiene trennen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Es hat sich doch gezeigt, daß gute Angebote Kunden 
bringen; siehe: Wochenendticket. Sie bringen Kun-
den, die man durch solche Angebote und guten Ser-
vice als Dauerkunden gewinnen kann. 

Überprüfen Sie, meine Damen und Herren der DB 
AG, Ihre Angebote, bevor Sie an Dritte übertragen. 
Dies gilt für den Personen- wie für den Güterverkehr. 
Kundenbindung muß das Ziel sein. Fordern Sie die 
Unterstützung der Bundesregierung ein und geben 
Sie nicht einfach auf! 

Schließlich sagt das Gesetz ganz deutlich: Der 
Bund gewährleistet, daß dem Wohl der Allgemein-
heit, insbesondere den Verkehrsbedürfnissen beim 
Ausbau und Erhalt des Schienennetzes der Eisen-
bahn sowie bei deren Verkehrsangeboten auf dem 
Schienennetz Rechnung getragen wird. 

Eines darf durch die Umwandlung der verschiede-
nen Sparten in Aktiengesellschaften nicht passieren: 
Es darf kein Schubladendenken geben. Kompetenz 
im eigenen Bereich ist unabdingbar. Das gilt aber ge-
nauso für das Gesamtunternehmen. Das gesamte Sy-
stem muß gesehen und in Denken und Handeln ein-
bezogen werden. 

Ich bin ein wenig skeptisch, wenn ich jetzt sehe, 
was in einzelnen Bereichen der DB AG passiert. Der 
eine weiß immer noch nicht, was der andere tut. Man 
kann das ganz klar mit Beispielen belegen. Zum Bei-
spiel haben Bahnhofsumfeldgestaltungen in mehre-
ren Fällen in meinem Wahlkreis über zwei Jahre ge-
dauert. Zum Beispiel wurde beim Rückbau einer 
zweigleisigen Strecke auf teilweise Eingleisigkeit 
das Transportaufkommen eines neuen Hafens über-
haupt nicht berücksichtigt. Das heißt, daß die Region 
Stade-Cuxhaven ein attraktives Angebot für unsere 
Urlaubsgäste vermißt. Große Konzepte zu entwerfen 
hilft nicht. Wir brauchen Waggons, in denen wir un-
sere Touristen anständig befördern können. Das sind 
alles einzelne Bereiche. Ich frage mich, wo das Ge-
samtkonzept der Bahn bleibt; ich fordere es ein. 

Ich sage ganz deutlich: Vergessen Sie den ländli-
chen Raum nicht! Die Schiene ist das Rückgrat des 
ländlichen Raumes. Dieses Rückgrat darf nicht ge-
brochen werden. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Steigen Sie konsequent ein; steigen Sie nicht aus! 
Das „Unternehmen Zukunft" darf nicht zu einem Un-
ternehmen ohne Zukunft werden. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich erteile jetzt 
dem Kollegen Rudolf Meinl das Wort. 

Rudolf Meinl (CDU/CSU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Mit der Privatisie-
rung der Bundesbahn wurde das Ziel verfolgt, die 
Wirtschaftlichkeit der Bahn zu erreichen und dafür 
entsprechende Anreize zu schaffen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der erste ver-
nünftige Satz!) 

Durch Zugangsmöglichkeiten zum Streckennetz für 
Dritte sollten gleichzeitig der Wettbewerb auf der 
Schiene in Gang kommen und die Monopolstellung 
der Bahn beseitigt werden. Dabei sind die Sicherung 
und Erhaltung des Streckennetzes nach wie vor eine 
Aufgabe der DB AG, die hierzu den eigenen Bereich 
„Fahrweg" gebildet hat. 

Um die Wettbewerbsfähigkeit dauerhaft zu si-
chern, muß die DB AG durch den Einsatz moderner 
Technik auf den leistungsbestimmenden Hochlast-
strecken - das heißt auf dem Hauptnetz - die Lei-
stungsfähigkeit steigern und die Kosten insgesamt 
senken. Verbesserungen am Hauptnetz liegen also 
im ureigenen Interesse der Bahn AG, da sie - zumin-
dest bisher - der einzige Betreiber auf den Haupt-
strecken ist. Die mit der Privatisierung ebenfalls voll-
zogene Regionalisierung des ÖPNV bet rifft aber 
weitgehend das Nebennetz. Dabei treten auch an-
dere Betreiber auf, die für einen wi rtschaftlichen Be-
trieb allerdings auf funktionsfähige Schienenstränge 
angewiesen sind. Auch in diesem Bereich muß ein 
Ausbau erfolgen; besonders in den jungen Bundes-
ländern besteht auf diesen Strecken ein erheblicher 
Nachholbedarf. Für die Sanierung des gesamten 
Streckennetzes hat die Bundesregierung 33 Mil-
liarden DM zur Verfügung gestellt, die aber auch für 
das Nebennetz zu nutzen sind. 

Infolge der Regionalisierung wird für die Bedie-
nung der Strecken vom jeweiligen Land oder Ver-
kehrsverbund ein Betreiber bestellt, um den Schie-
nenpersonennahverkehr durchzuführen. Das Bei-
spiel der Regentalbahn im Vogtland: Die Nahver-
kehrsleistung für diesen Verkehrsverbund ist europa-
weit ausgeschrieben worden. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Gutes Beispiel!) 
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Am 13. Oktober 1996 konnte die Regental Bahnbe-
triebsgesellschaft mbH den Bet rieb mit ihren neuen, 
niederflurigen Leichttriebwagen aufnehmen und da-
mit die Nahverkehrsleistung zwischen Zwickau

-

Plauen und Bad Brambach mit gutem Erfolg erbrin-
gen. Es kann allerdings nicht sein, daß, wenn eine 
Bewerbung seitens Dritter läuft, die Bahn dann den 
notwendigen Ausbau der Schieneninfrastruktur 
nicht durchführt oder zurückhält. 

(Beifall des Abg. Albert Schmidt [Hitzhofen] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Dabei handelt sie nicht im Sinne des von uns gewoll-
ten Zieles, unseren Bürgern einen ohne Unterbre-
chung laufenden, attraktiven SPNV oder ÖPNV an-
zubieten. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Da die Auslastung dieser Nebenstrecken und da-
mit die Wirtschaftlichkeit unterschiedlich sind, ver-
sucht die DB AG als Träger des Netzes bei Schwach-
laststrecken zunächst, durch Angebotsverbesserun-
gen und Kostensenkung - zum Beispiel durch leich-
teres rollendes Mate rial - das Verkehrspotential aus-
zuschöpfen, um eine neue Verkehrsnachfrage zu 
wecken. Wenn sich auf diesem Weg kein Erfolg ab-
zeichnet, wird die DB AG in Einzeluntersuchungen 
und Verhandlungen prüfen, ob die betroffenen Strek-
ken durch Kooperation mit Dritten, durch Betreiber-
modelle für die Schieneninfrastruktur oder durch Ab-
gabe an Dritte für den öffentlichen Verkehr erhalten 
bleiben können. An dieser Stelle ist das genannte 
Beispiel der Regentalbahn im Vogtland einzuordnen. 
Insofern ist Ihr Beifall etwas verfrüht gekommen. 
Denn das ist die Wirkungsweise, die im Verbund zwi-
schen Land und DB AG Vorteile für den Dritten 
bringt, der als Betreiber einsteigt. 

Sollten aber auch solche Versuche nicht zu einem 
Erfolg führen, wird zuletzt die Aufgabe einer Strecke 
ins Auge gefaßt werden müssen. Eine Stillegung 
kann natürlich nur in Abstimmung mit dem Besteller 
sowie unter Wahrung der gesetzlichen Bedingungen 
gemäß dem Regionalisierungsgesetz erfolgen. Zur 
Sicherung des ÖPNV muß dann eine andere Ver-
kehrsmöglichkeit geboten werden. Aber die Erhal-
tung einer Strecke unter völlig unwirtschaftlichen 
Bedingungen ist letztendlich nicht akzeptabel. 

Die in Sachsen bisher von der DB AG vorgelegten 
und teilweise bestätigten Stillegungen bzw. Umwid-
mungen betreffen Strecken zwischen 2 und 8 Kilo-
metern - insgesamt sind es neun Strecken - und wer-
den gemeinsam mit der Staatsregierung bewe rtet 
und entschieden, und zwar unter Wahrung der Ge-
sichtspunkte des ÖPNV. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt der Kollege Winfried Wolf. 

Dr. Winfried Wolf (PDS): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich schließe mich gerne 
den Glückwünschen für Herrn Ludewig an. Die Kol-
leginnen und Kollegen von uns aus den neuen Bun-
desländern werden die bisherige Begleitung der In-
dustriepolitik, die in den neuen Bundesländern 
durch diesen Herrn stattgefunden hat, natürlich kri-
tisch bilanzieren. 

Es wurde, Herr Dr. Jobst, gesagt, ich hätte hier ein 
Horrorszenario dargestellt. Es wurde von Herrn Al-
brecht darauf geantwortet, daß das so nicht stimme. 
Ich möchte fünf Punkte nennen, warum das kein 
Horrorszenario ist. 

Erstens. Es wird gesagt, man müsse und werde Gü-
terverkehr auf die Schiene verlagern. Bei der DB AG 
gilt hingegen, daß Verkehre unter 250 Kilometern 
generell von der Schiene auf die Straße verlagert 
werden sollen. Seit 1988 wurde in deutschen Landen 
der Güterverkehr, bezogen auf die gesamte Tonnage, 
real halbiert. 

Zweitens. Mein Beispiel aus Schleswig-Holstein 
war kein einzelnes Beispiel. Wenn Sie die Zeitschrif-
ten der Bahnfreunde - ein paar Bahnfreundinnen 
gibt es auch - lesen, dann finden Sie laufend Bei-
spiele dieser Art. 

(Elke Ferner [SPD]: Mehr, viel mehr Bahn

-

freundinnen!) 

- Ich bin bei Veranstaltungen immer sehr erschrok-
ken darüber, wie sehr dieses Thema männerdomi-
niert ist. Aber das ist auch ein Problem der Männer; 
das ist klar. 

Solche Beispiele habe ich hier zitiert. Ein weite-
res Beispiel: Eisenbahn Troisdorf - Lülsdorf. Bahn-
freunde - darunter der VCD - wollten durch eine de-
monstrative Bahnfahrt diese Strecke, auf der es bis-
her nur Güterverkehr gegeben hat, mit Personenver-
kehr reaktivieren. Die DB AG bremst sie aus und ver-
langt allein für die Einfahrt im Bahnhof Troisdorf 
2 000 DM Einfahrtsgebühr. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Unverschämtheit!) 

Drittens: Gleisanschlüsse. Wir haben einen syste-
matischen Abbau der Industriegleisanschlüsse zu 
konstatieren, allein im Stuttgarter Raum um über ein 
Drittel insgesamt. Ich kenne Klagen von Unterneh-
men, die seit dem Beginn dieses Jahrhunderts einen 
Gleisanschluß hatten und denen dieser gegen ihren 
Willen weggenommen wird. Menschen beklagen 
sich: Damit ist klar, daß die Bahn kein Netzdenken 
hat, daß sie nicht daran denkt: Wer einmal auf der 
Straße ist, der bleibt auf der Straße und geht nicht 
auf die Schiene. 

Viertens: nochmals Post AG. In einer Antwort auf 
eine Frage der Grünen wurde gesagt, daß mit den 
neuen Frachtzentren, die vor den Städten eingerich-
tet würden - schon das ist eine katastrophale Ver-
kehrspolitik -, nicht verhindert werde, daß Schienen-
verkehr stattfinde. Es werde kombinierter Verkehr 
gemacht werden. Jetzt ist klar, daß ab 31. Mai der ge-
samte Postverkehr von der Schiene in die Luft und 
auf die Straße verlagert wird. Das heißt, die DB AG 
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und die Bundesregierung gehen mit ihrer Politik 
„Zurück auf die Straße und in die Luft" mit schlech-
tem Beispiel voran. 

(Beifall bei der PDS, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Fünftens. Es werden von der DB AG systematisch 
Angebote verschwiegen, um Schienenverkehr ka-
puttzumachen. Ich will am kommenden Sonntag mit 
dem Zug von Berlin nach Stuttga rt  fahren, um den 
Castor-Transport, Herr F riedrich, in Baden-Württem-
berg zu begleiten. Ich wollte hei der Reisestelle des 
Deutschen Bundestages buchen. Da wurde mir ein 
Zug, ein Intercity-Night, von Berlin nach Augsburg 
und dann ein ICE nach Stuttga rt  angeboten. Ich 
habe gesagt: Das mache ich nicht. Ich möchte einen 
direkten Zug Berlin-Stuttgart haben. Daraufhin 
wurde mir gesagt: Gibt es nicht, ist nicht im Compu-
ter. Ich sagte: Ich weiß das. - Dieser Zug ist mit Ab-
sicht herausgenommen worden, ist aber noch im 
dicken Kursbuch. Dann mußte mühsam der nur im 
Kursbuch verzeichnete Schlafwagenzug von Berlin 
nach Stuttgart  herausgesucht werden. 

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das ist ja ein merkwürdiges 
Marketing! - Horst F riedrich [F.D.P.]: Das 
war doch keine politische Entscheidung!) 

Zu den Kollegen von der SPD. Ich bin einverstan-
den mit der Beschreibung dessen, was in der Fläche 
vor allem in den neuen Bundesländern passiert. Ich 
glaube aber, daß das Lob für die Fernstrecken in den 
neuen Bundesländern nicht ungeteilt stehenbleiben 
kann. Sie müssen sich vorstellen, daß Sie für die 
Strecke München-Berlin bei einer direkten Verbin-
dung über Leipzig zwei Stunden länger brauchen als 
1933. Sie müssen sich vorstellen, daß der ICE zu 
einer Deutschlandrundfahrt über Braunschweig um-
geleitet wird, um nach München zu gelangen, und 
dann noch immer langsamer ist als die Bahn 1933. 
Und das im Jahre 7 nach der deutschen Einheit! 
Während in Preußen damals 1 000 Kilometer Schiene 
pro Jahr gebaut werden konnten, sind wir nicht in 
der Lage, in fünf oder sieben Jahren eine solch wich-
tige Magistrale auszubauen. 

(Beifall bei der PDS, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Gila Altmann 
[Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 

ist die neue Langsamkeit!) 

Zum Schluß: Herr Dr. Dionys Jobst, Herr Vorsitzen-
der des Verkehrsausschusses, von Ihnen ist kein 
Dementi zu dem Horrorszenario vorgebracht worden, 
das hier dargestellt wurde. Sie sind nicht auf den Ab-
bau von 10 000 Kilometer Schiene eingegangen, der 
real stattfindet. Der Kollege Albrecht hat konkret die 
Zitate gebracht, die ich damals noch nicht hatte. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Nicht Albrecht!) 

- Schmidt, Entschuldigung. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß im Jahr 1994 die 
Zeitschrift „Focus" einen Artikel überschrieben hat: 
40 000 Kilometer Schienenstrecke sind ein Megadeal 
und sind Gold wert . 

Ich habe hier vor mir einen Ausriß aus dem „Han-
delsblatt" über die Bahnprivatisierung in London. 
Auch da gibt es die Überschrift: Bahnprivatisierung 
stellt sich als Goldgrube heraus. 

Der reale Hintergrund ist doch, daß die Bahnpriva-
tisierung zu einem ganz großen Maß zur Grund-
stücksspekulation dient und massenhaft Gelände auf 
den Spekulationsmarkt kommen wird. Im Mittel-
punkt steht aber nicht das, was hier so schön als 
hehre Ziele der Bahn dargestellt wurde, nämlich die 
Schiene zu fördern. Die Schiene wird real, zumal in 
der Fläche, kaputtgemacht. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

SPD) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich erteile jetzt 
der Kollegin Renate Blank das Wort. 

Renate Blank (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Die Bahnreform setzt den 
früheren Staatsmonopolisten dem frischen Wind des 
Wettbewerbs aus. Dies wird die Bahn besonders im 
Nahverkehr zu spüren bekommen, der seit 1996 Sa-
che der Länder ist. Derzeit haben diese zwar die Lei-
stungen ausschließlich bei der Bahn bestellt, doch 
wenn 1998 die Verträge auslaufen, werden die Kar-
ten mit der Konkurrenz neu gemischt. 

(Horst Friedrich [F.D.P.]: Schon jetzt!) 

Die Stärkung des Verkehrsträgers Schiene und die 
Verbesserung der Wettbewerbssituation der Bahn 
setzt deshalb eine bedarfsgerechte Gestaltung der 
Eisenbahninfrastruktur voraus. Eines der Ziele der 
Neuordnung des Eisenbahnwesens ist die konse-
quente Trennung von staatlichen und unternehmeri-
schen Aufgaben sowie die Stärkung der Eigenver-
antwortlichkeit. 

Im Hinblick auf die Kosten und die wettbewerbsre-
levanten Entgelte für die Infrastrukturnutzer ist die 
Schieneninfrastruktur rationell zu dimensionieren. 
Wie für jede andere Produktionsanlage gilt der Leit-
satz: So viel wie nötig, so kostengünstig wie möglich. 

Es ist wohl einer der Gründe für diese Aktuelle 
Stunde, daß Sie, meine Damen und Herren von der 
PDS, diesen Grundsatz in alter kommandowirtschaft-
lichen  Tradition immer noch nicht verinnerlicht und 
begriffen haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Zuruf von der PDS: Ein 

ganz neues Argument!) 

Denn die Verästelung des Eisenbahnnetzes stößt do rt 
 an Grenzen, wo das Verkehrsaufkommen so gering 

ist, daß der Bet rieb der Eisenbahninfrastruktur durch 
Nutzungsentgelte nicht mehr finanzierbar ist. Nicht 
jede Gemeinde, egal ob Ost oder West, kann einen 
unmittelbaren Gleisanschluß erhalten. 

Im Streckennetz der DB AG wurden in den Jahren 
1994 und 1995 allein aus Mitteln des Bundes Investi- 
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tionen von über 17 Milliarden DM vorgenommen. 
Wir stellen jährlich zirka 7,2 Milliarden DM an Inve-
stitionen für die Schienenwege zur Verfügung, so 
daß der Bund seiner Infrastrukturverantwortung voll 
gerecht wird. 

Die Beurteilung der Wi rtschaftlichkeit einer 
Strecke kann aber naturgemäß nur von dem beurteilt 
werden, der diese Strecke betreibt. Die DB AG stellt 
jedoch Übernahmeinteressenten die Daten der be-
treffenden Infrastruktur zur Verfügung, so daß sich 
diese ein eigenes Urteil bilden können. 

Um auf den bestehenden Schwachlaststrecken zu 
einem befriedigenden Erlös-Kosten-Verhältnis zu 
kommen, wird die DB AG natürlich versuchen, durch 
Angebotsverbesserungen und Kostensenkungen das 
vorhandene Verkehrspotential auszuschöpfen und 
neue Verkehrsnachfrage zu wecken. Nur wenn sich 
auf diesem Weg kein Erfolg abzeichnet, wird geprüft 
werden, ob durch Kooperation mit Dritten durch Be-
treibermodelle für die Streckeninfrastruktur oder 
durch Abgabe an Dritte die betreffenden Strecken 
für den öffentlichen Verkehr erhalten bleiben kön-
nen. 

Wenn all diese Versuche erfolglos sind, wird als 
letztes Mittel die Aufgabe einer Strecke ins Auge ge-
faßt. Das bedeutet aber nicht automatisch die Ent-
widmung einer Strecke. 

Durch die Außerbetriebnahme und Vermeidung 
der Erneuerung langfristig nicht benötigter Infra-
struktur kann die DB AG ihre Kostenstruktur verbes-
sern 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Woher wissen Sie das?) 

und die Infrastruktur günstiger zur Verfügung stel-
len. Wir wollten eine unternehmerische Bahn und 
keine politische. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ein Hinweis auf Nordrhein-Westfalen. Nordrhein-
Westfalen besitzt 5 000 Kilometer Infrastruktur der 
Schiene. Davon sind 1 000 Kilometer wi rtschaftlich 
nicht vertretbar. Wenn ich richtig informiert bin, gibt 
es jetzt in Nordrhein-Westfalen in Übereinstimmung 
mit Land und Kommunen einen Versuch, diese 4 000 
Kilometer, die wirtschaftlich vertretbar sind, gut zu 
koordinieren und zu handhaben und die restlichen 
1 000 Kilometer stillzulegen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört, hört!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Debatte zeigt, 
daß wir uns einen Rückfall in die Zeiten der Behör-
denbahn nicht leisten können und auch nicht leisten 
wollen. 

(Albe rt  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das will auch keiner! - Gila 
Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-NEN]: Das will niemand!) 

Die Koalition hat die verkehrspolitischen Weichen für 
eine wirtschaftliche Bahn, die sich im Wettbewerb 
auf dem Verkehrsmarkt behaupten kann, richtig ge

-

stellt. Diesen Weg gilt es in den kommenden Jahren 
ganz konsequent umzusetzen. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Fortzusetzen!) 

- Herr Kollege Schmidt, beides: umzusetzen und fort-
zusetzen. 

Vor allen Dingen wird sich die Bahn auch im Be-
reich des Nahverkehrs, wo sie fast die Hälfte des Um-
satzes einfährt, sicherlich noch einiges einfallen las-
sen müssen. Geben wir ihr die Chance dazu! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt die Kollegin Elke Ferner. 

Elke Ferner (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
gen und Kolleginnen! Die Debatte läuft schon ein 
bißchen merkwürdig: 

(Dr. Dionys Jobst [CDU/CSU]: Das liegt an 
der SPD!) 

Alles ist Sache der Bahn; damit haben wir nichts 
mehr zu tun; es ist ein privatrechtlich organisiertes 
Unternehmen. Ich muß einmal fragen: Wer ist denn 
überhaupt Eigentümer dieser Deutschen Bahn AG? 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Wolf-Michael 
Catenhusen [SPD]: Das ist eine interessante 

Frage!) 

Das ist doch wohl die Bundesrepublik. Wer entsendet 
denn von der Eigentümerseite Vertreter in den Auf-
sichtsrat? Das ist doch die Bundesregierung. Insofern 
kann man nicht so tun, als gäbe es keine Verantwor-
tung der Bundesregierung und der sie tragenden 
Parteien, wenn es darum geht, zu fragen: Was tut die 
Bahn? 

Wenn Herr Nitsch behauptet, es gebe keinen 
Handlungsbedarf, dann muß ich sagen, daß Sie in 
keinem Politikfeld mehr einen Handlungsbedarf se-
hen; denn sonst wäre die Bundesrepublik nicht da, 
wo sie heute steht. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Man muß auch sagen, daß Ergebnisse nicht vom 
Himmel fallen, sondern auch Ursachen haben, näm-
lich Ihre Politik, liebe Kollegen und Kolleginnen. 

Man kann natürlich nach folgender Methode ver-
fahren: Ich baue einmal eine Straße parallel zu einer 
Schiene; dann lasse ich einen Bus parallel zum Zug 
fahren und schaue, wie sich die Fahrgäste auf die 
Verkehrsmittel verteilen. Zum Schluß wundert man 
sich dann, daß die Schienenstrecke möglicherweise 
unwirtschaftlich geworden ist. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Dann wundert man sich, 

daß die Schiene den kürzeren zieht!) 

Aber gut. 
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Herr Nitsch, Sie haben gesagt, es habe noch kei-
nen Antrag aus der Koalition gegeben, die Straßen-
mittel zu Lasten der Schiene zu erhöhen. Das stimmt 
schon. Allerdings sind in den Haushaltsentwürfen 
der Bundesregierung für die Schiene weniger Mittel 
angesetzt; bei der Straße bleibt es dann möglicher-
weise bei dem alten Ansatz, oder er wird noch ein 
bißchen angehoben. Das ist natürlich eine Verschie-
bung von der Schiene zur Straße - was denn sonst? -, 
auch wenn es keinen förmlichen Antrag gibt. 

Wenn ich höre, daß die Kollegin Blank in einem 
Gespräch mit dem DIHT bedauert hat, daß sie es lei-
der in der Fraktion noch nicht durchgesetzt habe, 
Mittelumschichtungen von der Schiene zur Straße 
durchzusetzen, dann weiß ich, in welche Richtung 
das nur gehen kann. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Wir haben im Artikel 87e Abs. 4 des Grundgeset-
zes, wohlwissend, welche Diskussionen nach der 
Bahnreform auf uns zukommen werden, festge-
schrieben, daß der Bund das Allgemeinwohl gewähr-
leistet, „insbesondere beim Ausbau und Erhalt des 
Schienennetzes". Was heißt „Ausbau und Erhalt"? 
Das heißt, man geht vom bestehenden Netz des Jah-
res 1994 aus, des Jahres des Inkrafttretens der Ge-
setze. Wenn Sie jetzt glauben, daß wir über das im 
allgemeinen Eisenbahngesetz geregelte Verfahren 
zur Stillegung einzelner Strecken das Grundgesetz 
aushebeln können - indem Sie nach und nach Strek-
ken stillegen oder sogar abbauen und damit mögli-
cherweise das, was in dem Abs. 3 des A rtikels 87 e 
erläutert ist, nämlich daß die Mehrheit des Fahrwe-
ges in Bundeshand bleiben soll, unterlaufen -, dann 
werden wir nach der rechtlichen Klärung sehen, ob 
das überhaupt so zulässig ist, wie Sie das hier vorha-
ben. So haben wir auf alle Fälle bei der Bahnreform 
nicht gespielt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich muß Ihnen sagen: Wenn Sie mittlerweile dazu 
übergegangen sind, die Bahn schamlos auszuplün-
dern beziehungsweise die Bahn als Ihr Sparschwein 
zu benutzen, weil Herr Waigel mittlerweile Probleme 
mit seinen Maastricht-Kriterien bekommt, dann hat 
das natürlich auch Ursachen und Wirkungen. Wenn 
ich die Bahn verpflichte, aus eigenen Mitteln Investi-
tionen zu tätigen, für die wir als Bund zuständig sind, 
weil Infrastruktur immer noch Aufgabe des Bundes 
ist und dadurch eben für attraktivitätssteigernde 
Maßnahmen und für ein verbessertes Netz kein Geld 
mehr vorhanden ist, dann brauche ich mich letztend-
lich auch nicht zu wundern. 

Ich sage Ihnen - das ist jetzt auch an die Adresse 
der Bahn gerichtet -: Es ist zu kurz gesprungen, in 
Schubladendenken zu verharren und zu sagen: Ein 
Teilstück oder eine bestimmte Strecke ist unwirt-
schaftlich. Das Ganze hat miteinander zu tun. Es 
geht um eine Netzwirkung, den Personenverkehr 
und den Güterverkehr. Vielleicht ist es für das Netz 
überhaupt am besten, daß niemand darauf fährt, 
dann habe ich auch keinen Unterhaltungsaufwand 

und nur ein Vermögen. Diese Denkweise zeigt, wie 
absurd das zum Teil ist. 

Herr Kollege Jobst, Sie haben eben wörtlich ge-
sagt: Es gibt bei der Bahn keinen Kahlschlag. Ich 
möchte nur daran erinnern, daß es schon andere aus 
Ihren Reihen gegeben hat, die Vergleichbares be-
hauptet haben. Herr Blüm zum Beispiel hat immer 
gesagt: Die Renten sind sicher. Oder der Kanzler 
Kohl hat gesagt: Es gibt keine Steuererhöhungen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Dazu könnte man noch viele andere Kollegen und 
Kolleginnen aus ihren Reihen zitieren. Auf Ihre 
Worte kann sich hier in der Bundesrepublik niemand 
mehr verlassen. Ich denke, ab nächstem Jahr sieht 
das alles anders und viel besser aus. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich erteile jetzt 
dem Kollegen Michael Jung das Wort. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ein guter Mann! 
Da kann man sich drauf freuen!) 

Michael Jung (Limburg) (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren 
Kollegen! Der Kollege Friedrich hat vorhin Herrn 
Ludewig von dieser Stelle aus zu seiner Berufung 
gratuliert. Auch ich tue dies. Ich kann mir eine An-
merkung nicht ersparen, Frau Kollegin Ferner. In 
genau der gleichen Art und Weise, wie Sie sich heute 
hier zu den inhaltlichen Fragen geäußert haben, 
haben Sie das auch zu dieser Berufung getan, näm-
lich mit kurzem Gedächtnis, was Personalentschei-
dungen anbetrifft. Ich glaube, daß diese Form der 
Auseinandersetzung und auch Ihre Wortwahl kein 
gutes Omen für weitere gute Zusammenarbeit bei 
Bahnfragen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich will eine zweite Anmerkung machen. Ausge-
rechnet diejenigen, die sich hier als Verteidiger der 
Bahn hinstellen, sind diejenigen, die die Arbeit der 
Bahn vor Ort oft erschweren: bei Neubaustrecken, 
bei Baumaßnahmen und anderem mehr. Damit wer-
den Zukunftsentwicklungen der Bahn erschwert. Da-
für gibt es eine Fülle von Beispielen. 

(Widerspruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN) 

- Herr Kollege Schmidt, zu Ihnen komme ich gleich 
noch. Einen Moment Geduld bitte! 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Da freue ich mich schon!) 

Ich will noch zwei Anmerkungen zu dem machen, 
was die Kollegin Ferner eben gesagt hat. Natürlich 
haben wir als Eigentümer eine Verantwortung. Diese 
nehmen wir aber auch wahr. Es hat überhaupt kei-
nen Wert , daß Sie hier wieder die alte Platte aufle-
gen, Verkehrsträger untereinander auszuspielen und 
einen Teil davon zu verteufeln. Wir brauchen die 
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Bahn, und wir brauchen auch den Pkw. Es hat über-
haupt keinen Sinn und Zweck, dauernd diese alte 
Masche zu fahren und zu sagen: Da nehmen wir Gel-
der weg, und dort ist es zuwenig. Das führt uns nicht 
weiter, sondern wir brauchen beide: Bahn und Pkw, 
insbesondere den Pkw in der Fläche, weil die Bahn 
dort überhaupt nicht in der Lage ist - das wäre auch 
überhaupt nicht bezahlbar -, do rt  flächendeckend 
aufzutreten. Das wissen Sie eigentlich genauso gut 
wie ich. 

Wer hat denn für die Bahn gesorgt? Wer hat denn 
die Entschuldung vorgenommen? Sie sagten doch, 
wir und der Finanzminister plünderten sie aus. 
70 Milliarden DM Entschuldung der Bahn und Zins-
zahlungen dafür! Dazu kommen Zuschüsse, nicht 
nur im Investitionsplan in zweistelliger Milliarden-
höhe im Jahr, sondern auch die Mittel, die die Länder 
als Zuschüsse für den Nahverkehr und anderes mehr 
bekommen. Es kann keine Rede davon sein, daß wir 
die Bahn vernachlässigen. Im Gegenteil, sie be-
kommt von uns ausreichende Unterstützung bei ihrer 
Aufgabe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie, Kollegen von der PDS, sollten den Be richt rich-
tig lesen und sich nicht nur auf den „Spiegel" stüt-
zen; dazu gibt es doch eine Menge anderer inter-
essanter Presseveröffentlichungen. Lesen Sie doch 
zum Beispiel die FAZ vom 24. Februar 1997 mit der 
Überschrift „Die Bahn plant vorerst keine Strecken-
stillegungen", wo deutlich wird, daß es hier Unter-
suchungen - - 

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und von der PDS: Vorerst!) 

- Sie haben doch hier das Szenario dargestellt, daß 
das alles schon entschieden sei. 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Nein, nein!) 

Lesen Sie es einmal und vertrauen auf die Ausfüh-
rungen der Bahn: 

... Stillegungen erst „als letzte Konsequenz" . . . 
Vorher müsse jede einzelne Strecke genau unter-
sucht werden, . . . 

Dann weiter: 

Daher werde man versuchen, das Streckennetz 
besser auszulasten. 

Um solche Initiativen zu ergreifen, muß man natür-
lich untersuchen, welche Abschnitte schwach ge-
nutzt werden und wie sich das do rt  ausnimmt. 

Dann heißt es weiter: 

Möglicherweise werde die Bahn auch weitere 
Teile an Dritte als Betreiber abgeben. Darüber 

hinaus war ... die Vermietung von Trassen ange-
kündigt worden. 

Eines, Herr Kollege Schmidt, habe ich überhaupt 
nicht verstanden. Einerseits stellen Sie sich hier hin, 
nennen eine Reihe beeindruckender Beispiele, wo 
die Abgabe an P rivate Erfolge gezeitigt hat, und sa-
gen sogar, daß die das viel besser als die Bahn kön-
nen, und auf der anderen Seite sagen Sie: Wenn pri-
vatisiert wird, ist das ein Nachteil für den Nutzer. Da 
stimmt doch etwas nicht überein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das habe ich nicht gesagt! 
- Elke Ferner [SPD]: So hat er es nicht 

gesagt!) 

Seit 1994 haben wir 13 Strecken an private Betrei-
ber mit hervorragenden Erfolgen abgegeben, zum 
Teil in Mischformen mit Beteiligungen der öffentli-
chen Hand auf verschiedenen Ebenen, auch kommu-
nalen Ebenen. Das wollten wir doch auch: Als wir die 
Bahn in die unternehmerische Freiheit entlassen ha-
ben, wollten wir keine Behördenbahn alten Stiles, 
die die Politik bei jeder Entscheidung über 5 DM fra-
gen muß, sondern eine Bahn, die unternehmerisch 
handelt und agiert. Deswegen ist das, was hier ge-
schieht, eigentlich für jedes Unternehmen etwas 
Selbstverständliches. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, wir sollten gemeinsam 
überlegen, wie wir der Bahn durch politische Unter-
stützung helfen können. Das geschieht allerdings 
nicht dadurch, daß man Schreckensszenarien an die 
Wand malt und sagt, die Bahn sei am Ende, sondern 
dadurch, daß ihre Attraktivität weiter gesteigert wird 
und ihre Überlegungen unterstützt werden, eventu-
ell durch teilweise Abgabe an P rivate den Kunden-
nutzen zu vermehren. Das wollen wir doch eigentlich 
alle gemeinsam. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, damit ist die Aktuelle Stunde be-
endet. 

Wir sind am Schluß unserer heutigen Tagesord-
nung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Donnerstag, den 27. Februar 
1997, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.33 Uhr) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht (C) 

Anlage 1 
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Fischer (Unna), Leni CDU/CSU 26. 2. 97 * 
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Dr. Hoyer, Werner F.D.P. 26. 2. 97 

Körper, Fritz Rudolf SPD 26. 2. 97 
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Möllemann, Jürgen W. F.D.P. 26. 2. 97 
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Dr. Pick, Eckhart SPD 26. 2. 97 

Poß, Joachim SPD 26. 2. 97 

Dr. Protzner, Bernd CDU/CSU 26. 2. 97 

Schoppe, Waltraud BÜNDNIS 26. 2. 97 
90/DIE 
GRÜNEN 

Frhr. von Schorlemer, CDU/CSU 26. 2. 97 
Reinhard 

Wallow, Hans 

Wimmer (Neuss), Willy 

SPD 

CDU/CSU 

26. 2. 97 

26. 2. 97 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die 
Frage des Abgeordneten Benno Zierer (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/7013 Frage 5): 

Verlangt nach Auffassung der Bundesregierung die sehr hohe 
Zahl von einer Million jährlich nach Deutschland einwandern-
der ausländischer Personen nicht nach einem generellen Um-
denken der deutschen Politik im Hinblick auf die bisherige fak-
tische Duldung der zumeist illegalen Einreisen und die Höhe der  

zu gewährenden staatlichen Geldleistungen, um die Steuerbela-
stung der Bürger nicht noch weiter in die Höhe schrauben zu 
müssen und um das Entstehen einer Situation zu verhindern, in 
der die Integration von Ausländern in Deutschland definitiv 
nicht mehr bewältigt werden kann mit der Folge von gewalttäti-
gen Auseinandersetzungen bis hin zu bürgerkriegsähnlichen 
Zuständen gerade in wirtschaftlich angespannten Zeiten? 

Im Jahre 1994 war ein Zuzug von rd. 774 000 Aus-
ländern zu verzeichnen, 1995 von rd. 788 000 und im 
1. Halbjahr 1996 von rd. 445 000. Der Überschuß der 
Zuzüge über die Fortzüge (Wanderungssaldo) belief 
sich in den drei genannten Zeiträumen auf jeweils 
rd. 153 000, 227 000 und 95 000 Personen. Die Zahl 
der Asylbewerber war 1994 und 1995 mit jeweils rd. 
128 000 Personen nahezu konstant; 1996 lag die Zahl 
der Erstanträge mit 116 367 um 9 v. H. niedriger als 
1995. 

Die Anzahl illegaler Einreisen nach Deutschland 
ist von 1994 auf 1995 um 4,7 v. H. zurückgegangen. 
Allerdings lag die Zahl der Ausländer, die durch 
Schlepper illegal nach Deutschland eingeschleust 
werden sollten und dabei an der Grenze aufgegriffen 
wurden, 1996 mit rd. 7 000 Personen höher als im 
Vorjahr. Hier kommt der Bekämpfung der i llegalen 
Einreise außerordentliche Bedeutung zu. Die vorge-
sehene Verstärkung des Bundesgrenzschutzes um 
rd. 1 500 Beamte ist dabei ein wichtiger Schritt für 
den Schutz der Grenzen. Damit der Anreiz für eine 
illegale Zuwanderung nach Deutschland weiter ver-
ringert wird, ist es aber auch unabdingbar, daß ille-
gale Aufenthalte schnell beendet und Abschiebun-
gen zügig durchgeführt werden. Die Zuständigkeit 
hierfür liegt bei den Ländern. 

Sozialhilfeleistungen an Ausländer nach § 120 
Bundessozialhilfegesetz sind bereits in mehreren 
Schritten reduziert worden. Weitere Leistungsein-
schränkungen für Asylbewerber und vollziehbar 
zur Ausreise verpflichtete Ausländer können sich 
aus dem Asylbewerberleistungsgesetz ergeben 
(z. B. Sicherung des Lebensunterhalts vorrangig 
durch Sachleistungen). Die einschlägigen Vor-
schriften des Bundeserziehungsgeldgesetzes, des 
Unterhaltsvorschußgesetzes sowie die Kindergeld-
regelungen des Einkommensteuergesetzes und des 
Bundeskindergeldgesetzes tragen überdies dafür 
Sorge, daß nur Ausländer, die im Besitz einer Auf-
enthaltsberechtigung oder einer Aufenthaltserlaub-
nis sind, diese Leistungen in Anspruch nehmen 
können. 

Der zur Zeit im Vermittlungsausschuß des Bun-
destages und des Bundesrates behandelte Gesetz-
entwurf zur Änderung des Asylbewerberleistungs-
gesetzes verfolgt das Ziel, allen Ausländern, die 
sich nur vorübergehend in Deutschland aufhalten, 
lediglich einen Anspruch auf Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz einzuräumen. Aller 
Voraussicht nach wird do rt  darüber Einigkeit er-
zielt werden können, Kriegs- und Bürgerkriegs-
flüchtlingen für die Dauer von 36 Monaten nur 
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Sachleistungen bzw. abgesenkte Leistungen zu ge-
währen. 

Die Bundesregierung wird auch die weitere Ent-
wicklung sorgfältig im Auge behalten. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Norbert Lamme rt  auf die 
Fragen des Abgeordneten Ernst Hinsken (CDU/ 
CSU) (Drucksache 13/7013 Fragen 6 und 7): 

Trifft es zu, daß das Bundesministerium für Wi rtschaft im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten durch Richtlinienänderung vom 
29. November 1996 für Holzfeuerungsanlagen die Leistungs-
untergrenze von 15 kW auf 50 kW installierte Nennwärmelei-
stung angehoben hat sowie den Förderfestbetrag mehr als 
halbiert hat, um für die Restlaufzeit des Piogramms (1997 bis 
1998) den umweit- und energiepolitischen Förderzielen ange-
sichts der nur begrenzt zur Verfügung stehenden Fördermit-
tel besser Rechnung tragen zu können und dem Trend zur 
Überforderung bei kostengünstigen Kleinanlagen entgegen-
zuwirken, so daß viele Antragsteller aufgrund der Richtli-
nienänderung einen Ablehnungsbescheid vom Bundesamt 
für Wirtschaft erhalten haben? 

Trifft es zu, daß für viele Antragsteller unvorhergesehen die 
Richtlinien nach elf Monaten geändert wurden, obwohl diese für 
1995 bis 1998 erstellt wurden, und müssen die Betroffenen bei 
einer erneuten Antragstellung wieder mit einer Richtlinienände-
rung rechnen, weil dies von den für 1998 verfügbaren Haus-
haltsmitteln abhängig ist? 

Zu Frage 6: 

Es trifft zu, daß das Bundesministerium für Wi rt
-schaft mit Zustimmung des Bundesministeriums für 

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten durch 
Richtlinienänderung vom 29. November 1996 für 
die Restlaufzeit (1997 bis 1998) des Förderpro-
gramms zugunsten erneuerbarer Energien für An-
lagen zur Verfeuerung von fester Biomasse die un-
tere Leistungsgrenze von 15 kW auf 50 kW herauf-
gesetzt und gleichzeitig den Förderbetrag von 
250 DM/kW installierter Nennwärmeleistung auf 
120 DM/kW gesenkt hat. 

Die Bundesregierung sah sich zu einer Herauf-
setzung der Anlagenmindestgröße, die eingehend 
auch mit den betroffenen Verbänden erörtert 
wurde, veranlaßt, weil dadurch energetisch interes-
sante und ökologisch sinnvolle größere Anlagen, 
die bisher wegen der langen Planungszeiten ge-
genüber Kleinanlagen benachteiligt waren, stärker 
zum Zuge kommen. Damit wird erreicht, daß es 
über die gesamte Laufzeit des Programms gesehen 
nicht zu einer einseitigen Förderung kleinerer An-
lagen (rd. 90 Prozent der seinerzeit vorliegenden 
Anträge) kommt, bei denen es sich zudem häufig 
um ohnehin notwendige Brennkessel-Ersatzbe-
schaffungen handelt. 

Außerdem läßt die Eingrenzung des Fördertatbe-
standes erwarten, daß das Verhältnis von vorhande-
nen Haushaltsmitteln zu der Zahl von Anträgen für 
die Restlaufzeit des Förderprogramms günstiger aus-
fällt und damit weniger Enttäuschungen bei neuen 
Antragstellern durch Antragsablehnungen eintreten 
werden. 

Die Maßnahme hatte zur Folge, daß der größte Teil 
der für die Förderjahre 1997 und 1998 im Bereich 
feste Biomasse bereits Ende 1996 vorliegenden rd. 
10 000 Förderanträge nicht mehr unter die Förderung 
fiel. Aber auch unter Beibehaltung der alten Förder-
konditionen hätten wegen der begrenzten Fördermit-
tel 1997 und 1998 nur etwa insgesamt 1 000 Antrag-
steller einen Zuschuß erhalten können. Durch die 
neue Regelung konnten - zumindest für 1998 - für 
feste Biomasse wieder neue Anträge zugelassen wer-
den. 

Mit der Reduzierung des Förderfestbetrags von 
250 DM/kW installierter Nennleistung auf 120 DM/ 
kW wurde einer Überförderung im Bereich feste Bio-
masse begegnet, die zu durchschnittlichen Förder-
quoten von über 40 Prozent geführt hatte. 

Zu Frage 7: 

Es trifft nicht zu, daß die Richtlinien unvorhergese-
hen geändert worden sind. 

Bereits beim Erlaß der Förderrichtlinien hat das 
Bundesministerium für Wi rtschaft (BMWi) keinen 
Zweifel daran gelassen, daß diese zur Halbzeit des 
vierjährigen Förderzeitraums - also Ende 1996 - 
überprüft werden würden. Dies erschien von Anfang 
an zweckmäßig, um aufgrund der gemachten Erfah-
rungen einen möglichst optimalen Einsatz der be-
grenzten Mittel zur Zielerreichung zu gewährleisten. 
Auch zahlreiche parlamentarische Anfragen haben 
die Notwendigkeit einer Veränderung der Förder-
richtlinien verdeutlicht. 

Schriftlich wurde auf die vorgesehene Überprü-
fung des Förderprogramms durch Erklärungen in 
den BMWi-Tagesnachrichten vom 9. Januar 1996 
und 20. August 1996 hingewiesen, und das BAW gab 
am 19. August 1996 eine entsprechende Pressemittei-
lung heraus. 

Darüber hinaus enthalten die den Antragstellern 
übermittelten Eingangsbestätigungen des Bundes-
amtes für Wirtschaft (BAW) zu Anträgen für die Jahre 
1997 und 1998 den Hinweis, daß die Anträge „nach 
den im jeweiligen Investitionsjahr geltenden Förder-
bedingungen" entschieden werden. Auch machte 
das BAW bei allen telefonischen Anfragen, die An-
träge für 1997 und 1998 betrafen, auf die anstehende 
Überprüfung der Förderrichtlinien besonders auf-
merksam. 

Schließlich ist ein Vertrauen in den Fortbestand 
einer bestimmten Verwaltungspraxis und damit die 
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diese betreffenden Förderrichtlinien grundsätzlich 
nicht geschützt, zumal ein Rechtsanspruch auf die 
Förderung nicht besteht (Nr. 1.2 der Förderricht-
linien). 

Das Bundesministerium für Wirtschaft beabsichtigt 
bis zum Ende der Laufzeit des Förderprogramms 
(1998) aus heutiger Sicht keine weiteren Richtlinien-
änderungen. 

Anlage 4 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
auf die Fragen der Abgeordneten Regina Schmidt-
Zadel (SPD) (Drucksache 13/7013 Fragen 10 und 11): 

1st der Bundesregierung bekannt, daß durch deutsche Phar-
maunternehmen Medikamente, wie z. B. Metamizol-Produkte 
und Contergan (s. Zeitschrift „Atmica", S. 75 vom Februar 1997), 
die in Deutschland strengster ärztlicher Kontrolle unterliegen 
oder überhaupt nicht auf dem Markt sind, nach Südamerika ex-
portiert werden, und dort rezeptfrei oder mit deutschem Bei-
packzettel vertrieben werden? 

Welchen Beschränkungen und Kontrollen unterliegt der Ex-
port von Medikamenten, und plant die Bundesregierung eine 
Verschärfung der Auflagen? 

Zu Frage 10: 

Der Bundesregierung liegen folgende Informatio-
nen vor: 

Metamizol 

Einer Kurzumfrage zufolge bei Überwachungsbe-
hörden sind in der jüngsten Vergangenheit keine 
Exportzertifikate für Südamerika für Firmen, die 
metamizolhaltige Arzneimittel in Deutschland ver-
treiben, ausgestellt worden. Der Bundesregierung 
ist allerdings bekannt, daß von Lizenznehmern/ 
Tochterfirmen deutscher Firmen in Südamerika 
(z. B. Brasilien) metamizolhaltige Arzneimitel pro-
duziert und - ohne Unterstellung unter die Rezept-
pflicht (Parenteralia ausgenommen) - vertrieben 
werden. Der Vertrieb dieser Arzneimittel unterliegt 
nicht den Bestimmungen des Arzneimittelgesetzes 
(siehe Frage Nr. 11), sondern erfolgt entsprechend 
den gesetzlichen Bestimmungen der dortigen Ge-
sundheitsbehörden. 

Thalidomid 

(Hinweis: Contergan ist der Handelsname eines 
früher in Deutschland vertriebenen thalidomidhalti-
gen Arzneimittels) 

Die Firma Grünenthal vertreibt als einzige deut-
sche Firma Thalidomid nach Südamerika. Die Moda

-

litäten des Vertriebs sind die gleichen wie bereits am 
25. Mai 1994 durch St. Wagner auf eine SPD-Anfrage 
hin dargestellt (Drucksache 12/7740): Die Abgabe er-
folgt in Länder mit endemischem Vorkommen von 
Lepra auf der Basis eines mit der WHO ausgearbeite-
ten Agreements. Dieses Agreement wird von der 
Firma Grünenthal und der zuständigen Regierung 
des Empfängerlandes ratifiziert. Dabei muß die Emp-
fängerinstitution angegeben werden, dies ist zumeist 
das jeweilige Gesundheitsministerium selbst oder ein 
zur Annahme der Arzneimittellieferung autorisiertes 
Leprazentrum. Die Firma Grünenthal liefert das Me-
dikament kostenlos; beliefert werden nur die Länder 
Paraguay, Kolumbien, Bolivien; zu keiner Zeit er-
folgte eine Lieferung nach Brasilien. 

Zu Frage 11: 

Nach § 73a Abs. 1 des Arzneimittelgesetzes dürfen 
Arzneimittel abweichend von den §§ 5 (Verbot be-
denklicher Arzneimittel) und 8 Abs. 1 (Verbot zum 
Schutz vor Täuschung) des Arzneimittelgesetzes aus-
geführt werden, wenn die zuständige Behörde des 
Bestimmungslandes die Einfuhr genehmigt hat. Aus 
der Einfuhrgenehmigung muß hervorgehen, daß der 
zuständigen Behörde des Bestimmungslandes die 
Versagungsgründe bekannt sind, die dem Inverkehr-
bringen im Geltungsbereich dieses Gesetzes entge-
genstehen. Damit soll dieser Behörde eine umfas-
sende Beurteilung des Arzneimittels ermöglicht wer-
den, um das Nutzen/Risiko-Verhältnis unter den 
eigenen Rahmenbedingungen einschätzen zu kön-
nen. 

Die Vorschrift hat sich bewährt. Eine Verschärfung 
ist nicht geplant. 

Anlage 5 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
auf die Frage des Abgeordneten Klaus Kirschner 
(SPD) (Drucksache 13/7013 Frage 12): 

Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Pfle-
geausbildungsstellen im Krankenhausbereich 1996 zu 1995 
bundesweit verändert? 

Zahlen über die Pflegeausbildungsstellen im Jahre 
1996 liegen nach der offiziellen Krankenhausstatistik 
- andere Quellen stehen nicht zur Verfügung - bun-
desweit frühestens im November/Dezember 1997 
vor. Entsprechend dem Eingang der von den Län-
dern an das statistische Bundesamt zu meldenden 
Daten sind erste Zahlen zu einzelnen Bundesländern 
frühestens im August 1997 verfügbar. 
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Das BMG wird Ihnen diese Zahlen so früh wie 
möglich unaufgefordert zukommen lassen. 

Die Entwicklung von Ausbildungsplätzen in 
Krankenhäusern mit Ausbildungsstätten für Kran-
kenschwestern/-pfleger, für Kinderkrankenschwe-
stern/-pfleger sowie für Krankenpflegehelfer/-innen 
stellt sich in den Jahren 1991 bis 1995 wie folgt 
dar: 

Jahr 1991 1992 1993 1994 1995 

Aus

-

bildungs

-

plätze 
91 644 92 756 91 718 90 882 91 286 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Johannes Nitsch auf die Fra-
gen des Abgeordneten Reinhold Robbe (SPD) 
(Drucksache 13/7013 Fragen 13 und 14): 

Inwieweit hat die Bundesregierung sichergestellt, daß durch 
die Zentralisierung des SAR-Hubschrauber-Dienstes das Ret-
tungswesen für die ostfriesische und nordfriesische Küstenre-
gion im gleichen Umfang und in gleicher Qualität wie bisher ge-
währleistet ist? 

Erkennt die Bundesregierung aus der Tatsache, daß der SAR- 
Hubschrauber Sea King von Helgoland aus eine wesentlich län-
gere Anflugszeit als bisher zu den entlegenen Küstenregionen 
benötigt, eine Beeinträchtigung des Rettungswesens, insbeson-
dere für unvorhersehbare Seenotfälle? 

Zu Frage 13: 

Der für den maritimen SAR-Dienst relevante Flug

-

Schiffsverkehr konzentriert sich fast ausschließlich 
auf das Seegebiet südöstlich bis westlich von Helgo-
land, so daß sich das größte verkehrsbezogene Risi-
kopotential daher auch in der inneren Deutschen 
Bucht um Helgoland befindet. Im Hinblick auf die 
Abdeckung der nord- und ostfriesischen Küstenre-
gionen, hat das Bundesministerium für Verkehr mit 
den Verkehrsressorts der Niederlande und Däne-
marks Vereinbarungen über die Zusammenarbeit bei 
der Suche und Rettung geschlossen. Durch diese 
Vereinbarungen ist sichergestellt, daß in den risi-
koärmeren Randgebieten des deutschen SAR-Be-
reichs in der Nordsee jederzeit auf die SAR-Hub-
schrauber der dortigen Dienste zurückgegriffen wer-
den kann. 

Zu Frage 14: 

Im Hinblick auf die erwähnte Vereinbarung mit 
den Niederlanden und Dänemark ist eine Beein-
trächtigung nicht erkennbar. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Johannes Nitsch auf die Fra-
gen der Abgeordneten Anke Eymer (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/7013 Fragen 17 und 18): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Land Schleswig

-

Holstein eine Landesverordnung über das Naturschutzgebiet 
Wakenitz plant, die die Anlage von Straßen in diesem Gebiet 
- einschließlich des geplanten Baus der A 20 - verbietet, obwohl 
das Land der Linienbestimmung zugestimmt hat, und welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, dies zu verhindern? 

Welche Maßnahmen nat die Bundesregierung bisher einge-
leitet, um den zügigen Bau der A 20 sicherzustellen, und wie ist 
die Reaktion des Landes Schleswig-Holstein auf diese Maß-
nahmen? 

Zu Frage 17: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß das Ministe-
rium für Umwelt, Natur und Forsten des Landes 
Schleswig-Holstein einen Entwurf für eine Landes-
verordnung über das Naturschutzgebiet in „Wake-
nitz" aufgestellt hat. Für den Bund gibt es keine 
Möglichkeit, diese Verordnung zu verhindern, da die 
Aufstellung der Verordnung in die alleinige Zustän-
digkeit des Landes fällt. Die Bundesregierung erwar-
tet, daß in den weiteren Beratungen des Verord-
nungsentwurfes die von seiten der Bundesfernstra-
ßenplanung zu stellenden Anforderungen angemes-
sen berücksichtigt werden und ein Trassenkorridor 
für die allseits abgestimmte Linie des Verkehrspro-
jektes Deutsche Einheit zugelassen wird. In diesem 
Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß für Pla-
nung und Bau der BAB A 20 durch das Ausbauplan-
gesetz ein gesetzlicher Auftrag des Bundes besteht. 
Das Bundesverkehrsministerium hat auf Vorschlag 
der Länder Schleswig-Holstein und Mecklenburg-
Vorpommern sowie im Benehmen mit den für die 
Landesplanung zuständigen Behörden dieser Länder 
am 26. Juli 1995 die Linie nach § 2 des Verkehrswe-
geplanungsbeschleunigungsgesetzes bestimmt. Der 
Bestimmung waren ausführliche Untersuchungen 
und Diskussionen, in die auch die Öffentlichkeit ein-
bezogen war, vorausgegangen. Nicht zuletzt waren 
auch die zuständigen Umweltbehörden des Landes 
Schleswig-Holstein sowie das Landesumweltministe-
rium beteiligt. 

Auf Bundesebene waren das Bundesumweltmini-
sterium und die übrigen zuständigen Ministerien in 
die Entscheidungsfindung eingebunden. Im Ergeb-
nis ist eine umweltverträgliche Linie ermittelt wor-
den, die vom Bundesminister für Verkehr schließlich 
bestimmt worden ist. 

Zu Frage 18: 

Im Zusammenhang mit dem Entwurf der Landes-
verordnung hat Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär Carstens am 14. Januar 1997 Herrn Minister 
Steinbrück auf den gesetzlichen Auftrag des Deut-
schen Bundestages zur Realisierung der BAB A 20 
als Verkehrsprojekt Deutsche Einheit und auf die 
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verwaltungsrechtliche Bindung des Landes Schles-
wig-Holstein an die Linienbestimmung des Bundes-
ministers für Verkehr hingewiesen. Herr Minister 
Steinbrück ist daran erinnert worden, daß die Bun-
desplanung Vorrang genießt, auch gegenüber einer 
späteren Änderung der Ziele der Raumordnung und 
der Landesplanung, die eine fernstraßenrechtliche 
Planung berührt. Die Bundesregierung erwartet ne-
ben laufender Information auch, daß das Schleswig-
Holsteinische Kabinett eine Entscheidung fällt, die 
den Bau der Autobahn auch in dem angesprochenen 
Gebiet zu angemessenen und realistischen Bedin-
gungen ermöglicht. In diesem Zusammenhang erin-
nert die Bundesregierung auch an den Beschluß des 
Landeskabinetts vom 29. November 1993 zur Linien-
führung der BAB A 20 sowie an die Regierungserklä-
rung von Frau Ministerpräsidentin Simonis am 
23. Mai 1996. 

Verwaltungsmäßig ist das Land Schleswig-Hol-
stein den Vorstellungen der Bundesregierung nach 
einer zügigen Planung für die Autobahn gefolgt, so 
daß nach einem schwierigen Planfeststellungsverfah

-

ren für den ersten Bauabschnitt zwischen der BAB 
A 1 und der Kronsforder Landstraße (Landesstraße 92, 
ca. 6 km) der Planfeststellungsbeschluß im Ap ril 1997 
erwartet wird. Nach bisher vorliegenden Erkenntnis-
sen erwartet die Bundesregierung, daß das Land die 
Planungsarbeiten für die anschließenden Abschnitte 
wie bisher zügig fortsetzt. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Be rnd Neumann auf die Fra-
gen des Abgeordneten Horst Kubatschka (SPD) 
(Drucksache 13/7013 Fragen 19 und 20): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der Bau einer 
Spallationsquelle wesentlich billiger ist im Vergleich zum ge-
planten Forschungsreaktor FRM II in Garching und auch weni-
ger Sicherheitsrisiken birgt, da sie nicht mit hochangereicher-
tem Uran (HEU) betrieben wird, wie die Spallationsquelle am 
Paul-Scherrer-Institut in Villingen in der Schweiz (SINQ), die 
jetzt in Bet rieb genommen wurde, zeigt (s. „Süddeutsche Zei-
tung" vom 30. Januar 1997)? 

Wie hoch ist der Anteil der kommerziellen Nutzung von For-
schungsreaktoren mit hochangereichertem Uran, mit niedrig an-
gereichertem Uran und von Spallationsquellen in den Ländern 
der Europäischen Union? 

Zu Frage 19: 

Beim Bau der SINQ konnte auf eine vorhandene 
Beschleunigeranlage (Ringzyklotron) zurückgegrif-
fen werden. Das ermöglichte eine preisgünstige Er-
stellung der Gesamtanlage. Ein Nachteil der SINQ 
ist, daß die bei Spallationsquellen übliche Puls-
struktur, die für vielerlei Forschung deutliche Vor-
teile hat, nicht realisiert werden konnte. Die SINQ 

läßt sich eher mit den Forschungsreaktoren verglei-
chen, die mit ihren kontinuierlichen Neutronenflüs-
sen Vorteile für andere Forschungseinrichtungen 
als gepulste Spallationsquellen bieten. Die SINQ 
verfügt über einen Neutronenfluß von etwa 10 14n 
cm-2Ss-1 und liegt deutlich unter dem des FRM II mit 
ca. 7 x 10 14n cm-2S-1 . Der Forschungsreaktor Mün-
chen ist demgemäß sehr viel leistungsfähiger als 
die Schweizer Quelle und bietet daher erheblich 
bessere Arbeitsmöglichkeiten. 

Der FRM II wie auch Spallationsquellen sind si-
chere Anlagen. In beiden fällt beim Bet rieb radioakti-
ves Mate rial an. Der Bet rieb des FRM II mit hochan-
gereichertem Uran (HEU) stellt kein Sicherheitsrisiko 
dar. Der Reaktor ist konstruktiv gegen Flugzeugab-
stürze und Erdbeben gesichert. Das Konzept ist so 
ausgelegt, daß bei Störfällen z. B. an Kühlwasserver-
lust kein „Durchgehen" der Anlage möglich ist 
(Konzept der inhärenten Sicherheit). Permanente 
Kontrollmaßnahmen der IAEO und von Euratom stel-
len sicher, daß keine unbefugte Entnahme von HEU 
erfolgen kann. 

Zu Frage 20: 

Entsprechendes Datenmaterial liegt der Bundesre-
gierung nicht vor und kann in der Kürze der zur Ver-
fügung stehenden Zeit auch nicht beschafft werden, 
da diese Angaben bei ca. 20 Forschungsreaktor-
betreibern in Europa neu erhoben werden müßten. 
Hinzu kommen, wollte man eine solche umfangrei-
che Abfrage starten, eine Reihe von Abgrenzungs-
problemen (was ist im Einzelfall „kommerzielle Nut-
zung?"). Eine präzise Beantwortung ist daher nicht 
möglich. 

Sehr pauschal kann man aber sagen, daß es so-
wohl Forschungsreaktoren gibt, an denen sehr 
viele technologisch anwendungsorientierte Arbei-
ten durchgeführt werden und bei denen daher ein 
recht hoher kommerzieller Nutzungsanteil vorliegt 
(z. B. bei den sog. Materialtestreaktoren wie Pet-
ten und Mol), aber auch solche, die kommerziell 
kaum genutzt werden (z. B. das ILL in Grenoble). 
Erhebliche Unterschiede hinsichtlich der kommer-
ziellen Nutzung und der Anwendungsnähe erge-
ben sich auch auf verschiedenen Forschungsgebie-
ten: In der Materialforschung und in der Chemie 
ist der anwendungsnahe Anteil im allgemeinen re-
lativ hoch. In der Physik dagegen eher niedrig. 
Schließlich ist zu erwähnen, daß industrielle Un-
ternehmen gegenüber Universitätsgruppen bei der 
Nutzung in der Regel eine eher untergeordnete 
Rolle spielen. 

Vor diesem Hintergrund wäre ein Anteil von ca. 
20 Prozent bis zu einem Drittel für kommerzielle Nut-
zung und angewandte Forschung eine Richtgröße. 
Bei dem im Bau befindlichen FRM II ist ebenfalls ein 
Anteil von 20 bis 30 Prozent für anwendungsorien-
tierte Arbeiten bzw. kommerzielle Nutzung vorgese-
hen. Ich gehe davon aus, daß eine umfangreiche Da-
tenerhebung - wie eingangs dargelegt - vielleicht 
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einige Prozentpunkte genaueren Aufschluß geben 
würde, an dem hier dargelegten Trend würde sie 
aber sicherlich nichts ändern. 

Anlage 9 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Fragen 
der Abgeordneten Dr. Elke Leonhard (SPD) (Druck-
sache 13/7013 Fragen 25 und 26): 

Wie gedenkt die Bundesregierung den in der Deutsch-Tsche-
chischen Erklärung vereinbarten Zukunftsfonds konkret auszu-
gestalten, und wann kann voraussichtlich auf die zur Verfügung 
zu stellenden Mittel zurückgegriffen werden? 

Welche Maßnahmen trifft die Bundesregierung, um Hilfs-
transporte, die auf privater resp. privatwirtschaftlicher Initiative 
beruhen und für verschiedene Krisen- und Katastrophenregio-
nen bestimmt sind, zu unterstützen? 

Zu Frage 25: 

Die Bundesregierung bereitet gegenwärtig die Ge-
spräche über die Errichtung des deutsch-tschechi-
schen Zukunftsfonds auf Grundlage von Ziffer VII 
der Deutsch-Tschechischen Erklärung über die ge-
genseitigen Beziehungen und deren künftige Ent-
wicklung vor und befindet sich diesbezüglich in 
einem Abstimmungsprozeß der Resso rts. 

Auch die Mittel sind noch Gegenstand interner Be-
ratungen und mit der tschechischen Seite zu erör-
tern . Zu gegebener Zeit wird ebenfalls der Haus-
haltsgesetzgeber befaßt werden. 

Zu Frage 26: 

Die Bundesregierung fördert p rivate deutsche In-
itiativen zur Hilfstransporten in Krisen- und Katastro-
phenregionen durch Beratung, durch Unterstützung 
gegenüber den Behörden des Gastlandes und - wo 
die haushaltsrechtlichen Bestimmungen dies erlau-
ben - auch durch finanzielle Zuschüsse, die insbe-
sondere zu einer Verringerung der Transpo rtkosten 
beitragen sollen. 

Beratung erfolgt durch vom Auswärtigen Amt her-
ausgegebene Merkblätter und durch telefonische 
und schriftliche Auskünfte des Auswärtigen Amtes 
und der örtlich zuständigen Botschaften und Gene-
ralkonsulate. Tätige Hilfe leisten unsere Auslands-
vertretungen dann vor allem, wenn Probleme mit 
den Zollbehörden auftreten. Die Bundesregierung ist 
hier auch um generelle Erleichterungen bemüht und 
hat bereits mit mehreren Staaten entsprechende Ver-
einbarungen abgeschlossen. 

Finanzielle Unterstützung aus Mitteln der humani-
tären Hilfe kann nur in einem sehr engen Rahmen 
gewährt werden. Voraussetzung ist das Bestehen 

einer humanitären Notlage aufgrund einer Katastro-
phensituation oder ausgelöst durch (bürger-)kriegs-
ähnliche Vorkommnisse. Es darf sich also nicht nur 
um ein Problem struktureller Defizite in der fragli-
chen Region handeln. Jeder Entscheidung über 
einen Zuschuß muß eine entsprechende konkrete 
Prüfung vorausgehen. Ein finanzieller Zuschuß zu 
den Transportkosten hat auch zur Voraussetzung, 
daß es sich um förderungswürdige und vom Empfän-
gerstaat gewünschte Hilfsgüter handelt. Im übrigen 
wird großer Wert darauf gelegt, daß die Hilfsorgani-
sationen auch selbst einen Teil der Transpo rtkosten 
tragen. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß das Auswär-
tige Amt grundsätzlich bemüht ist, alle Hilfstrans-
porte - wo dies erbeten ist - durch Beratung und 
durch Tätigwerden gegenüber den Behörden des 
Empfängerlandes zu unterstützen. Eine finanzielle 
Förderung aus den Mitteln der humanitären Hilfe 
kann allerdings nur dort  gewährt werden, wo eine 
humanitäre Notlage vorliegt und wo es sich um Gü-
ter handelt, die der Überlebenshilfe und der Vermin-
derung des durch diese Notlage ausgelösten men-
schlichen Leidens dienen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Fragen 
des Abgeordneten Thomas Krüger (SPD) (Druck-
sache 13/7013 Fragen 27 und 28): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der österreichische 
Galeristenverband anläßlich einer von ihm im November 1996 in 
Wien veranstalteten Kunstmesse seine Mitglieder aufgefordert 
hat, diejenigen Künstler, die Mitglieder der österreichischen 
Verwertungsgesellschaft sind, von der Teilnahme auszuschlie-
ßen, und ist ihr darüber hinaus bekannt, daß - aufgrund eines 
bestehenden Gegenseitigkeitsvertrages der österreichischen 
Verwertungsgesellschaft mit der deutschen Verwertungsgesell-
schaft BILDKUNST - von diesem Boykott-Aufruf auch deutsche 
Künstler, deren Rechte und Ansprüche durch die Verwertungs-
gesellschaft BILD-KUNST wahrgenommen werden, betroffen 
waren? 

Vertritt die Bundesregierung generell den Anspruch, daß bei 
der Wahrnehmung der Interessen der deutschen Staatsbürger 
im Ausland durch die Auslandsvertretungen auch die wirt-
schaftlichen Interessen der deutschen Staatsbürger zu berück-
sichtigen, d. h. zu vertreten sind, wie Bundesminister Dr. Klaus 
Kinkel mehrfach - nicht zuletzt auch im Zusammenhang mit 
Besuchen bzw. Verhandlungen über wirtschaftliche Beziehun-
gen in Ländern wie z. B. China und Iran - erklärt hat, und was 
hat das Auswärtige Amt bzw. die Deutsche Botschaft in Wien im 
Zusammenhang mit dem unter Frage 27 angesprochenen Vor-
fall unternommen, um bei der österreichischen Regierung gegen 
diese Benachteiligung der deutschen Künstler zu intervenieren? 

Zu Frage 27: 

Die Antwort auf beide Teile der Frage lautet ja. Der 
Bundesregierung ist der Sachverhalt durch ein am 
17. Dezember 1996 bei der Botschaft Wien eingegan- 
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genes Schreiben der deutschen Verwertungsgesell-
schaft Bild-Kunst (VG B-K) bekannt. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß generell die 
Wahrnehmung urheberrechtlicher Interessen der 
Künstler eines Landes durch nationale Verwertungs-
gesellschaften des jeweils anderen Landes erfolgt. 

Zu Frage 28: 

Die Förderung der deutschen Außenwirtschaftsin-
teressen ist eine wesentliche Aufgabe des Auswärti-
gen Dienstes. Die Botschaft Wien hat demgemäß 
nach sorgfältigen Ermittlungen vor Ort die zustän-
dige deutsche Verwertungsgesellschaft über den 
Streit der österreichischen Verwertungsgesellschaft 
Bildender Künstler und dem Verband österrei-
chischer Galerien unterrichtet. Es handelt sich um 
eine in Österreich zu klärende Frage in der Folge 
einer österreichischen Gesetzesänderung. Diese Klä-
rung in Österreich bleibt abzuwarten. 

Im übrigen möchte ich darauf hinweisen, daß hier 
keine Diskriminierung deutscher Künstler vorliegt, 
sondern alle Künstler, die ihre Honorare über eine 
Verwertungsgesellschaft erhalten, gleichermaßen 
davon betroffen sind. 

Anlage 11 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Frage des 
Abgeordneten Roland Kohn (F.D.P.) (Drucksache 13/ 
7013 Frage 31): 

Treffen Berichte über eine Studie des Auswärtigen Amtes zum 
Wiederaufbau in Bosnien mit dem Tenor zu, daß durch Probleme 
vor Ort (Korruption und Mißwirtschaft der bosnischen Behör-
den, widerstreitende nationale Interessen), aber auch aufgrund 
von Fehlern der internationalen Staatengemeinschaft (Rivalitä-
ten zwischen den internationalen Finanzinstitutionen) das Auf-
bauprogramm in Bosnien nur schleppend vorankommt, und 
welche Auswirkungen hat dies mittelfristig für den deutschen 
Steuerzahler (s. „Süddeutsche Zeitung" vom 17. Februar 1997, 
S. 6)? 

Die von Ihnen angesprochene Pressemeldung 
über eine Studie des Auswärtigen Amts zum Wie-
deraufbau in Bosnien und Herzegowina beziehen 
sich auf eine zu Herbstbeginn 1996 erstellte in-
terne Analyse, die u. a. auf verschiedene, zum da-
maligen Zeitpunkt im Bereich des Wiederaufbaus 
zu verzeichnende Defizite einging. Diese Schwach-
punkte sowie die daraus zu ziehenden Schlußfolge-
rungen wurden in die Vorbereitungen der beiden 
Peace Implementation Council-Konferenzen zur zi-
vilen Implementierung des Dayton-Abkommens im 
November in Paris sowie im Dezember 1996 in 
London eingebracht und in den Konferenzergeb-
nissen berücksichtigt. Insbesondere wurde die Stel-

lung des Hohen Repräsentanten als Koordinie-
rungsinstanz der internationalen Wiederaufbaube-
mühungen in Bosnien und Herzegowina gestärkt. 

Anlage 12 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Edzard Schmidt-Jortzig auf 
die Fragen des Abgeordneten Roland Schwanitz 
(SPD) (Drucksache 13/7013 Fragen 34 und 35): 

Trifft es zu, daß Dr. Edzard Schmidt-Jortzig in seiner Eigen-
schaft als Bundesminister der Justiz im Gegensatz zur insbeson-
dere von Bundesminister Friedrich Bohl in der 151. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 16. Januar 1997 geäußerten gegen-
teiligen Auffassung der Bundesregierung in einem Schreiben an 
einen Verwandten sowie an andere Bürger die Ansicht geäußert 
hat, daß es „politisch wenig aussichtsreich (sei), schon jetzt par-
lamentarisch-direkt eine Änderung der Regelungen des Ent-
schädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetzes zu betreiben", 
und er den Empfängern zugleich Hinweise gegeben hat, daß es 
„einen (zusätzlichen) Anstoß von außen", der „in einer Rüge der 
Europäischen Kommission (...) oder in einem grundsätzlichen 
Aufbrechen des VermG-Systems durch die russischen Rehabili-
tierungen liegen könnte", bedürfe, um am erfolgreichsten ge-
gen geltendes Bundesrecht vorgehen zu können (vgl. DER SPIE-
GEL Nr. 8 vom 17. Februar 1997, S. 35f.)? 

Kann die Bundesregierung ausschließen, daß - so wie im 
Nachrichtenmagazin DER SPIEGEL Nr. 8 vom 17. Februar 1997, 
S. 35 f. beschrieben - Verwandte des Bundesministers der Justiz 
- insbesondere auch der Empfänger des o. g. Schreibens - von 
der vom Minister beabsichtigten Änderung der Rechtslage in 
bezug auf Enteignungen in der Sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands begünstigt würden? 

Zu Frage 34: 

Die Zitate treffen zu. Die Aussagen in dem B rief 
widersprechen jedoch nicht dem dargetanen Stand-
punkt der Bundesregierung. 

Zu Frage 35: 

Ihre Frage beantworte ich mit ja. Ein Verwandt-
schaftsverhältnis zu den Mitgliedern der Familie von 
Arnim besteht nicht; hierzu verweise ich auf § 1589 
BGB. Erlauben Sie mir über Ihre Frage hinaus fol-
genden Hinweis: Zu dem Empfänger des zitierten 
Schreibens besteht lediglich eine Schwägerschaft 
entfernten Grades. Es geht um Linien der Verwandt-
schaft der Ehefrau, die erst im letzten Jahrhundert 
zusammengeführt werden können. Mit einer tatsäch-
lichen familiären Verbundenheit hat dies nichts zu 
tun; das Nachrichtenmagazin hat sich insoweit mit 
dem von Ihnen aufgegriffenen Artikel in das Reich 
der Spekulation begeben. 
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Anlage 13 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Edzard Schmidt-Jortzig auf 
die Fragen des Abgeordneten Hans -Joachim Hacker 
(SPD) (Drucksache 13/7013 Fragen 36 und 37): 

Wie will  die Bundesregierung ausschließen, daß der vom 
Bundesminister der Justiz, Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, in der 
Frage der Enteignungen in der Sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands in den Jahren 1945 bis 1949 vertretene Stand-
punkt nicht durch eine sich aus seinen verwandtschaftlichen Be-
ziehungen ergebende Intelessenkollision (vgl. DER SPIEGEL 
Nr. 8 vom 17. Februar 1997, S. 35f.) bestimmt wird? 

Welche Schritte hält die Bundesregierung für erforderlich, um 
den sichtbar gewordenen Interessenkonflikt zwischen den 
Amtspflichten des Bundesministers der Justiz einerseits und den 
privaten Interessen der Familie des Bundesministers anderer-
seits zur Vermeidung weiteren Schadens für die innere Einheit 
Deutschlands und das Ansehen der Bundesrepublik Deutsch-
land schnellstens zu beenden, und welche Schlußfolgerungen 
zieht sie insbesondere auch aus der Kritik aus den eigenen 
Reihen (z. B. Dr. Paul Krüger, MdB, im „Nordkurier" vom 
13. Februar 1997), daß sich der Bundesminister der Justiz wegen 
seiner in wiederholten Äußerungen zum Ausdruck gekomme-
nen besonderen Hartnäckigkeit zur Aushebelung einer von der 
großen Mehrheit der Koalition mitgetragenen Position zur Gül-
tigkeit der Bodenreform „fragen lassen (muß), ob er weiterhin 
dieser Bundesregierung angehören kann"? 

Zu Frage 36: 

Wie bereits in der Antwort auf die Anfrage des Kol-
legen Schwanitz (Frage Nr. 35) dargelegt, besteht 
kein Verwandtschaftsverhältnis. Auch die dargetane, 
auf das letzte Jahrhundert zurückgehende Schwä-
gerschaft ist - anders als die Fragestellung inten-
diert - in keiner Weise geeignet, eine Interessenkolli-
sion zu begründen. 

Zu Frage 37: 

Wo kein Interessenkonflikt vorliegt, wird man da-
gegen auch nicht vorzugehen haben. Was für das 
Ansehen der Bundesrepublik Deutschland schädlich 
ist, ist allein die entgegen den wirklichen Fakten und 
Motiven sowie in offensichtlich böswilliger Absicht 
betriebene Spekulation. Schlußfolgerung aus der 
aufgekommenen Kritik ist, mit den Kritikern noch 
intensiver das Sachgespräch zu suchen. 

Anlage 14 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Irmgard Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Günter Gloser (SPD) 
(Drucksache 13/7013 Fragen 38 und 39): 

Welche finanziellen Lasten sind seitens des Bundes bisher 
durch den Leerstand der ehemaligen US-Wohnungen (Pasto-
riussiedlung) in Nürnberg-Zerzabelshof angefallen? 

Welche Zinseinnahmen hätte das Bundesministerium der 
Finanzen erhalten, wären die Wohnungen entsprechend den 
Grundsätzen des sozialen Wohnungsbaus bereits 1995 ver-
äußert worden? 

Zu Frage 38: 

Durch den Leerstand der ehemaligen US-Wohnun-
gen (Pastoriussiedlung) in Nürnberg-Zerzabelshof 
sind Kosten für Notbeheizung, Bewachung, Grund-
steuer, Strom sowie für dringende Arbeiten zur Sub-
stanzerhaltung (Glasscheiben, Dachziegel) seit dem 
1. Oktober 1994 in Höhe von insgesamt 1 268 000,-
DM angefallen. 

Zu Frage 39: 

Die 167 Wohnungen sollen an einen Unternehmer 
verkauft werden, der in einer Ausschreibung das 
Höchstgebot abgegeben hatte. Die früheren Preis-
gebote waren unzureichend. Sie konnten aus haus-
haltsrechtlichen Gründen nicht angenommen wer-
den, weil die zugrundeliegenden unverbilligten 
Wertansätze nicht dem von der Bundeshaushaltsord-
nung (§ 63 Abs. 3) geforderten vollen Wert entspra-
chen. Die Frage nach entgangenen Zinseinnahmen 
stellt sich daher nicht. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hansgeorg Hauser auf die 
Fragen des Abgeordneten Steffen Kampeter (CDU/ 
CSU) (Drucksache 13/7013 Fragen 40 und 41): 

Wie beurteilt die Bundesregierung unter Kosten-Nutzen-Ge-
sichtspunkten die Vereinbarkeit einer beabsichtigten Abschaf-
fung der Pauschalisierung der Mehrwertsteuer in landwirt-
schaftlichen Betrieben mit den Zielsetzungen des „Schlanken 
Staates"? 

Hält es die Bundesregierung für vertretbar, daß m für die 
Landwirtschaft schwierigen Zeiten den Bet rieben zusätzliche 
Kosten für Verwaltungsaufwendungen zugemutet werden? 

Die vorgesehene Abschaffung der Vorsteuerpau-
schale für buchführungspflichtige Landwirte läuft 
nicht den Zielsetzungen des „Schlanken Staates" zu-
wider. Die uneingeschränkte Beibehaltung der Pau-
schalierung würde zwar für die Landwirte hilfreicher 
sein. Nach Artikel 25 der 6. EG-Richtlinie zur Harmo-
nisierung der Umsatzsteuern dürfen aber die Mit-
gliedstaaten eine Pauschalregelung nur für Land-
wirte anwenden, bei denen die normale Umsatz-
steuerregelung Schwierigkeiten mit sich bringen 
würde. Die buchführungspflichtigen Landwirte kön-
nen jedoch die normale Umsatzsteuerregelung auf-
grund der vorhandenen Buchführungsunterlagen 
anwenden. 
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Die für die Abgabe von Umsatzsteuer-Voranmel-
dungen und der Jahressteuererklärung entstehen-
den Kosten müssen andere Unternehmer ebenfalls 
tragen. 

Der Kabinettbeschluß vom 2. September 1996, die 
Streichung der Vorsteuerpauschale für buchfüh-
rungspflichtige Land- und Forstwirte erst zum 
1. Januar 1999 in Kraft zu setzen, berücksichtigt die 
Lage der Landwirtschaft und räumt ihr zugleich eine 
ausreichende Vorbereitungszeit ein. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Frage 
des Abgeordneten Klaus Hagemann (SPD) (Druck-
sache 13/7013 Frage 42): 

Über welche personelle Ausstattung verfügen die Bundesan-
stalt für Arbeit sowie die Hauptzollämter bundesweit bzw. in 
Rheinland-Pfalz, um die illegale Beschäftigung im Baubereich 
zu kontrollieren und zu bekämpfen, und wie viele Stellen wer-
den auf Veranlassung der Bundesregierung 1997 neu eingerich-
tet, um die Einhaltung des Entsendegesetzes zu überwachen 
und wirksam durchzusetzen? 

In der Bundesanstalt für Arbeit sind zur Bekämp-
fung der illegalen Beschäftigung einschließlich der 
Durchführung des Arbeitnehmerentsendegesetzes 
verschiedene Organisationseinheiten zuständig. Da-
bei bildet der Baubereich einen Schwerpunkt. Insge-
samt sind im Bereich der Bekämpfung illegaler Be-
schäftigung und Leistungsmißbrauch 2 462 Kräfte, 
darunter im Landesarbeitsamtsbezirk Rheinland-
Pfalz-Saarland 101,5 Kräfte, eingesetzt. 

Außerdem sind den Hauptzollämtern bundesweit 
1 074 Stellen zugewiesen, darunter 43 Stellen im 
Land Rheinland-Pfalz, um die illegale Beschäftigung 
im Baubereich zu bekämpfen. 

Wegen der erheblichen arbeitsmarktpolitischen 
Bedeutung, die der Einhaltung der Bestimmungen 
des Arbeitnehmerentsendegesetzes zukommt, sind 
die Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeit durch 
Erlaß gebeten worden, den Schwerpunkt bei der 
Durchführung von Außenprüfungen im Baubereich 
zu setzen. Es ist Aufgabe der Bundesanstalt selbst im 
Rahmen ihrer personalpolitischen Möglichkeiten si-
cherzustellen, daß ohne Zuweisung weiterer Kräfte 
effizient und effektiv kontrolliert wird. 

Da die Hauptzollämter ihr Prüfpersonal bereits in 
der Vergangenheit überwiegend für Prüfungen im 
Baubereich eingesetzt haben, bedurfte es nicht be-
sonderer Stellenzuweisungen im Jahre 1997 im Zu-
sammenhang mit Prüfungen nach dem Arbeitneh-
mer-Entsendegesetz. 

Schließlich ist zu berücksichtigen, daß die Bundes-
anstalt für Arbeit bei ihren Prüfungen auch von an-
deren Behörden, insbesondere der Polizei und den 
Ausländerämtern, unterstützt wird. Sind Baustellen 
größeren Umfangs zu kontrollieren, unterstützen 
auch Mitarbeiter die Aktionen, die sonst nicht mit 
der Bekämpfung i llegaler Beschäftigung befaßt sind. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Fragen 
des Abgeordneten Hans Büttner (Ingolstadt) (SPD) 
(Drucksache 13/7013 Fragen 45 und 46): 

Wer wurde vom Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung als Gutachter zur Festlegung der für die Bestimmungen 
des Schwerbehindertengrades entscheidenden Anhaltspunkte 
berufen, und welche Kriterien bzw. spezifischen Qualifikationen 
waren dafür ausschlaggebend? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Arbeit die-
ses Gutachterkreises auf eine gesetzliche Grundlage zu stellen 
ist und dabei die Beteiligung der Sozialpartner, wie der Arbeits-
verwaltung, verbindlich vorzusehen ist? 

Zu den Grundsätzen der Überarbeitung und den 
Zielen der vom Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung (BMA) als Richtlinien herausgegebe-
nen „Anhaltspunkte für die ärztliche Gutachtertätig-
keit im sozialen Entschädigungsrecht und nach dem 
Schwerbehindertengesetz" (Anhaltspunkte) darf ich 
auf die diesbezüglichen Antworten zu den von Frau 
Kollegin Lotz gestellten Fragen verweisen. 

Die speziellen Fragen werden ergänzend wie folgt 
beantwortet: 

Zu Ihrer ersten Frage: 

Die Überarbeitung der „Anhaltspunkte" erfolgte 
in 14 fachbezogenen Arbeitsgruppen, die sich aus 

- speziell erfahrenen Ärzten aus den Bereichen Kli-
nik und Wissenschaft einschließlich Vertretern me-
dizinischer Fachgesellschaf ten,  

- besonders sachkundigen Ärzten der versorgungs-
ärztlichen Dienste der Länder, der Bundeswehr 
und des BMA und 

- Ärzten, die von Behindertenverbänden vorgeschla-
gen waren, 

zusammensetzten. Auch nichtärztliche Sachverstän-
dige (z. B. Gehörlosenpädagoge, Stomatherapeut) 
waren an den Beratungen beteiligt. Nur die Auswahl 
der insgesamt 112 Sachverständigen aus Klinik und 
Wissenschaft wurde vom BMA vorgenommen und 
dabei wurde darauf Wert gelegt, Vertreter aus unter-
schiedlichen medizinischen Schulen einzuladen, um 
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allgemeingültige, wissenschaftlich gesicherte Beur-
teilungskritierien zu erreichen. 

Zu Ihrer zweiten Frage: 

Es ist beabsichtgt, dem Petitum sowohl des Bun-
dessozialgerichts als auch des Bundesverfassungsge-
richts nachzukommen und die „Anhaltspunkte" zu 
verrechtlichen. Eine Beteiligung der Sozialpartner, 
wie der Arbeitsverwaltung, an der Arbeit der medizi-
nischen Gutachter ist nicht vorgesehen. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Fragen 
der Abgeordneten Andrea Fischer (Berlin) (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/7013 Fragen 
49 und 50): 

Über welche Organisationen wurden Kriegsopferrenten an 
Leistungsempfänger im skandinavischen Ausland geleistet? 

Wie viele Anträge aus den GUS- oder MOE-Staaten (ein-
schließlich der baltischen Staaten) auf Kriegsopferrenten wur-
den in der Vergangenheit gestellt? 

Zu Frage 49: 

Leistungen an Berechtigte nach dem Bundesver-
sorgungsgesetz werden grundsätzlich über deutsche 
Kreditinstitute bzw. über die Deutsche Bundesbank 
zugeführt. An Personen in Dänemark erfolgte bisher 
in wenigen Einzelfällen eine Zahlung über das Deut-
sche Rote Kreuz /Bund Deutscher Nordschleswiger. 
Aufgrund der Einschaltung insbesondere des Berlin-
Document-Centers in allen Fällen mit SS-Bezug ist 
im übrigen mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit davon auszugehen, daß keine dieser 
Versorgungsberechtigten an Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit beteiligt war. 

Zu Frage 50: 

Die Durchführung des Bundesversorgungsgeset-
zes obliegt als eigene Angelegenheit den Bundeslän-
dern. Angaben über Anträge in den genannten Staa-
ten liegen der Bundesregierung deshalb nicht vor. 
Aufgrund einer Sondererhebung ergab sich, daß 
nach dem Zusammenbruch des kommunistischen 
Regimes im Ostblock aus dem Baltikum rd. 2 500 An-
träge gestellt worden sind, von denen rd. 700 bewil-
ligt worden sind. In allen Fällen wurden insbeson-
dere das Berlin-Document-Center und die Zentrale 
Stelle der Landesjustizverwaltung zur Verfolgung 
nationalsozialistischer Verbrechen eingeschaltet; in  

keinem einzigen Fall ist danach eine Beteiligung an 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit festgestellt 
worden. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Fragen 
des Abgeordneten Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/7013 Fragen 51 und 
52): 

In welche Länder hat die Bundesregierung für welche Zeit-
räume Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz an Lei-
stungsbezieher verdeckt über Mittlerorganisationen (Beispiel: 
Dänemark: Deutsches Rotes Kreuz/Bund Deutscher Nordschles-
wiger [BDN]) ausgezahlt oder tut dies heute noch? 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu dem Vorwurf, sie habe 
mit dieser Praxis die Bezieher dieser Renten (insbesondere bei 
Kriegsverbrechern und Waffen-SS-Angehörigen) vor Strafver-
fahren wegen Straftaten im Zusammenhang mit der Kriegsteil-
nahme auf deutscher Seite in ihren Heimatländern bewah rt  und 
durch die Tatsache der verdeckten Zahlung Beihilfe zu Sozialbe-
trug und Steuerhinterziehung oder Steuerbegünstigung gelei-
stet, und wie begründet sie diese Praxis? 

Zu Frage 51: 

In wenigen Einzelfällen sind Leistungen nicht un-
mittelbar durch die Versorgungsverwaltung, sondern 
anderweitig ausgezahlt worden, um Diskriminierun-
gen von Berechtigten, die auf der gegnerischen Seite 
am Krieg teilgenommen hatten, zu vermeiden. 

Aus den genannten Gründen können hier auch 
keine näheren Angaben gemacht werden. 

Zu Frage 52: 

Ein solcher Vorwurf ist lediglich in einer Fernseh-
sendung erhoben worden. Er wäre auch abwegig: 
Den staatlichen Stellen in den Heimatstaaten war be-
kannt, wer in deutschen Verbänden gekämpft hat. 
Diese Personen sind nach dem Krieg bereits allein 
wegen der Zugehörigkeit zu deutschen Verbänden 
verurteilt worden. Die „verdeckte" Zuführung, die 
inzwischen auf offene Zahlung umgestellt worden 
ist, bestand zudem lediglich da rin, daß auf der Bank-
überweisung statt des Versorgungsamtes das Deut-
sche Rote Kreuz/Bund Deutscher Nordschleswiger in 
Erscheinung trat; es ist nicht zutreffend, darin eine 
Beihilfe zum Sozialbetrug zu sehen. Ferner sehen die 
von der Bundesrepublik Deutschland geschlossenen 
Doppelbesteuerungsabkommen vor, daß das Be-
steuerungsrecht für Leistungen an Kriegsbeschä-
digte der Bundesrepublik Deutschland und nicht 
dem Wohnsitzstaat obliegt. Renten des sozialen Ent-
schädigungsrechts, wie z. B. Renten nach dem Bun-
desversorgungsgesetz werden grundsätzlich nicht 
auf Sozialversicherungsrenten angerechnet. 
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Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Fragen 
der Abgeordneten Christa Nickels (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) (Drucksache 13/7013 Fragen 53 und 54): 

Bei welchen Landesversorgungsämtern gab es nach Kenntnis 
der Bundesregierung in den letzten Wochen wie viele Neuanträge 
auf Kriegsopferrenten nach dem Bundesversorgungsgesetz? 

Werden nach Kenntnis der Bundesregierung weiterhin 
Kriegsopferrenten an Kriegsverbrecher und Freiwillige der SS 
und Waffen-SS mit Wohnsitz im In- oder Ausland neu bewil ligt? 

Zu Frage 53: 

Über die Anzahl der Neuanträge auf Kriegs-
opferrenten bei den Versorgungsämtern der Län

-

der liegen der Bundesregierung keine Kenntnisse 
vor. 

Zu Frage 54: 

Da die Durchführung des Bundesversorgungs-
gesetzes in der ausschließlichen Zuständigkeit 
der Bundesländer liegt, liegen der Bundesregie-
rung entsprechende Kenntnisse nicht vor. Es ist 
jedoch durch die Einschaltung des Berlin-Docu-
ment-Centers und der zentralen Stelle der Lan-
desjustizverwaltungen in Ludwigsburg sicherge-
stellt, daß wegen des Ausschlußtatbestandes in 
§ 64 BVG in der Auslandsversorgung Kriegs-
opferrenten an Kriegsverbrecher nicht neu bewil-
ligt werden. 
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